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Metalltarifkampf: Die IGM 
braucht klare Streikziele
Mindestbeträge für Geringverdienende müßten 
möglich sein, Urlaub, Urlaubsgeld gesichert werden

Der Vorstand der IG Metall hat dem 
Antrag des Thrifbezirks Nieder­
sachsen auf Scheitern der Tarif­
verhandlungen und Einleitung der Urab­

stimmung stattgegeben. Vom 1. bis 3. 
März soll abgestimmt werden, ab 7. 
März kann bei entsprechendem Votum 
der Streik beginnen.

Über eine Million Beschäftigte haben 
sich in den vergangenen zwei Wochen 
an den Warnstreiks der IG Metall betei­
ligt. Die tiefgehende Krise in der Metall­
industrie hat nicht zu einer Lähmung der 
Widerstandskraft der Beschäftigten ge­
führt.

Gesamtmetall muß davon ausgehen, 
daß die IG Metall einen Streik lange fuh­
ren kann und trotz Kurzarbeit und Ent­
lassungen ausreichend Schaden für den 
Geschäftserfolg vieler Betriebe ange­
richtet wird, um die „Verbandssolidari­
tät“ der Metallindustriellen zu spren­
gen.

Eine großes Problem für den Fortgang 
der gewerkschaftlichen Aktionen be­
steht darin, daß die ursprüngliche For­
derungslage zunehmend diffus gewor­
den ist. Gesamtmetall will bekanntlich 
eine „Lohn-Nullrunde“ und darüber hi­
naus die Urlaubsbestimmungen ver­
schlechtern (im wesentlich Urlaubsdau­
er und Urlaubsgeld reduzieren). Die IG 
Metall will die Urlaubsbestimmungen 
halten, 5,8 Prozent mehr Lohn (Nieder­
sachsen) und Regelungen zur Beschäfti­
gungssicherung.

IG Metall-Vorsitzender Zwickel hat 
nun nach dem gescheiterten Spitzenge­
spräch mit Gesamtmetall aufgezählt, 
welche „Angebote“ die IG Metall den 
Metall industriellen gemacht hätte. Das 
Handelsblatt (14.2.) resümiert: „Die 
Arbeitgeber haben ihre Forderung nach 
einer Personalkostensenkung um 10 bis 
15 Prozent nicht mehr wiederholt, die 
IG Metall hat signalisiert, daß eine 
Lohnerhöhung 1994 nicht wichtig ist.

Die Arbeitgeber haben sich zu der 
Einsicht bekehrt, daß auch die Arbeits­
zeitverkürzung ein Ausweg aus der Be­
schäftigungskrise sein könnte, die Ge­
werkschaft fordert grundsätzlich nicht 
mehr die Arbeitszeitverkürzung mit vol­
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lem Lohnausgleich.
Für die Gewerkschaft ist auch die sai­

sonale Arbeitszeitverkürzung kein Tabu 
mehr, mit der Vereinbarung einer von 
den Betrieben je nach den Produktions­
notwendigkeiten beanspruchten Jahres­
arbeitszeit würde sie eine alte Flexibili­
tätsforderung der Arbeitgeber erfüllen.

Und die betrieblichen Öffnungsklau- 
seln im Tarifvertrag, jahrelang beider­
seitig geächtet, sind kein Problem mehr. 
Man stolpert geradezu über weggewor­
fene Tabus.“

Ein Abschluß auf dieser Linie würde 
die IG Metall in vielfacher Hinsicht 
schwächen. Die Verkürzung der Ar­
beitszeit auf 30 (statt 36 bzw. 35) Stun­
den für zwei Jahre ohne Lohnausgleich 
verkürzt den Lohn um 17 Prozent. Ein 
neuer Niedriglohnstandard wäre gebo­
ren. Die Jahresarbeitszeit würde die Ge­
staltung der Arbeitszeit noch mehr dem 
Geschäftsgang unterordnen. Eine Lohn­
erhöhung in Nähe der Inflationsrate 
würde die seit Jahren extrem ungleich 
verlaufende Einkommensverteilung 
verschärfen.

Der Effekt: selbst bei einem von der 
IG Metall als „passabel“ auszugeben­
den Abschluß würde eine Unterhöhlung 
gewerkschaftlicher Bindungskraft ein­
treten. Für einen zunehmenden Teil der 
Lohnabhängigen wäre die IG Metall 
trotz großer Anstrengungen nicht in der 
Lage, erkämpfte Lebensbedingungen zu 
verteidigen und gravierende Ven- 
schlechterungen abzuwehren.

Ein Sprecher des Verbandes der Me­
tallindustrie Niedersachsen hat bereits 
signalisiert, daß bis zum 7. März ein 
Verhandlungseigebnis erzielt werden 
könnte. Ministerpräsident Schröder hat 
sich passend zur Schlußphase des nie­
dersächsischen Landtagswahlkampfes 
als „Briefträger“ zwischen den Tarif­
vertragsparteien ins Spiel gebracht.

Es wäre nicht ausgeschlossen, daß ein 
Streik der IG Metall sich zeitlich verbin­
den könnte mit Arbeitsniederlegungen 
der ÖTV und der IG Medien. Ein sozia­
ler Großkonflikt im Wahljahr 1994 kä­
me der SPD aber nicht zupaß. Und je 
länger ein Streik dauerte, desto geringer

8. März 1994

Nach Protesten aus dem In- und Ausland so­
wie Beschwerden gegen die Beugehaft wur­
den Herbert Mies und Kurt Fritsch (beide 
DKP) am 18. bzw. 21. Februar aus dem Ge­
fängnis in Bonn entlassen. Das Landge­
richt kam zu dem
Urteil, daß die Aus­
sageverweigerung 
von Mies und 
Fritsch vor dem 
Bundestagsaus­
schuß berechtigt 
und der Freiheits­
entzug nicht ge­
rechtfertigtsei.

dürfte der Spielraum für extrem flexibi­
lisierte Verhandlungslösungen werden. 
Die Wahrscheinlichkeit für einen Hin­
terzimmerabschluß ist also nicht gering.

Andererseits halten Kräfte bei Ge­
samtmetall die Lage nach wie vor für 
günstig, die IG Metall deutlich zu 
schwächen und dafür einen Streik zu ris­
kieren.

Die IG Metall wird also im Zusam­
menhang mit der Urabstimmung nicht 
umhin können, mobilisierungsfähige 
Ziele für den Abschluß anzugeben, um 
durchhalten zu können. Auf der Lohn­
seite dürfte in der Gewerkschaft ein 
Klima vorhanden sein, das für die wenig 
Verdienenden Mindestbeträge ermög­
licht. Auch bei der vorübergehenden 
Einführung von Teilzeitarbeit kann es 
nicht ohne Lohnausgleich für weite Tei­
le der Beschäftigten gehen. Selbst Bun­
deskanzler Kohl sieht,dies mittlerweile 
ein, warum sollte sich die IG Metall da 
was vergeben? Urlaub und Urlaubsgeld 
müßte voll gesichert werden u.a.m.

Falls es zu betrieblichen Öffnungs­
klauseln kommt, sollte die IG Metall die 
Konditionen bestimmen und nicht die 
Betriebsräte. Alle die Punkte müßten je­
denfalls vereinbar sein mit perspektivi­
schen Vorstellungen zukünftiger Tarif- 
politik und nicht die weitere Atomisie­
rung der Belegschaften und die weitere 
Aushebelung der Tarifverträge beför­
dern.

Das Streikgebiet Niedersachsen ist 
mit Bedacht gewählt. Ein VW-Sprecher 
hat bereits betont, daß die Produktion 
bei VW durch einen Streik zum Erliegen 
kommen kann.

Die Konkurrenz der Zulieferer ist 
scharf, VW ist ein eigenes Tarifgebiet 
und dürfte Schwierigkeiten mit einer 
kalten Aussperrung haben.

Sollte es zum Streik kommen, ver­
dient der Unterstützung.

Nicht zuletzt wäre es wirklich an der 
Zeit, die Lohnabhängigen in Spanien, 
Frankreich, Italien uSw. in ihren beein­
druckenden Kämpfen durch Verschlech­
terung der deutschen Konkurrenzsitua­
tion mal etwas solidarisch zu unterstüt­
zen. — (gka)

12. März 1994:
Demonstration in Bonn (siehe auch Seite 11)

27. März 1994:
Kommunalwahien in Kurdistan (Seite 4)

Am 21. Februar kam es auch im öffentlichen Dienst zu den ersten Warnstreiks im Rahmen des 
laufenden Tarifkampfs der ca. 3,5 Millionen Arbeiter und Angestellten gegen die Lohnsenkungs­
pläne der öffentlichen Dienstherren. Etwa 150 Beschäftigte der Müllabfuhr in Heidelberg legten 
am frühen Montagmorgen aus Protest gegen die Haltung der Dienstherren für eine halbe Stunde 
die Arbeit nieder. Am 24. Februar finden in Stuttgart die nächsten Tarifverhandlungen statt. 
- (rül)

CDU-Parteitag: Wer
„packt“ 
wen?!?
Von Dr. Martina Bunge

Auf dem Wahlstart-Parteitag der 
CDU schwört der Kanzler „kämp­
ferisch“ seine Mitstreiterinnen 
auf die Formel ein: „Deutschland, wir 

packen’s an“.
Doch fast tagtäglich überstürzen sich 

die Horrormeldungen der Regierungs­
parteien zum Sozialabbau — „verpackt“ 
in wohlklingenden Namen: Im Mai/Juni 
1993 absolvierte das „Föderale Konsoli- 
dierungsprogramm“ — kurz genannt: 
Solidarpakt, den Bundestag; im Oktober 
schon wurden die beiden „Spar-, Kon- 
solidierungs- und Wachstumsgesetze“ 
mit über 20 Mrd. DM Sparvolumen bei 
den Bedürftigsten dieser Gesellschaft 
nachgeschoben, und im Januar dieses 
Jahres wartete die Regierung mit dem 
„Aktionsprogramm für mehr Wachstum 
und Beschäftigung“ auf. Auch dieses 
wird — nach leichten Entschärfungen 
auch mit dem Segen der SPD — in Bälde 
verabschiedet.

Treffend kennzeichnete der Präsident 
des Arbeitslosenverbandes in Deutsch­
land e.V. am 18.2.94 vor der Presse in 
Berlin die Situation, wenn er sagte: „Die 
Abstände zwischen den Maßnahmen zur 
Sozialkürzung werden immer enger, die 
Inhalte immer realitätsfemer, die Maß­
nahmen immer aggressiver, die ange­
strebten Wirkungen immer weniger er­
reicht, der Umfang der Ausgegrenzten 
und Armen immer größer“.

Erste Einschätzungen des neuen 
Grundsatzprogramms der CDU lassen 
verlauten, daß die Botschaft fehle, die 
Lektüre Langeweile erzeuge. Tatsache 
ist aber, daß mit dem Hinweis auf die 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes 
Deutschland die Regierungsparteien 
längst die Prinzipien von Gerechtigkeit 
und Solidarität verlassen haben. Be­
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schworen werden mehr Eigenverant­
wortung und Freiheit. Das verdeckt nur 
das „Strickmuster“ des anvisierten 
„Umbaus des Sozialsystems“: immer 
weniger Leistungen der gesetzlichen 
Versicherung bei immer größerer priva­
ter Vorsorge. Langfristig anmutende 
Diskussionen (wie die von K. Bieden­
kopf über die Zukunft der Alterssiche­
rung) sollten nicht darüber hinwegtäu­
schen, daß heute bereits Pflöcke in diese 
Richtung gesetzt werden. So ist die 
Blümsche Pflegeversicherung mit einer 
bloßen Grundversorgung und der Kom­
pensation der Arbeitgeberbeiträge der 
Einstieg in den Ausstieg aus dem Sozial­
system. Seehofers weitere Stufe der Ge­
sundheitsreform zu Beginn des nächsten 
Jahres wird der nächste Schritt sein.

Sicher ist das soziale Sicherungssy­
stem der Bundesrepublik am Ende seiner 
Leistungsmöglichkeiten angekommen. 
Notwendig sind aber realisierbare Vor­
schläge für einen progressiven Ausbau 
statt reaktionären Umbau des Sozialsy­
stems. Die PDS/Linke Liste bringt sich 
in derartige Denkrichtungen ein. Wir 
meinen, ein Ausbau des Sozialsystems 
wäre möglich mit einer gerechteren Ver­
teilung des gesellschaftlichen Reich­
tums: heute mit einer sozialen Grundsi­
cherung aus Mitteln von Steuerhinter­
ziehung und Wirtschaftskriminalität, 
morgen mit völlig neuen Quellen der Fi­
nanzierung (z.B. einer Gewinnanbin­
dung der Untemehmerbeiträge) für ein 
ausgebautes soziales Sicherungssystem.

T\in wir alles, damit die CDU mit ih­
ren Vorstellungen „einpacken“ muß.

Dr, Martina Bunge ist wissenschaftliche 
Mitarbeiterin der Gruppe PDS/LL im 
Bundestag
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Postreform: Protest und 
Widerstand der DPG 
Betriebliche und öffentliche Proteste geplant

Dokumentiert: Beschluß von SPD und DPG zur Postrefofm, 15.2.92

Nach monatelangen Verhandlungen 
in den interfraktionellen Beratun­
gen hat sich die SPD Anfang Fe­
bruar zu einem Ja für die „Postreform 

II“ entschieden. Während die Fraktio­
nen der Regierungskoalition jeweils ein­
stimmig hinter dem Privatisierungskon­
zept standen, besserte die SPD ihren 
Einbringungsbeschluß auf Intervention 
der Deutschen Pöstgewerkschaft nach.

Vor der Abstimmung hatte der DPG- 
Vorsitzende Kurt van Haaren beim SPD- 
Präsidium und der SPD-Bundestags­
fraktion darauf hingewiesen, daß die 
Gesetzentwürfe zu weit von den gewerk­
schaftlichen Mindestanforderungen ent­
fernt seien und kaum etwas von den von 
SPD und DPG (siehe Kasten) gemein­
sam erarbeiteten Reformpositionen er­
kennen ließen. Die Entwürfe böten kei­
ne ausreichenden Garantien für den 
Schutz der Beschäftigteninteressen.

Ein von Peter Patema, Vorsitzender 
des Bundestagsausschusses für Post und 
Telekommunikation, eingebrachter An­
trag, die Pöstreform II auf die nächste 
Legislaturperiode zu verschieben, wur­
de mit einem nachgebesserten Frak­
tionsbeschluß, der mit 30 Gegenstim­
men und sieben Enthaltungen verab­
schiedet wurde, abgeschmettert. Letzte­
rer sieht u.a. eine dauerhafte Mehrheit 
des Bundes an den Unternehmen Tele­
kom und Postdienst, die stärkere Absi­
cherung des Infrastrukturauftrages so­
wie stärkere Steuerungs- und Koordinie­
rungskompetenzen für die Holding 
Deutsche Bundespost vor. Kurt van 
Haaren hielt die Ergänzungen für be­
deutsam, ihm blieb aber unklar, wie die 
SPD diese Punkte in wenigen Wochen 
durchsetzen wolle, nachdem dies in 
zweijährigen Verhandlungen mit einer 
in den Kernpunkten kompromißlosen 
Koalition nicht gelungen sei.

Diese Frage muß sich nun auch die 
DPG stellen. In den letzten zwei Jahren, 
seitdem die Privatisierung der Bundes- 
postuntemehmen von Seiten der Kon­
zerne gefordert und von der Regierungs­
koalition forciert wird, hat sich die DPG 
allzusehr auf die SPD gestützt. Die 
DBP-Beschäftigten sind über Aushänge 
und Personalversammlungen sowie die 
Gewerkschaftsmitglieder in den Publi­
kationen der DPG zwar stets über den 
aktuellen Stand der Verhandlungen in­
formiert worden, aber es hätte mehr ge­
macht werden müssen. Eine Kampagne 
wie bei der „Postreform I“ wäre ange­
bracht gewesen.

Die Umstrukturierung der DBP-Un- 
temehmen in Richtung Aktiengesell­
schaften ist voll im Gange. Die Vorstän­
de lassen ihre Konzepte von Untemeh- 
mensberatungsfirmen durchplanen und 
greifen selten auf das Wissen und die Er­
fahrungen der Verwaltung zurück. Von 
den Beschäftigten wird in Zukunft „dop­
pelte Mobilität“ — anderer Arbeitsplatz 
an einem anderen Ort — gefordert, und 
wer überhaupt noch befördert und was 
werden möchte, muß herausragende 
Leistungen bringen und darf nie krank 
sein.

Und was hat der „einfache“ Postbe­
nutzer zu erwarten? Die Preiserhöhun­
gen im Briefdienst, die angekündigte 
Gebührenreform für das Telefon — Ge­
spräche im Nahbereich sollen teurer 
werden — sowie die Schließung von 
Poststellen oder der Abbau von etwa 
10000 Telefonhäuschen zeigen den zu­
künftigen Kurs an: Alles teurer, in der 
Fläche ausgedünnt, um die Rendite für 
die Aktionäre zu erwirtschaften.

In einer Entschließung kündigt der 
DPG-Vorstand an: „Herausragendes 
Ziel ihres Engagements ist die Siche­
rung der Interessen von 670000 Be­
schäftigten der DBP-Untemehmen und 
des Hoheitsbereichs. Die DPG behält 
sich vor, ihren Forderungen für eine 
bessere Postreform im Verlauf der wei­
teren Auseinandersetzungen in öffentli­
chen und betrieblichen Aktionen Nach­
druck zu verschaffen. Zu solchen Aktio­
nen'wird der Hauptvorstand die Mitglie­
der aus geeignetem Anlaß und zum ge­
gebenen Zeitpunkt aufrufen.“ — (sip)

Fitgemacht für die Privatisierung: Bei der Tele­
kom sollen 30000 und beim Postdienst 60000 
Dienstposten wegrationalisiert werden.

Rechtsform
... Aufnahme von Verhandlungen mit 
der Regierungskoalition mit dem Ziel, 
die Deutsche Bundespost unter verfas­
sungsrechtlicher Sicherung ihres Infra­
strukturauftrages in die Rechtsform 
„Selbständige Anstalt öffentlichen 
Rechtes“ umzuwandeln. Zur Realisie­
rung dieses Rechtsformvorschlages 
muß Art. 87 GG dahingehend geändert 
werden, daß die Deutsche Bundespost 
(Postdienst, Postbank, Telekom) als 
mittelbare, in der Rechtsform der An­
stalt des öffentlichen Rechts geführte 
Bundesverwaltung — im Sinne von 
Art. 87 HI GG — ausdrücklich genannt 
wird.

Mit der Bildung von Aktiengesell­
schaften ... ergeben sich (anderer­
seits) erhebliche Risiken, die insbeson­
dere in der Gefahr der Erosion des öf­
fentlichen Infrastrukturauftrages lie­
gen. (Es) dürfte ... auch bei einer ge­
setzlichen, satzungsrechtlichen und 
vertraglichen Bindung der Aktienge­
sellschaften an einen öffentlichen In­

WN/BdA: Protest gegen den Film
„Beruf Neonazi“

m vergangenen Wochenende haben 
die Privatsender SÄT 1 und Vox den 
von,,Spiegel TV“ gekauften, 

fürchterlichen Film„ Beruf Neonazi“ 
gesendet. Die Vereinigung der Verfolg­
ten des Nazi-Regimes /Bund der Anti­
faschisten hatte vorher in einem offenen 
Brief gegen die geplante Ausstrahlung 
des Films protestiert. Wir dokumentie­
ren den Brief leicht gekürzt. — (riil)

Wir bitten Sie dringend, die von Ihnen 
ins Auge gefaßte Ausstrahlung des Do­
kumentarfilms „Beruf Neonazi“ Von 
Winfried Bonengel zu unterlassen. Aus 
folgenden Gründen:

— Der Film droht — entgegen der 
von Verleih, Produzenten, Regisseur 
und Kamermamann mehrmals öffentlich 
vorgetragenen Intention — zu einem 
„Kultfilm“ für Neofaschisten zu wer­
den. Bedingt ist dies durch das über den 
ganzen Streifen gehende unkommentier­
te propagandistische Auftreten des er­
klärten Neonazis Ewald Althans. Wir 
verkennen nicht, daß von den Filme­

frastrukturauftrag in den Unternehmen’ 
keine die öffentlichen Interessen lang­
fristig tatsächlich sichernden Durch­
setzungsspielräume geben. ... Von 
daher ließe sich im Falle einer aktien­
rechtlichen Lösung eine erhebliche 
Gefährdung des öffentlichen Infra­
strukturauftrags — insbesondere zu 
Lasten der gleichwertigen Bedingun­
gen auch strukturschwacher ländlicher 
Räume und der raschen Modernisie­
rung der Infrastrukturen in den neuen 
Bundesländern — langfristig nicht ver­
meiden.

Infrastrukturauftrag
Eine solche Reform muß darauf abzie­
len, unter Beachtung des EG-Rechts -
— die Verpflichtung des Bundes für 
eine flächendeckende, moderne sozial- 
und verfassungsverträgliche Kommu­
nikationsversorgung ... sicherzustel­
len und festzuschreiben;
— die Bedingungen für die Erfüllung 
des öffentlichen Infrastrukturauftrages 
der DBP-Untemehmen zu verbessern, 

machern versucht wurde, mit filmästhe­
tischen Mitteln eine „O-Ton-Entlar- 
vung“ dieses Vertreters der „Ausch- 
witz-Lüge“ zu erreichen. Diese gute 
Absicht hat sich aber, wie sich beim Be­
trachten dieses Films zeigte, ins Gegen­
teil verkehrt.

— Der Film ermöglicht Neofaschi­
sten wie Althans und Zündei, als „nor­
male“ Gesprächspartner im pluralisti­
schen gesellschaftlichen Diskurs aufzu­
treten, obgleich die von ihnen verbreite­
ten Thesen strafrechtlich relevant sind. 
„Filmimmanent“ findet dagegen kein 
Widerspruch statt.

— Den Opfern des Holocaust, den 
Verfolgten und Widerstandskämpfern, 
wird in diesem Film nicht die Möglich­
keit gegeben, ins Bild oder zu Wort zu 
kommen. Sie fühlen sich — wie uns viele 
unserer betroffenen Mitglieder versi­
chern — verhöhnt.

Die bisher stattgeftmdenen Kinovor­
führungen von „Beruf Neonazi“ gerie­
ten meist zu Diskussionsveranstaltungen 
zur Frage, wie dem Neofaschismus in

Der in der Verfassung verankerte In­
frastrukturauftrag der DBP-Untemeh­
men darf ... nicht aufgehoben wer­
den. (Es) dürfte ... auch bei einer ge­
setzlichen, satzungsrechtlichen oder 
vertraglichen Bindung der Aktienge­
sellschaft an einen öffentlichen Infra­
strukturauftrag in den Unternehmen 
keine die öffentlichen Interessen lang­
fristig tatsächlich sichernden Durch­
setzungsspielräume geben.

Regulierung / Ordnungspolitik
Zur Gewährung einer demokratischen 
Kontrolle ... sind die Regulierungs­
kompetenzen des BMPT (Bundesmini­
sterium für Post und Telekomunika- 
tion, d. Verf.) gesetzlich präzise und 
abschließend zu beschreiben und die 
Beschlußrechte des Infrastrukturrates 
auf das gesamte Spektrum der Regie­
rungsentscheidungen zu erweitern. 
Den DBP-Untemehmen muß die Mög­
lichkeit eröffnet werden, sich gegen 
regulierungspolitische Zumutungen 
des BMPT auch auf dem Rechtsweg 
zur Wehr zu setzen.

Offener Brief an die Sender 
SAT1 (Springer) und Vox

unserem Land entgegengetreten werden 
könne. Dies allerdings nur aufgrund der 
heftigen Interventionen von antifaschi­
stischen Oiganisationen und Gruppen.

Auch hier ist schon fraglich, ob fatale 
Auswirkungen des Films auf weniger 
engagierte Betrachterinnen und Betrach­
ter auf diese Weise verhindert werden 
konnten.

Eine Ausstrahlung im Fernsehen 
macht es schlicht unmöglich, die not­
wendigen Informations- und Diskus­
sionszusammenhänge zu gewährleisten. 
Auch vor- oder nachgeschaltete Film­
beiträge zum faschistischen Holocaust 
oder kritische Gesprächsrunden können 
nur einen Bruchteil von Zuschauerinnen 
oder Zuschauern erreichen ...

Aus all diesen Gründen fordern wir 
Sie auf, die Ausstrahlung des Films 
„Beruf Neonazi“ zu unterlassen. Nach­
dem, wie oben erwähnt, durch den 
„Hauptdarsteller“ permanent ’ straf­
rechtliche Bestimmungen verletzt wer­
den, gedenken wir anderenfalls auch ju­
ristisch dagegen vorzugehen.

Aktuell in Bonn Wahlrecht ausüben will, hat für diese 
Wahl dann im Herkunftstaat kein Wahl- 

i recht. (Ds. 12/6621)

24 Mrd. DM Subventionen an Kirchen
Die evangelischen und die katholische 
Kirche haben in den Jahren 1989 bis 
1992, d.h. in vier Jahren, staatliche Sub­
ventionen in Höhe von 24,4 Mrd. DM 
erhalten, d.h. mehr als 6 Mrd. DM jähr­
lich. Das hat die Bundesregierung in 
einer Antwort auf eine kleine Anfrage

Ehepaaren auch eines als Voraussetzung 
ausreichen; ab einem bestimmten Alter 
des Steuerpflichtigen (z.B. 60 Jahren) 
gibt’s das steuerlich privilegierte 
Dienstmädchen auch ganz ohne Kind. 
Immerhin, so Rexrodt, würden so mit 
der Familie hunderttausende Arbeits­
plätze geschaffen.

Schlechtwettergeld
Die IG Bau kündigte an, gegen die Ver­
schlechterungen beim Schlechtwetter-

§218: PDS-Gesetzentwurf
Die weiblichen Abgeordneten der PDS/ 
LL im Bundestag haben Ende Januar 
einen gemeinsamen Gesetzentwurf zur 
Aufhebung des Strafparagrafen 218 ein­
gebracht. Da das Bundesverfassungsge­
richt mehrfach die „Verfassungswidrig­
keit“ von Versuchen zur Milderung der (Ds. 12/6692) eingeräumt. Das Auf- geld — Ausgleichszahlungen der Bun- 
Strafverfolgung von Abtreibungen fest­
gestellt hat, fordern die Abgeordneten 
nun eine Änderung des Grundgesetzes. 
In Artikel 2 GG soll ein neuer Absatz 3 
eingefügt werden: „Jede Frau hat das 
Recht, selbst zu entscheiden, ob sie eine 
Schwangerschaft austrägt oder nicht.“ 
(Ds. 12/6648)

Europawahl: Wer darf wie wählen ?
Mit einem gemeinsamen Gesetzentwurf 
wollen CDU/CSU, FDP und SPD das 
Wahlrecht für die kommenden Europa­
wahlen regulieren. Der Antrag sieht 
vor: wahlberechtigt und wählbar in der 
BRD sind bei den kommenden Europa­
wahlen auch Staatsbürger anderer EG- 
Staaten, sofern sie 18 Jahre alt sind und 
das aktive und passive Wahlrecht auf 
BRD-Gebiet ausdrücklich beantragen. 
Mit dem Antrag auf Wahlrecht bzw. 
Wählbarkeit in der BRD entfallt zu­
gleich für diese Wahl das Wahlrecht und 
die Wählbarkeit im Herkunftstaat. Mit 
anderen Worten: Wer in der BRD kandi­
diert, kann nicht zugleich im Herkunfts­
land kandidieren, wer in der BRD sein

kommen an Kirchensteuer stieg in den 
gleichen Jahren bei der katholischen 
Kirche von 7,1 Mrd. DM (1989) auf 8,7 
Mrd. DM (1992), bei den evangelischen 
Kirchen von 6,8 Mrd. DM (1989) auf 
8,4 Mrd. DM. Beide großen Kirchen 
hatten in diesen vier Jahren einen Ge­
samtetat aus Kirchensteuern und Staats­
subventionen von 74,27 Mrd. DM zur 
Verfügung — mehr als 18 Mrd. DM pro 
Jahr im Durchschnitt — eine enorme ge­
sellschaftliche und finanzielle Macht, 
über die die Kirchenfunktionäre für ihre 
reaktionären gesellschaftspolitischen 
Ziele verfügen konnten.

Dienstmädchen
Seit vier Jahren können Aufwendungen 
für „sozialversicherungspflichtige haus­
wirtschaftliche Beschäftigungsverhält­
nisse“ mit bis zu 12000 Mark als „Son­
derausgaben“ steuerlich abgesetzt wer­
den. Eine Regelung wie in feudalen Zei­
ten, die als “Dienstmädchenprivileg“ in 
die Umgangssprache einging. Nun soll 
dieses Privileg der Reichen erweitert 
werden: U.a. soll statt zwei Kindern bei

wurde verdeutlicht, daß militärische 
UN-Einsätze wie alle bisher dagewese­
nen und alle zukünftig denkbaren von 
der SPD mitgetragen werden würden.

Weizsäckers Teilausstieg beim DSD
Das Duale System Deutschland (DSD) 
gilt international längst als Gütesiegel 
für eine Methode, mit der die Verpak- 
kungsflut und der Mülltourismus gestei­
gert, jeglicher vernünftiger Umweltpoli­
tik die rote Karte gezeigt und dies mit 
einem grünen Punkt verschleiert wird. 
Jüngst geriet das DSD in die Schlagzei-desanstalt für Arbeit bei Arbeitsausfall

wegen schlechten Wetters — Muster- len, weil ausstehende Rechnungen bei 
prozesse „notfalls bis zum Bundesver­
fassungsgericht“ führen zu wollen. Im 
März, wenn erstmals die Kürzungen re­
levant würden, würden sich „massen­
haft Bauarbeiter arbeitslos melden“. 
Damit entfalle ihr Lohnanspruch, zu­
gleich aber auch das Direktionsrecht des 
Arbeitgebers. Die Arbeitnehmer erfüll­
ten damit ihren Anspruch auf Arbeitslo­
sengeld, zumal ihnen Lohnersatzleistun­
gen wie Schlechtwettergeld verweigert 
würden.

SPD: Internationalismus = Kriegführen
Kanzler-Kandidat Scharping kündigte 
Anfang Februar auf der Wehrkundeta­
gung in München eine Wende in der 
SPD-Militärpolitik an. Die SPD „als 
klassische Partei des Internationalis­
mus“ könne nicht „immer bloß abseits 
stehen“. Erwin Hom, für die SPD im 
Verteidigungsausschuß: „Wir müssen 
den wilhelminischen Größenwahn las­
sen , immer etwas anderes sein zu wollen ;
als die anderen.“ Mit solchen Sätzen i

den Kommunen nicht beglichen werden, 
i Umso erstaunlicher, daß der Ökologe 

und Wissenschaftler Ernst Ulrich von 
Weizsäcker bis Ende Januar als Vorsit­
zender des DSD-Kuratoriums fungierte 
und — trotz Rücktritts in dieser Funktion 
— „vorläufig“ im Kuratorium bleiben 
will. Gewissermaßen als grüner (gutbe­
zahlter) Punkt.

AZO-Novelle vor Verabschiedung ?
Die Regierungsparteien haben ihren 
Streit um die Zulässigkeit der Sonntags­
arbeit im neuen Arbeitszeitgesetz beige­
legt und wollen ihr Gesetz in den häch- 
sten Wochen im Bundestag endgültig 
verabschieden lassen. Sonntagsarbeit 
soll jetzt aus wirtschaftlichen Gründen 
„nur“ zulässig sind, wenn an den übri­
gen Tagen bereits ununterbrochen gear­
beitet wird und trotzdem ohne Sonntags­
arbeit aus Gründen des internationalen 
Wettbewerbs „die Beschäftigung nicht 
gesichert weiden kann“. Faktisch ist 
damit auch für die Automobilzulieferer

der Weg zur regelmäßigen Sonntagsar­
beit freigeschlagen — wenn die SPD den 
Gesetzentwurf nicht im Bundesrat 
blockiert, wozu sie die Mehrheit hätte.

Streit um Schengen
Zum 1. Februar 1994 hätte das Schenge­
ner Abkommen in Kraft treten müssen 
— ist es aber nicht! Die französische 
Regierung behindert das Inkrafttreten — 
formell mit der Begründung, der im Ab­
kommen vereinbarte Zentralcomputer in 
Straßburg für den polizeilichen Daten­
austausch (SIS) sei nicht einsatzfähig. 
Der SPD-Europaabgeordnete Samland 
hat daraufhin die Bundesregierung em­
pört aufgefordert, das Abkommen not­
falls ohne französische Zustimmung in 
Kraft zu setzen. Die Bundesregierung, 
die derzeit die Präsidentschaft im Mini- 
sterrat des Abkommens habe, solle eine 
entsprechende Initiative ergreifen, for­
dert der an EG-weiter Polizeizusam­
menarbeit gegen Flüchtlinge stark inter­
essierte SPDler. (Handelsblatt, 17.2.)

Was kommt demnächst?
Vom 25. bis 27.2. berät die Bundesver­
sammlung von Bündnis 90/Die Grünen 
in Mannheim über die Strategie der Par­
tei bei den Europawahlen. Am 26.2. ist 
kleiner Parteitag der FDP in Hildes­
heim. Am 13. März sind Landtagsuah- 
len in Niedersachsen, am 20. März 
Kommunal wählen in Schleswig-Hol­
stein. Am 25. Februar und 18 März 
sind die nächsten Bundesratssitzungen, 
bei der letzteren dürfte das AZO-Gesetz 
zur Schlußberatung im Bundesrat voriie- 
gen.
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„Militärinterventionen 
... führen nur 
zu neuem Leid“
Interview mit Hans Modrow zu den letzten 
Entwicklungen im Balkan-Konflikt

□ Das NATO-Ultimatum ist abgelaufen, ohne 
daß bisher die angedrohten Luftangriffe auf 
die serbischen Stellungen erfolgten. Ist da 
nicht erst mal das Schlimmste überstanden?

Leider nicht. Noch immer geben sich 
einflußreiche Kräfte in der NATO und 
einigen islamischen Staaten der Illusion 
hin, den schrecklichen Bürgerkrieg in 
Bosnien mit militärischen Mitteln been­
den zu können. Die militärischen Dro­
hungen werden aufrechterhalten .' Nach­
dem es im letzten Moment durch die 
Vereinbarung über den Abzug der 
schweren serbischen Waffen und die 
Stationierung von russischen Blauhelm­
soldaten im Gebiet Sarajevo gelungen 
ist, eine ausländische Militärinterven­
tion zu verhindern und bei der seit länge­
rem vorgeschlagenen Entmilitarisierung 
der leidgeprüften Stadt voranzukom­
men, visieren einige NATO-Politiker 
bereits neue Ziele für Luftangriffe an.

□ Nun wird ja behauptet, daß die bosnischen 
Serben das von Sarajevo abgezogene Kriegs­
gerät zum Beispiel nach Bihac verlagert und 
dort die Angriffe verstärkt hätten.

Das ist ein geradezu klassisches Beispiel 
dafür, mit welchen Propagandametho­
den gearbeitet wird, wenn es gilt, eine 
der Bürgerkriegsparteien zu verteufeln 
und Vorwände für neue militärische 
Drohungen zu schaffen. Die von Saraje­
vo abziehenden Einheiten müßten schon 
wahrlich mit dem Teufel im Bunde ste­
hen, wenn es ihnen gelungen wäre, in­
nerhalb von ein, zwei Tagen schweres 
Kriegsgerät über zugeschneite Berge, 
zerstörte und vereiste Straßen, durch 
umkämpfte Bürgerkriegsgebiete ins ent­
fernte Bihac zu verlagern. Nein, dieser 
Propaganda geht es um nichts anderes 
als darum, neue Ziele für militärische 

Drohungen und Angriffe zu bestimmen. 
Und mit Bihac ausgerechnet in einem 
Gebiet, wo sich Moslems, friedensbe­
reite und auf Kriegsfortsetzung behar­
rende Kräfte gegenseitig attackieren und 
die Linien zwischen Bewaffneten, Zivi­
listen, sich bekämpfenden und kooperie­
renden Moslems, Serben und Kroaten 
fließend sind.

□ Welche Folgen hätte ein militärisches Ein­
greifen der NATO?

Die Folgen eines solchen verhängnisvol­
len Schrittes sind noch immer nicht ein­
mal abzusehen.

Selbst die Befürworter des NATO-Ul- 
timatums in der Bundesrepublik spra­
chen von „unkalkulierbaren Risiken“, 
die man jedoch eingehen müsse. Mit an­
deren Worten: Man nimmt in Kauf, daß 
neben militärischen Stellungen auch zi­
vile Objekte, wehrlose Männer, Frauen 
und Kinder getroffen werden. Beden­
kenlos geht man das Risiko ein, daß es 
zu einer Eskalation und Internationali­
sierung des Konfliktes in einem Raum 
kommt, in dem auch nur ein weiterer 
Funke genügen kann, große Teile des 
Balkans in Flammen aufgehen zu lassen. 
Das ist wahrlich ein gefährliches Spiel 
mit dem europäischen Frieden.

Und einen weiteren Aspekt gilt es zu 
beachten: Rußland, ständiges Mitglied 
des Weltsicherheitsrates,' hat sich — 
ebenso wie China — mehrfach gegen 
NATO-Schläge aus der Luft und gegen 
eine ausländische Militärintervention 
gewandt. Eine Mißachtung dieser Posi­
tion hätte schwerwiegende Auswirkun­
gen auf das Verhältnis zwischen der 
NATO und Rußland, der sogenannten 
Partnerschaft für den Frieden würde die 
schon so schüttere Vertrauensgrundlage 
entzogen.

□ Nun wird ja wohl die Meinung vertreten, daß 
der Drohung nicht zwangsläufig Taten folgen 
müßten. Allein schon die Androhung militäri­
scher Gewalt, so wird erklärt, schaffe militä­
rischen Druck, der eine politische Verhand­
lungslösung beschleunige

Dieses Argument ist tatsächlich weit 
verbreitet, mit ihm soll vor allem der 
wachsenden Besorgnis vor einer NATO- 
Intervention auf dem Balkan und einer 
Ausweitung des Krieges begegnet wer­
den. Stichhaltig ist das nicht. Die Dro-! 
hungen richten sich bekanntlich?- wie 
auch schon wiederholt in der Vergan­
genheit, nur gegen eine der Konfliktsei­
ten, wodurch die anderen auf eine Ver­
besserung ihrer militärischen Lage hof­
fen können und zu einer Fortsetzung des 
barbarischen Krieges ermuntert werden. 
Der unter UNO- und EU-Vermittlung 
vorgelegte Friedensplan für Bosnien, 
der keineswegs ideal ist, aber mit dem 
die Waffen endlich zum Schweigen ge­
bracht werden könnten, wäre längst un­
terzeichnet, wenn die Hoffnung einiger 
moslemischer Führer auf eine ausländi­
sche Militärintervention gegen die serbi­
sche Seite nicht immer wieder im letzten 
Moment genährt worden wäre. Das ver­
anlaßte sie zu neuen Forderungen, die 
eine Beendigung des Krieges in die Fer­
ne rücken ließen.

Einseitige Ultimaten sind nicht geeig­
net, den Friedenswillen aller Kriegspar­
teien zu befördern. Dieser Wille ist je­
doch die entscheidende Voraussetzung 
für eine Beendigung des Blutvergießens.

□ Wenn wir uns nicht täuschen, ist kürzlich so­
gar der Generalinspekteur der Bundeswehr 
zu dieser Erkenntnis gelangt, was ihn nicht 
daran hinderte, das einseitige Ultimatum an 
die Serben zu unterstützen. Aber offenkundig 
ist es doch so, daß die internationale Staa­

tengemeinschaft ziemlich hilf- und ratlos vor 
dem grauenhaften Geschehen im auseinan­
dergebrochenen Jugoslawien steht. Niemand 
hat ein Patentrezept, oder weiß die PDS 
eins?

Natürlich nicht, allein schon deshalb 
nicht, weil sich in diesem Konflikt poli­
tische, ethnische, religiöse und soziale 
Gegensätze überlagern und sich mit dem 
Streben ausländischer Mächte nach Ein­
fluß und Dominanz zu einem schier un­
entwirrbaren Knäuel verflochten haben.*'

□ Heißt das, daß auch die PDS, wie zuweilen 
zu hören ist, über keine einheitliche Position 
zu diesem internationalen Hauptkonflikt ver­
fügt?

Nein, das heißt es nicht. Natürlich gibt 
es auch in der PDS Nuancen, ja sogar 
Unterschiede bei der Betrachtung der 
Ursachen des Konfliktes und der Bewer­
tung der einzelnen Kriegsparteien. Aber 
eine gemeinsame Grundposition gibt es 
schon. Sie fand ihren Ausdruck in Erklä­
rungen des Parteivorstandes und in 
einem Entschließungsantrag der Abge­
ordnetengruppe der PDS/Linke Liste 
im Bundestag vom Oktober 1992, die 
angesichts der Fortdauer des Konfliktes 
und der weitgehend unveränderten Hal­
tung der Bundesregierung in allen .we­
sentlichen Punkten unverändert ist.' __

□ Worin könnte man den Kern dieser Position 
sehen?

Der entscheidende Punkt besteht darin, 
daß die PDS konsequent für eine Lösung 
mit ausschließlich politischen Mitteln 
eintritt und sich — übrigens als einzige 
der im Bundestag vertretenen Parteien 
— einmütig und leidenschaftlich gegen 
alle Pläne und Vorbereitungen einer aus­

ländischen Militärintervention wendet. 
Diese Position hat die PDS trotz nicht 
weniger Anfeindungen von Anfang an 
vertreten. Wiederholt hat sie die Bun­
desregierung aufgefordert, mit Vernunft 
zur Schaffung eines politischen Umfel­
des beizutragen, das es den jugoslawi­
schen Völkern erleichtert, den grauen­
haften Konflikt, in dem sich alle Seiten 
schrecklicher Verbrechen schuldig ge­
macht haben, zu beenden. Eindringlich 
haben wir unterstrichen, daß die Ach­
tung vor den Opfern von 1,7 Millionen- 
in Jugoslawien, die der zweite Weltkrieg 
forderte' gerade das vereinigte Deutsch­
land zu höchster Zurückhaltung bei der 
Bewertung der inneren Entwicklung in 
Jugoslawien verpflichtet...

□ Die Bundesregierung hat das offenkundig 
anders gesehen ...

Leider ja. Sie hat verbal die historische 
Belastung Deutschlands eingestanden, 
sich in der Tat aber an die Spitze derjeni­
gen gestellt, die einer überhasteten An­
erkennung der einzelnen jugoslawischen 
Republiken das Wort redeten, die mit 
einseitiger Parteinahme den Konflikt 
schürten und eine ausländische Militär­
intervention forderten. Auch in jüngster 
Zeit hob sie ihren besonderen Anteil am 
Zustandekommen des NATO-Ultima- 
tums hervor. ?

Die PDS bleibt jedoch bei der Auffas­
sung, daß ausländische Militärinterven­
tionen und Waffengewalt zu keinem si­
cheren Frieden, sondern zu neuem Leid, 
größerem Elend und schrecklicherem 
Blutvergießen führen.

Hans Modrow ist außenpolitischer Spre­
cher der PDS/LL im Bundestag und 
Ehrenvorsitzender der PDS. Das Inter­
view fand am22. Februar statt. — (rül)

„ Nun laßt doch mal 
endlich ...!“
Die „Friedensblätter“ für die Friedensbewegung in Baden-Württemberg 
zum Krieg in Jugoslawien und den Aufgaben der Friedensbewegung

Immer beliebter werden die „Drauf- 
hau-Parolen“, die „endlich“ ein En­
de des Krieges sehen wollen. In der 
Mediengesellschaft zieht so mancher 

durch die Talk-Shows und verkündet die 
simple Heilsbotschaft, daß mit einem 
Militärschlag der ganze Spuk beseitigt 
wäre.

Und es werden Begriffe verwendet, 
die ein militärisches Eingreifen gerade­
zu nahezulegen scheinen: Völkermord, 
Terror, Massaker. Es wirkt immer et­
was kleinkrämerisch, wenn man ange­
sichts des Todes von Menschen um Be­
griffe streitet, aber Völkermord ist die 
Vernichtung eines großen Teils eines 
Volkes mit dem Ziel, seine Identität aus­
zulöschen. In Bosnien aber findet eine 
gezielte Vertreibung statt, mit der sich 
die kriegführenden Parteien — Serben 
und Kroaten — ökonomische und strate­
gische Vorteile verschaffen wollen. Die 
Serben wollen eine Teilung Sarajevos 
und eine Verbindung ihrer Gebiete 
durch einen Landkorridor, die Kroaten 
wollen die touristisch bedeutsamen Ge­
biete an der Adria bis nach Mostar unter 
ihre Kontrolle bringen. Der Angriff mit 
einem Mörser auf den Markt in Sarajevo 
ist nicht zwangsläufig gezielter Terror 
oder ein Massaker, Mörser sind Flä­
chenwaffen, die nicht sehr zielgenau 
sind. Verurteilt werden muß also nicht 

ein gezielt angerichtetes Massaker, son­
dern daß serbische Truppen offensicht­
lich Flächenwaffen einsetzen, mit denen 
zwangsläufig die Zivilbevölkerung ge­
troffenwird.

Wenn also „Draufhauen“ der falsche 
Weg ist, wie sehen die Alternativen aus ? 
Die richtigen Maßnahmen wären die 
Durchsetzung der Entmilitarisierung der 
Region um Sarajevo mit Hilfe einer Er­
höhung des Blauhelm-Kontigents und 
das Angebot zu sofortigen Friedensver­
handlungen in Sarajevo unter Einbezie­
hung der Frage, wie die beteiligten 
Kriegsparteien beim Wiederaufbau un­
terstützt werden können. Das wird aber 
von der Europäischen Union nicht ange­
strebt, weil sie kein Interesse daran hat, 
in die wenig industrialisierten Gebiete in 
Bosnien zu investieren oder den „Man­
tel des Reichtums“ bis nach Serbien rei­
chen zu lassen. Wahrscheinlich spielt 
auch noch das Feindbild „Islam“ eine 
Rolle; einige europäische Staaten haben 
sicher kein Interesse daran, auf dem Bal­
kan einen moslemischen Staat zu haben.

Die Ursache für die Nichtbeendigung 
des Krieges ist demnach eine, die etwas 
mit dem Titelthema dieser Friedensblät­
ter zu tun hat (es lautet: „Neokolonialis­
mus: Exportartikel Krieg“, d. Red.). Es 
geht den europäischen Staaten um ihre 
ökonomischen, militärischen und politi­

schen Interessen, in denen Teile des ehe­
maligen Jugoslawiens forderlich und 
andere Teile eben hinderlich sind.

In dieser Interessenlage des Westens 
suchen die Staaten, aber auch die NATO 
ihre Rolle. Unterschiedliche taktische 
Ansätze führen zu den bekannten Aus­
einandersetzungen in EU und NATO. 
Die USA versuchen, ihre Führungsrolle 
zu erhalten und setzen derzeit eine be­
stimmte Option durch: die Drohung mit 
gezielten Militärschlägen. Dabei wird 
Rußland — gegen einen Militärschlag — 
in der UNO kaltgestellt, indem Ent­
scheidungen aus dem Sicherheitsrat her­
aus auf den Generalsekretär oder gar auf 
die Generäle der UNPROFOR verlagert 
werden. Griechenland skeptisch ge­
genüber Luftangriffen, weil es eine Aus­
weitung des Krieges befürchtet — wird 
in der NATO ruhiggestellt mit Drohun­
gen Clintons, daß es bei einem Veto für 
die Folgen verantwortlich gemacht wer­
de.

Noch einmal unmißverständlich for­
muliert: Es existiert keine Legitimation 
für einen Militärschlag. Das Ultimatum 
gegenüber den Serben ist ein Ultimatum 
der NATO, nicht eines der UNO. Boutros- 
Ghali diplomatiert hilflos herum und 
wird letztlich eine Rolle spielen, wie die 
UNO bereits im Golfkrieg. Die Verein­
ten Nationen werden erneut ausgehebelt.

Deckmantel: "Friedens"truppen

Die NATO übernimmt die Initiative, 
unter Führung Clintons. Sie tut dies au­
ßerhalb ihres Bündnisgebietes und voll­
zieht damit die Änderung der NATO- 
Geschäftsgrundlage nach, wonach diese 
auch in Krisenregionen der Welt einge­
setzt werden kann, wenn sie es im Ver­
teidigungsinteresse für nötig hält oder 
durch die UNO beauftragt wird. (Zwei­
tes ist hier nicht der Fall. Durch das Her­
anziehen des UN-Generalsekretärs wird 
der Eindruck erweckt).

Das Vorgehen der NATO birgt die 
Gefahr, den Konflikt zu eskalieren. Hier 
noch einmal in Stichworten, was ein mi­
litärisches Eingreifen bedeuten würde: 
Es sterben mehr Menschen (auch Zivil­
bevölkerung), als wenn das Eingreifen 
unterblieben wäre (siehe Golfkrieg).

Die Zerstörung der Region nimmt 
eine neue Qualität an, so daß der Wie­
deraufbau nach dem Krieg um ein We­
sentliches teurer und langwieriger wird.

Eine Eskalation des Krieges muß be­
fürchtet werden auf die angrenzenden 
Gebiete. Im Rücken des Eingreifens der 

NATO werden die Truppen Kroatiens 
offensiv, was sich jetzt bereits abzeich­
net. Der Krieg kostet ein Vielfaches des­
sen, was eine friedliche Lösung, erreicht 
durch ökonomische Anreize zum Auf­
bau der Region, kosten würde.

Deshalb muß nun endlich mal Schluß 
sein mit der Steinzeitstrategie. Vernünf­
tige, intelligente Lösungen sind gefragt, 
müssen an die Öffentlichkeit. Nichts 
liegt näher, als daß die Friedensbewe­
gung gerade jetzt in Presseerklärungen, 
in Leserinnenbriefen und auf Flugblät­
tern Stellung bezieht. — (df)
Der Artikel erschien in der Nr. 20, Februar 
1994, der Friedensblätter. Die Friedensblätter 
werden herausgegeben vom baden-württember­
gischen Förderverein für Frieden, Abrüstung 
und Internationale Zusammenarbeit e.V., Rote- 
bühlstr. 90, 70178 Stuttgart (Tel. 0711- 
62 69 87), in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Friedensgesellschaft — Vereinigte Kriegs­
dienstgegner (DFG-VK) Baden-Württemberg 
und dem Friedensnetz Baden-Württemberg. Sie 
erscheinen 5 mal jährlich, Einzelpreis 2 DM, ein 
Jahresabo kostet 25 DM. Nachdruck mit freund­
licher Genehmigung der Redaktion.



Auslandsberichterstattung

Die sozialen Hintergründe des Aufstands 
in Mexiko. Was will die EZLN ?
Die folgenden Artikel und Dokumente über die Ziele des „Zapatistischen Heeres der Befreiung“ 
hat die österreichische Zeitschrift TATblatt „non profit-Medien“ per Mailbox zugänglich gemacht.

E
 ines Sonntags sind sie gekommen, 
und sie haben mit Maschinenge­
wehren geschossen. Ja, mein 

Schwager ist gestorben dabei, und die 
Hunde haben ihn aufgefressen, mein 
Herr. Wir haben unsere Toten nicht be­
erdigen können, wir haben flüchten müs­
sen. “ — „Seit dem Morgen waren wir 
von Soldaten eingekreist. Auf Befehl der . 
Latifundistas (der Großgrundbesitzer) 
begannen sie zu schießen. Viele von uns 
starben. Sie verbrannten unsere Häuser. 
Unsere Toten wurden von Geiern und 
Hunden aufgefressen, und wir sahen aus 
der Feme, wie sie unseren Söhnen und 
Ehemännern die Gesichter und Körper 
auffraßen. Und es war der General, der 
die Soldaten geschickt hatte, um uns zu 
töten.“

Die beiden obigen Zeugnisse, die schil­
dern, wie eine indianische Dorfgemein­
schaft in Chiapas von ihrem Grund und 
Boden vertrieben wird, stammen nicht 
aus vergangenen Jahrhunderten. Sie 
stammen aus dem Jahr 1980 und wurden 
von der kürzlich verstorbenen Trudy 
Blom aufgezeichnet.

Der erwähnte General heißt Castella­
nos, wär von 1982 bis 1988 Gouverneur 
von Chiapas und wird derzeit vom 
EZLN „irgendwo in der Selva Laconda­
na“, dem Urwald in Chiapas, gefangen­
gehalten.

Noch ein Zitat, diesmal aus dem 
Mund eines Großgrundbesitzers in Oco- 
singo: „Diese Indios sind verrückt. 
Schaut, hier ist ein Huhn mehr wert als 
ein Indio.“ (Die Stadt Ocosingo taucht 
häufig im Zusammenhang mit dem Mas­
saker an den Menschen in Chiapas im 
Jänner auf. Es gibt Femsehaufzeichnun- 
gen aus Ocosingo, die zeigen, wie Ge­
fangene der Armee mit auf dem Rücken 
zusammengebundenen Händen erschos­
senwerden.)

Mindestens bis 1980 wurde in Chiapas 
das derecho de pemada in Anspruch ge­
nommen. Das derecho de pemada heißt 
bei uns „Recht der ersten Nacht“ und ist 
das „Anrecht“ eines Großgrundbesit­
zers, bei einer Heirat eines seiner Unter­
gebenen die erste Nacht mit dessen Braut 
verbringen zu können. (1)

In Chiapas gibt es nach wie vor peones 
acasillados, Quasi-Leibeigene, die eige­
ne oder ererbte Schulden auf den Lände­
reien der Latifundistas abarbeiten müs­
sen und sich nur mit der Erlaubnis ihres 
„Herrn“ von dort entfernen dürfen. Vor 
wenigen Jahren war es dort noch üblich, 
daß Großgrundbesitzer „ihren“ Indige­
nas zur Strafe die Hände fesselten, sie 
mit einem Strick an ihr Pferd banden, 
und sie Dutzende von Kilometern hinter 
sich herlaufen ließen.

In Chiapas mit seinen etwas über drei 
Millionen Einwohnerinnen sind in den 
letzten zehn Jahren mehr als 150000 
Menschen an Unterernährung und leicht 
heilbaren Krankheiten gestorben. Die 
Cholera, die fast überall auf der Welt un­
ter Kontrolle ist, breitet sich in Chiapas 
nach wie vor aus.

Aus diesem Hintergrund erklärt sich 
das Streben der Zapatistas nach „einem 
Leben in Gerechtigkeit oder einem Tod 
in Würde“ (2).

Aber theoretisch müßte Chiapas der 
reichste Bundesstaat Mexikos sein, nicht 
einer der ärmsten. Zwei Drittel der elek­
trischen Energie Mexikos werden hier 
erzeugt — und 34 Prozent der Ortschaf­
ten von Chiapas haben keinen Anschluß 
ans Stromnetz. Chiapas hat einen nen­
nenswerten Anteil der besten Böden 
Mexikos in seinem Territorium — und 
es gibt Latifundistas, die allein soviel 
Grund besitzen, wie die gesamte Ge­
meinde San Juan Chamula mit 85000 
Einwohnerinnen. Ein erheblicher Teil 
des mexikanischen Öls wird hier geför­

dert — aber den Indigenas bleibt davon 
nur die Umweltzerstörung. Auch die 
letzte größere Regenwaldreserve Mexi­
kos, die Selva Lacondana, 15000 qkm 
groß, liegt in Chiapas — und wurde von 
multinationalen Konzernen in ihrer Gier 
nach Edelhölzern größtenteils bereits 
geplündert.

Die mexikanische Revolution, die in 
anderen Teilen Mexikos zumindest an­
satzweise zu einer Umverteilung des 
Landes führte, fand in Chiapas nie statt. 
Stattdessen stützte sich die Regierung 
immer auf lokale Machthaber und för­
derte sie.

Und der PRI („Partei der institutiona­
lisierten Revolution“ und seit siebzig 
Jahren an der Macht) hat sich auf die Lo­
yalität der Großgrundbesitzer und Caci- 
ques in ihrem jeweiligen Einflußbereich 
verlassen können. Es gibt Ortschaften, 
in denen bei den letzten Wahlen 110% 
der Wahlberechtigten für die Staatspar­
tei PRI gestimmt haben, ein Ergebnis, 
von dem selbst Ceaucescu nur hätte träu­
men können. Einige der Zentren des 
Aufstandes gehören zu den Orten, wo 
bei den letzten Wahlen angeblich 100 % 
für den PRI stimmten.

Andere Wege als über die Stimmzettel 
sind in Mexiko auch nur begrenzt mög­
lich: Gründungen von Indigena- oder 
Campesinoorganisationen endeten für 
deren Anführer oft genug tödlich. Mord­
serien wie die an den 19 an Landrechts­
fragen arbeitenden Campesinos von Ve­
nu stiano Carranza bleiben unaufgeklärt. 
Die Gefängnisse gehen von politischen 
Gefangenen über, sehr oft Indigenas, die 
sich politisch mit der Landi;echtsfrage zu 
beschäftigen erdreisteten.

Auch die Kirche bekam das zu spüren: 
Mit den Indigenas zusammenarbeitende 
Priester wurden eingesperrt oder ausge­
wiesen, der Bischof von San Cristobal 
stand — bis zu seiner Einsetzung als 

Vermittler Mitte Jänner — auf der Ab­
schußliste sowohl der Regierung als 
auch des Vatikans. Zitat des Gouver­
neurs von Chiapas: „Soy Comecuras“
— „ich bin ein Pfaffenffesser“.

Mißstände finden sich auch im Bil- 
dungs- und Gesundheitswesen: Über 
30 % Analphabetismus, ein äußerst 
spärliches Netz an ärztlicher Versor­
gung.

Ein Beispiel: Das Spital in Altamirano
— übrigens eines der Zentren des Auf­
standes — wurde erst vor wenigen Mo­
naten vom Präsidenten persönlich eröff­
net, der dabei schöne Worte über die Ge­
sundheitspolitik seiner Regierung ver­
kündete. Am nächsten Tag, als die Men­
schen dort ärztliche Betreuung suchten, 
fanden sie das Spital leer. Keine Ärztin­
nen, keine Krankenschwester, keine 
Medikamente — die waren am Tag zu­
vor nur für die vom Fernsehen übertra­
gene Eröffnungszeremonie aus der 
Hauptstadt eingeflogen worden.

In Chiapas sind von drei Millionen 
Einwohnerinnen rund 850000 „ökono­
misch aktiv“, also in irgendeiner Weise 
beschäftigt. Von diesen verdienen zwei 
Drittel entweder gar nichts oder weniger 
als den Mindestlohn von etwa vier US- 
Dollar täglich, bei Lebensmittelpreisen, 
die etwa zwei Drittel jener in Österreich 
ausmachen.

Unter diesen Umständen sind die 
Menschen, um nicht zu verhungern, auf 
Subsistenzlandwirtschaft (3) angewie­
sen. Seit 1950 hat sich die Bevölkerung 
vervierfacht, ebenso die landwirtschaft­
lich genutzte Fläche. Versiebenfacht hat 
sich jedoch die Anzahl der Rinder, deren 
Zucht mit geringem Arbeitsaufwand auf 
großen Weideflächen traditionell eine 
Domäne der Latifundistas ist. Folglich 
geht es einem großen Teil der Indigenas 
heute wirtschaftlich schlechter als vor 
vierzigJahren.

Um sich um eine Bodenreform zu 
drücken, wurde immer dann, wenn die 
Unzufriedenheit zu groß wurde, ein 
Kontingent von Indigenas in die ehemals 
fast unbesiedelte Selva Lacondana ge­
schickt. Inzwischen wohnen dort etwa 
400000 Menschen, hauptsächlich Tzelt- 
zales, und von der Selva bestehen nur 
mehr kümmerliche Reste. Es gibt also 
nichts mehr zu verteilen, außer: Flächen 
aus Großgrundbesitz. Aber das hat die 
Regierung mit Rücksicht auf ihre loka­
len Alliierten bislang vermieden.

Wie wird die Regierung dieses Pro­
blem bei den kommenden Verhandlun­
gen lösen? Das ist eine entscheidende 
Frage nicht nur für Chiapas. Die Land­
frage ist nämlich auch in den anderen 
„armen“ Bundesstaaten mit erhebli­
chem indigenem Bevölkerungsanteil 
akut. Indigene Campesinos in Guerrero, 
des allerärmsten Bundesstaates Mexi­
kos, haben bereits angekündigt, daß sie 
ebenfalls in Verhandlungen mit der Re­
gierung einzutreten gedächten, um den 
Kuchen neu zu verteilen, widrigenfalls 
sie ebenfalls vorhätten, sich mit Waffen 
zu erheben ... (Übrigens leistete in 
Guerrero eine Guerrilla, bestehend aus 
130 (hundertdreißig) Menschen, der 
Regierung von 1967 bis 1974 Wider­
stand.)

(1) laut dem Historiker Antonio Garcia de Leon 
in einer Konferenz über Chiapas im Jänner 1994
(2) laut dem Kommunique vom 6. Jänner 1994
(3) Lebensmittelanbau für den Eigenbedarf 
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fentlicht und erscheint am 16. Februar 1994. (c) 
TATblatt 1994 (über CL-Netz). TATblatt - al­
les über das Böse auf der Welt, A-1060 Wien, 
Gumpendorfer Straße 157/11 Tel: 0043-1- 
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Gegen die Maschine der kusiöschung. Gespräch mhSuhcomandanie Marcos, EZLN

A
m Neujahrstag 1994 übernahm 
das „Zapatistische Heer der Na­
tionalen Befreiung “ (EZLN) die 
Kontrolle über vier Städte im mexikani­

schen Bundesstaat Chiapas. Das nach­
folgende Gespräch mit dem Anführer der 
Operationen in San Cristobal de las 
Casas, Subcomandante Marcos, hat 
wenige Stunden nach Beginn der Kampf­
handlungen Helmuth Santier (Latein­
amerika anders — Panorama) geführt.

□ Was sind die grundsätzlichen Ziele des 
Ejärcito Zapatista de Liberaclön Naclonal?

Freiheit und Demokratie — unter diesen 
Voraussetzungen können wir Schritte 
gegen die ernsten sozialen Probleme set­
zen: die ungleiche Verteilung des Reich­
tums, die hohen Preise, die niedrigen 
Löhne. Das prinzipielle Problem Mexi­
kos ist die illegitime Regierung. Sie ist 
das Produkt eines Wahlbetrugs. Wir 
wollen eine legitime Übergangsregie­
rung, die keine Entscheidungen über die 
Köpfe des Volkes hinweg trifft wie die 
jetzige von Präsident Salinas de Gortari. 
Die vorrangige Aufgabe dieses neutra­
len, parteiungebundenen Kabinetts wäre 
die Einberufung freier und demokrati­
scher Wahlen.

□ Gibt es keinen anderen Weg als den der Ge­
walt?

15000 sterben jährlich in Chiapas, so 
viele wie im salvadorianischen Krieg, 
auch wenn sie nicht den Kugeln, sondern 
dem Durchfall und den Masern erliegen. 
Mir wird kalt, wenn ich an 15000 Tote 
wegen Diarrhöe (=Durchfall) denke. 
Wann hast du schon davon gehört, daß 
die Leute an Masern sterben? Aber sie 
sterben daran. Die Gewalt tötet sie, aber 
wann spricht man schon davon? Die 
Demütigung der Indigenas ist allgegen­
wärtig, und sie akkumuliert sich bis zu

dem Punkt, an dem die Menschen nicht 
mehr können. Das hier ist bisher noch 
eine Lektion von Noblesse, nicht von 
Gewalt. Machten das die Spanier auch 
so, als sie gekommen sind? Wir sind 
traurig darüber, daß es so weit gekom­
men ist, aber wir haben den legalen Weg 
beschritten, Ansuchen gestellt, demon­
striert und Kundgebungen durchgeführt. 
Wir haben gewählt und Projekte vorge­
schlagen. Neben all dem haben wir uns 
auf den Kampf vorbereitet.

□ Wer steckt hinter dem „Wir“? Welche Ideo­

logie vertritt denn zum Beispiel das EZLN?

Revolutionären mexikanischen Bewe­
gungen wurde immer vorgeworfen, von 
der kommunistischen Internationale be­
zahlt zu werden. Nur, den internationa­
len Kommunismus gibt es nicht mehr. 
Wir sind Mexikaner, sonst nichts. Die 
fehlende soziale und politische Gerech­
tigkeit hat einen kleinen Keim wachsen 
lassen, wo vieles Platz hat: Marxismus- 
Leninismus, Sozialdemokratie, Zapatis- 
mus u.a., was im großen und ganzen 
übereinstimmt.

□ Warum wurde der Neujahrstag für den Be­
ginn der Aktionen gewählt?

Der Preis für die Maschine, die heute zu 
funktionieren beginnt (Inkrafttreten des 
Freihandelsvertrages NAFTA, Anmer­
kung des Interviewers), ist die Auslö­
schung der Indigenas als soziale Grup­
pe. Die übrigbleiben, die Überflüssigen, 
das sind wir, die Indigenas. (Comandan- 
te Marcos ist Mestize, Anmerkung des 
Interviewers). Wir wollen leben, wir 
haben das Recht, Forderungen zu stel­
len. Schlimmer als das Massaker, das 

die Regierung bereits angerichtet hat, 
kann es nicht mehr werden. Sie können 
uns nicht alle töten — wie sollen sie wis­
sen, ob jemand Zapatista ist oder nicht? 
Auch mit Folterungen werden sie^das 
nicht herausbekommen.

□ Wie soll es nach der Besetzung des Rathau­
ses von San Cristobal de las Casas weiterge­
hen?

Wir erwarten den Angriff der Armee. 
Aber die Reaktion des Heeres hängt 
nicht vom Militärischen ab. Es ist wich­
tig zu verstehen, daß es sich um politi­
sche Fragen handelt: Wie nimmt das 
Volk diese Bewegung auf, wie die Re­
gierung? Das bestimmt die Antwort. 
Knopf drücken und Bomben werfen, so 
einfach ist das nicht.

□ Wie hat das Volk eure Aktionen bisher auf­
genommen?

Die Leute sind verunsichert, denn sie 
sehen eine Sache und hören im Radio 
von einer anderen. Wir fressen keine 
Menschen und haben auch nicht Ham­
mer und Sichel in der Brust eingraviert. 
Wir wollen keine neue Diktatur, son­
dern daß die Partei gewinnt, die dem 
Willen des Volkes entspricht.

Dies hier ist die erste Etappe; wie es 
weiteigeht, hängt von der Reaktion des 
Volkes ab. Unser Weg mag falsch sein, 
aber er beruht auf Gerechtigkeit. Hätte 
es andere Möglichkeiten gegeben, hät­
ten wir sie ergriffen.

Werdet ihr Journalisten verstehen, 
daß dieser Weg der einzig mögliche 
war? Werdet ihr mit euren Herzen be­
richten? Sie werden sagen, dieser Baum 
vertrocknet, weil die Zapatisten hier wa­
ren. Laßt euch davon nicht täuschen !

Quelle.- 2/<7Worrplus4vier, 19.1.1994
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Wir sagen heute: 
Genug ist genug!

Uni-Klinik Zürich: Arztgeheimnis 
für Gefangene außer Kraft?

Erklärung der EZLN: An die Menschen in Mexiko 
Mexikanische Brüder und Schwestern!

Gefangene sollte im Beisein von Polizeibeamten medizinisch behandelt werden

Wir sind das Produkt von 500 Jah­
ren des Kampfes: zuerst gegen 
Sklaverei, dann während des 
von Rebellen geführten Unabhängig­

keitskrieges gegen Spanien, dann gegen 
die Einverleibung durch den nordameri­
kanischen Imperialismus, dann zur Ver­
kündung unserer Verfassung und der 
Vertreibung der französischen Herr­
scher von unserem Boden und später, als 
uns die Diktatur durch Porfirio Diaz die 
gerechte Anwendung der Reformgeset­
ze vorenthielt und die Leute rebellierten 
und Anführer wie Villa und Zapata — 
arme Leute wie wir — auftauchten.

Wir sind miserabel ausgerüstet und 
können als Kanonenfutter herhalten, 
während der Reichtum unseres Landes 
geplündert wird. Es kümmert niemand, 
daß wir nichts haben, absolut nichts, 
nicht einmal ein Dach über dem Kopf, 
kein Land, keine Arbeit, keine Gesund­
heitsversorgung, kein Essen, keine Bil­
dung. Wir sind auch nicht frei, und kön­
nen auch unsere politischen Vertreterin­
nen nicht demokratisch wählen, sind 
auch nicht unabhängig von Fremden, es 
gibt hier keinen Frieden und keine Ge­
rechtigkeit für uns und unsere Kinder.

Aber heute sagen wir: GENUG ist 
GENUG. Wir sind die Erbinnen und Er­
ben der wahren Gründerinnen unserer 
Nation. Wir Enteignete, wir sind Millio­
nen, und deshalb rufen wir unsere Brü­
der und Schwestern auf, sich zusammen­
zutun in diesem Widerstandskampf als 
dem einzigen Weg, um nicht des Hun­
gers zu sterben, durch die Schuld des 
unersättlichen Ehrgeizes einer siebzig­
jährigen Diktatur, angeführt von einer 
Gruppe von Verrätern, die die konserva­
tivste Schicht repräsentiert. Es sind die 

gleichen, die sich Hidalgo und Mordes 
entgegensetzten, die gleichen, die Vi­
cente Guerrero verrieten, die gleichen, 
die unser halbes Land an ausländische 
Eindringlinge verkauften, die gleichen, 
die europäische Herrscher geholt hatten, 
um unser Land zu verwalten, die glei­
chen, die die „wissenschaftliche“ Pörfi- 
sta-Diktatur kreierten, die gegen die 
Erdölenteignung opponierten (gemeint 
ist vermutlich die Enteignung der Erdöl­
gesellschaften, Anmerkung des Über­
setzers), die gleichen, die 1958 unter 
den Eisenbahnerinnen und 1968 unter- 
Studentlnnen ein Blutbad anrichteten, 
die gleichen, die uns heute alles nehmen, 
absolut alles.

Um die Fortsetzung des obig ange­
führten zu verhindern, und als unsere 
letzte Hoffnung, nachdem wir alle lega­
len Mittel auf Basis unserer Verfassung 
angewendet haben, nehmen wir nun die­
se unsere Verfassung und wenden den 
Artikel 39 an, der besagt: „Nationale 
Souveränität beruht im wesentlichen 
und ursprünglichen auf den Menschen. 
Alle politische Macht geht von den Men­
schen aus und hat das Ziel, den Men­
schen zu helfen. Die Menschen haben 
jederzeit das unveräußerliche Recht, 
ihre Regierungsform zu verändern und 
zu modifizieren.“

Dafür erklären wir in Übereinstim­
mung mit unserer Verfassung das fol­
gende — gerichtet an die mexikanische 
Bundesarmee, die Stütze der mexikani­
schen Diktatur, die wir erleiden, mono­
polisiert von einem Einparteiensystem 
und geführt von Carlos Salinas de Gorta- 
ri, dem größten und illegitimsten Bun­
desbeamten, der heute an der Macht ist.

Entsprechend dieser Kriegserklärung 
fordern wir die anderen Kräfte in dieser 
Nation auf, für die Wiederherstellung 
der Gesetzmäßigkeit und der Stabilität

unserer Nation durch den Sturz des Dik­
tators einzutreten.

Wir bitten die internationalen Organi­
sationen und das Internationale Rote 
Kreuz, unsere Kämpfe so zu überwa­
chen und zu regulieren, daß wir für un­
sere Ziele kämpfen können und trotzdem 
die Sicherheit der Zivilbevölkerung wei­
terhin gewährleistet ist.

Wir erklären jetzt und immer, daß wir 
uns der Genfer Konvention unterwerfen 
in der Bildung der EZLN als dem be­
waffneten Arm in unserem Befreiungs­
kampf. Wir haben die mexikanischen 
Menschen auf unserer Seite, unsere auf­
rührerischen Kämpferinnen achten die 
heißgeliebte dreifarbige Fahne hoch. 
Wir verwenden Schwarz und Rot in un­
seren Uniformen als unser Symbol für 
die kämpfenden Arbeiterinnen. Unsere 
Fahne trägt die Buchstaben „EZLN“, 
Ejercito Zapatista de Liberacion Nacio- 
nal (Zapatistische Armee der Nationalen 
Befreiung), und wir tragen unsere Fahne 
immer im Kampf.

Vorher weisen wir jegliche Bemühun­
gen zurück, unsere Beweggründe hinab­
zuwürdigen, indem wir beschuldigt wer­
den, Rauschgifthändler, Drogen-Guer- 
rillas, Diebe oder als was uns unsere 
Feinde noch alles bezeichnen könnten, 
zu sein. Unser Kampf folgt der Verfas­
sung, die wir hochhalten, in ihrem Ruf 
nach Gerechtigkeit und Gleichheit. Da­
für geben wir entsprechend unserer 
Kriegserklärung unseren militärischen 
Kräften, der EZLN, die folgenden An­
weisungen:

Erstens: Rückt in die Hauptstädte des 
Landes vor, schlagt die mexikanische 
Bundesarmee, schützt bei eurem Vor­
marsch die Zivilbevölkerung und gebt 
den Leuten in den befreiten Gebieten das 
Recht, in freien und demokratischen 
Wahlen eigene Verwaltungsbeamte zu 
bestimmen.

Zweitens: Achtet das Leben unserer 
Gefangener und übergebt alle Verwun­
deten dem Internationalen Roten Kreuz.

Drittens: Fällt schnelle Urteile gegen 
alle Soldaten der mexikanischen Bun­
desarmee und der politischen Polizei, 
die dafür ausgebildet wurden oder aus 
dem Ausland dafür bezahlt werden, un­
ser Land zu verraten, und gegen alle, die 
die Zivilbevölkerung böse unterdrückt, 
beraubt oder bestohlen haben, oder ver­
suchten, strafbare Handlungen gegen 
die Güter jener Menschen zu begehen.

Viertens: Bildet neue Truppen mit all 
jenen Mexikanerinnen, die Interesse 
zeigen, sich mit unserem Kampf zu ver­
binden, auch mit all jenen, die feindliche 
Soldaten waren, die zu uns überwech­
seln, ohne vorher gegen uns gekämpft zu 
haben, und die versprechen, Anweisun­
gen des Generalkommandos der Zapati­
stischen Armee der Nationalen Befrei­
ung entgegenzunehmen.

Fünftens: Wir fordern die bedin­
gungslose Übergabe der Hauptquartie­
re, bevor wir irgendwelche Kämpfe be­
ginnen, um den Verlust von Menschen­
leben zu vermeiden.

Sechstens: Stoppt den Raubbau an den 
natürlichen Ressourcen in den von der 
EZLN kontrollierten Gebieten.

An die Menschen von Mexiko: Wir, 
Männer und Frauen, betroffen und frei, 
sind uns bewußt, daß der von uns erklär­
te Krieg unser letztes Mittel, aber auch 
ein gerechtfertigtes Mittel ist. Die Dik­
tatoren führen seit vielen Jahren einen 
unerklärten, völkermordenden Krieg 
gegen unsere Leute. Deshalb fordern 
wir euch auf, macht mit, fällt eure Ent­
scheidung, dieses Konzept des Kampfes 
um Arbeit, Land, Wohnraum, Nahrung, 
Gesundheitsvorsorge, Bildung, Unab­
hängigkeit, Freiheit, Demokratie, Ge­
rechtigkeit und Frieden mitzutragen. 
Wir erklären, daß wir nicht aufhören 
werden, zu kämpfen, ehe die grundle­
genden Forderungen unserer Leute 
durch die Bildung einer freien und de­
mokratischen Regierung erfüllt wurden.

Verbündet euch mit den aufständi­
schen Kräften der Zapatistischen Armee 
der nationalen Befreiung. 
Generalkommando der EZLN, 1993
Dieser Text wird in TÄIblatt plus 4 vier veröf­
fentlicht und erscheint am 19. Jänner 1994. (c) 
TATblatt 1994

Daß bei der Einschränkung von 
Rechten unliebsamer Strafgefan­
gener im Bedarfsfall — weit über 
jeweils geltende Vollzugsgesetze hinaus 

— äußerst „großzügig“ umgegangen 
wird, ist nichts Neues — und nicht auf 
ein Land beschränkt. In der Züricher 
Universitätsklinik setzt man jedoch dies­
bezüglich offenbar neue Maßstäbe. Ärz­
te arbeiten Hand in Hand mit der Polizei 
bei der Abschaffung von Patientinnen­
rechten und Persönlichkeitsschutz. Wer 
sich widersetzt, wird nicht behandelt.

Gegen einen am 9. Januar 1994 dienst­
habenden Notfallarzt der Klinik erstatte­
te der Züricher Rechtsanwalt Bemard 
Rambert jetzt bei der Bezirksstaatsan­
waltschaft Strafanzeige wegen versuch­
ter Nötigung und Verweigerung medizi­
nischer Hilfe.

Seine Mandantin A.S. verbüßt seit 
Ende Oktober eine sechsmonatige Haft­
strafe wegen Landfriedensbruchs, weil 
sie laut Urteil des Bezirksgerichts Zü­
rich bei der 1.-Mai-Demonstration 1991 
„durch Gestikulieren und Klatschen“ 
die herrschende „aggressive Grund­
stimmung und Sachbeschädigungen bil­
ligte“ und damit den „Eindruck einer 
Rädelsführerin erweckte“. Am Sonn­
tag, den 9. Januar, wurde die Gefange­
ne, der man bereits bei früheren Unter­
suchungen eine Wanderniere diagnosti­
zierte, per Transport in die Züricher 
Uniklinik gebracht. Bereits im Dezem­
ber hatte sie über starke Schmerzen in 
der Bauchgegend geklagt, stieß beim 
Gefängnisarzt aber damit auf taube Oh­
ren. Erst nachdem A.S. — als deren ehe­
maliges Gründungsmitglied — mit der 
Einschaltung der Patientenstelle drohte 
und einen befreundeten Arzt unterrich­
tete, wurde sie untersucht. Für den Fall 
einer Zunahme der Schmerzen ordnete

Kurdistan vor den türkischen 
Kommunalwahlen am 27. März
Fast täglich werden Kandidaten der DEP entführt, gefoltert, ermordet

In der Türkei stehen die Kommunal­
wahlen am 27. März und eine Woche 
vorher die kurdischen Newrozfeiem 
(21. März) bevor. Um einen überwälti­

genden Wahlsieg der prokurdischen 
Demokratiepartei (DEP), der einem Re­
ferendum für das kurdische Selbstbe­
stimmungsrecht gleichkäme, zu verhin­
dern, eskaliert das türkische Regime tag­
täglich den Terror gegen die Demokra­
tiepartei, deren Parlamentsabgeordnete, 
deren Bürgermeister sowie Kandidaten 
in Kurdistan. Am 18. Februar erfolgte 
der bislang schwerste Angriff auf die 
DEP. Während einer Sitzung von Partei­
vertretern in der DEP-Zentrale in Anka­
ra explodierte im Gebäude eine Bombe. 
Dabei kam ein Mensch aus Van ums Le­
ben, 20 Menschen wurden verletzt, da­
von zwei schwer. Vierzehn Tage zuvor 
war ein Anschlag auf den stellvertreten­
den Parteivorsitzenden in Ankara verübt 
worden. Die Forderung, daß das Innen­
ministerium der DEP-Zentrale und ih­
ren führenden Funktionären Polizei­
schutz gewährt, wurde abgelehnt.

Hatip Diele, der Vorsitzende der 
DEP, hatte sich schon Mitte Februar an 
die Öffentlichkeit gewandt. Er befürch­
tet, daß „das aktive und passive Wahl­
recht nicht frei garantiert ist und die un­
ter dem Vorwand der »Sicherheit der 
Wahlurnen* getroffenen Maßnahmen 
eine unabhängige und freie Willensäu­
ßerung verhindern. Wir sind also nicht 
davon überzeugt, daß durch diese Wah­
len der freie Wille des kurdischen Vol­
kes zum Ausdruck kommen kann.“ 
Hatip Diele rief wegen der zahlreichen 
Angriffe auf die DEP die Öffentlichkeit 
auf, „nicht zu schweigen und im Rah­
men ihrer Möglichkeiten einzugreifen“.

Das Europaparlament hatte Anfang 
Februar die Einstellung aller militäri­
schen Operationen in den kurdischen 

er die sofortige Entnahme einer Blut- 
und Urinprobe an. Da diese an Wochen­
enden im Gefängnis nicht möglich ist, 
wurde A.S. unter Bewachung durch 
einen Kantonspolizisten und eine Polizi­
stin zur Uniklinik transportiert.

In der Notfallaufhahme unterrichtete 
die Polizeieskorte sodann eine Klinikbe­
dienstete davon, daß A.S. ohnehin „kei­
ne Schmerzen“ habe, sie „bestens“ 
über die Gefangene orientiert seien und 
jederzeit diese „Übung abbrechen“ 
könnten. Als der diensttuende Arzt dann 
auch noch — zu „seinem Schutz“ — die 
Untersuchung nur in Anwesenheit der 
Polizistinnen durchführen wollte, wei­
gerte sich die Patientin mit dem Hin­
weis, sie sei nicht wegen Kannibalismus 
gegen Ärzte, sondern wegen politischer 
Delikte verurteilt. Insbesondere setzte 
sie sich gegen die Anwesenheit des 
männlichen Beamten bei der Untersu­
chung einer Frau zur Wehr und verwies 
zudem auf das Arztgeheimnis, von dem 
nur sie selbst den Behandelnden entbin­
den könne. Nachdem sie die Argumenta­
tion des Arztes, die Polizei sei „von 
Amts wegen“ in das Arztgeheimnis ein­
geschlossen, nicht teilen wollte und die­
ser weiterhin eine Behandlung ohne Bei­
sein der Bewacherinnen verweigerte, 
wurde A.S. —- mit der Bemerkung, auch 
zukünftig würde sich damit ein Trans­
port in die Klinik erübrigen — ins Be­
zirksgefängnis zurückgebracht. Zwei 
weitere während der Auseinanderset­
zung anwesende Ärzte ließen dies unwi­
dersprochen geschehen. Während der 
gesamten Transportdauer war A.S. — 
sonst sogar bei Üntersuchungshäftlingen 
und länger Inhaftierten unüblich — mit 
Handschellen gefesselt, die ihr auch im 
Krankenhaus nicht abgenommen wur­
den. In der Notfallstation hatte sich zu

Provinzen gefordert und hatten das Ver­
bot der Vorläuferpartei der DEP, der 
HEP, kritisiert. Der türkische Parla­
mentsvorsitzende antwortete, daß das 
Militär die freie Durchführung der Wah­
len garantiere, ausländische Beobachter 
seien nicht erwünscht.

Am 22. Februar erklärte die türkische 
Regierung im Parlament, daß die DEP 
die PKK unterstütze, besonders Hatip 
Diele wurde angegriffen. Die Immunität 
von Orhan Dogan, Abgeordneter aus 
Simak, wurde für ein „Separatismus“- 
Verfahren vor dem Staatssicherheitsge­
richt in Ankara aufgehoben.

Seit September werden in Kurdistan 
die DEP-Bürgermeister sowie die Dör­
fer und Städte mit DEP-Bürgermeistem 
ununterbrochen bedroht und angegrif­
fen. Zwei DEP-Bürgermeister wurden 
von dem türkischen Innenministerium 
am 10. Februar ohne Grund suspendiert. 
Gegen 13 weitere wurde ein Verfahren 
vor dem Staatssicherheitsgericht einge­
leitet. Es ist zu erwarten, daß auch sie 
vor den Wahlen suspendiert werden.

Unter den suspendierten Bürgermei­
stern ist auch Abdullah Kaya (Batman- 
Kozluk), der im Mai letzten Jahres mit 
drei kurdischen Gewerkschaftern in der 
BRD war und viele Gespräche mit deut­
schen Landtags- und Bundestagsabge­
ordneten führte. Schon im Oktober 1993 
war er in Istanbul wegen einer Presseer­
klärung von den türkischen Sicherheits­
behörden verhaftet und nach einigen 
Wochen wieder freigelassen worden.

Im September 1993 waren 14 Büiger- 
meister in Kurdistan in die DEP überge­
treten. Seither wurden ihre Städte vom 
Militär angegriffen: Hakkari am 26. 
September, 30. Oktober und 13. No­
vember, Yüksekova am 30. September 
und 25. Oktober, Cukurca am 2. Okto­
ber, Lice am 22. Oktober und 10. Janu­

den beiden Beamtinnen, vor denen er 
demonstrativ die Sicherung seiner Pisto­
le gelöst hatte, auch noch ein privater 
Wachmann des Krankenhauses gesellt, 
der ebenfalls während der ganzen „Auf- 
nahme“prozedur anwesend war.

Der Pressesprecher der Klinik mußte 
inzwischen zugeben, daß die Anwesen­
heit von Polizei bei Untersuchungen nur 
in „extremen Fällen“ hochgradiger 
Fluchtgefahr üblich ist. Nach Einschät­
zung des Züricher Patientenrechtsexper­
ten Atilay Ileri ist im Fall A.S. dem 
Schutz der Patientenrechte gegenüber 
dem „Rechtsgut der Sicherheit“ eindeu­
tig der Vorzug zu geben. Bereits die un­
verschlossen transportierte und für die 
Polizei einsehbare Krankenakte ist nach 
Ansicht von Rechtsanwalt Rambert als 
Verletzung des Persönlichkeitsrechts zu 
betrachten.

A.S. — laut Urteil des Züricher Ge­
richts eine „uneinsichtige Überzeu­
gungstäterin ohne Einsicht und Reue“, 
die selbst im Gericht „über Klassen­
kampf und dergleichen sprach“ — ver­
büßt derzeit im Bezirksgefängnis die 
Reststrafe unter ihrer Gesundheit zu­
sätzlich wenig einträglichen Bedingun­
gen. Seit nahezu einem Monat wird di­
rekt unter dem Frauentrakt mit Schlag- 
und Preßluftbohrern gearbeitet. Der 
ohrenbetäubende Lärm, der morgens 
vor acht Uhr beginnt und bis zum Abend 
dauert, läßt das Zelleninventar vibrieren 
und zwingt Besucherinnen bereits nach 
wenigen Minuten zum Abbruch von Ge­
sprächen, weil selbst die eigenen Worte 
nicht zu verstehen sind.

Die Gefängnisleitung sieht „keine 
Veranlassung“, sich zum Vorwurf des 
menschenverachtenden Charakters der­
artiger Haftbedingungen zu äußern. 
- (MS) 

ar, das Dorf Giridikan, aus dem der 
DEP-Abgeordnete Nizamettin Toguc 
stammt, am 6. Januar, das Dorf Dara- 
wut, aus dem der DEP-Abgeordnete 
Zübeyir Aydar stammt, am 9. und 25. 
Januar ... Diese Liste ließe sich fortset­
zen. Keiner der bisherigen DEP-Bürger­
meister und der rund 10000 Kandidaten 
der DEP in Kurdistan ist seither nicht 
mit dem Tode bedroht worden, viele 
wurden verhaftet, geschlagen, gefoltert.

Am Beispiel der Stadt Cizre, 50000 
Einwohner, soll kurz beschrieben wer­
den, mit welchen Methoden das türki­
sche Regime die Kandidatur der DEP 
verhindern will. Im November fand ein 
Treffen zwischen der türkischen Mini­
sterpräsidentin Ciller, Innenminister 
Mentese und dem Generalkommandan­
ten der Gendarmerie Uter mit den kurdi­
schen Sippenführem, die Dorfschützer­
dienste tun, statt, darunter auch Kamil 
Atak von der Thyan-Sippe. Kurz danach 
begannen die Angriffe des türkischen 
Militärs auf Stadtteile in Cizre. Anfang 
Januar beschoß die türkische Armee 
zehn Tage lang die Stadtviertel entlang 
der Durchgangsstraße E24 in den Irak. 
Das Viertel Cudi mußten die Bewohner 
völlig, die Viertel Sur und Kurtulus teil­
weise verlassen. Mehr als 15000 Men­
schen zogen in andere Stadtteile oder 
von Cizre weg. Ihre Vertreibung wurde 
von türkischen Militärs und Dorfschüt- 
zem der Ihyan-Sippe organisiert. Die 
verlassenen Häuser wurden von Tayan- 
Leuten bezogen. Ende Januar kam es in­
nerhalb von zwei lägen zu 600 Verhaf­
tungen, im Februar verschwanden 40 
Menschen spurlos, 20 wurden von der 
Konterguerilla erschossen. Gegen den 
Bürgermeister der DEP wird Kamil 
Atak kandidieren. Die DEP ruft auf, 
auch mit Delegationen aus Europa die­
sem Terror entgegenzuwirken. — (nib)
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Die Linke Liste Niedersachsen (LLN) 
steht bei den Landtagswahlen am 13. 
März als Liste 18 zur Wahl. Mehr als 
2 300 in kurzer Zeit gesammelte Unter­
stützungsunterschriften stellten die lan­
desweite Kandidatur sicher. Außerdem 
kandidieren in Hannover und Oldenburg 
Direktkandidatinnen und -kandidaten in 
vier Wahlkreisen.

Die politische Erklärung der Linken 
Liste Niedersachsen hatten wir bereits 
vor einigen Monaten in dieser Zeitung 
dokumentiert.

Programmatische Positionen, Wahl­
zeitung und Plakate können überdas 
Büro der Linken Liste Niedersachsen 
(c/o GNN-Verlag, Grenzweg 4, 
30165 Hannover) bezogen werden.

Neben den vier im Landtag vertrete­
nen Parteien hat der Landeswdhlaus- 
schuß Landeslisten von weiteren 13 Par­

Landtagswahlen Niedersachsen 
Erklärung der PDS/LL

Bilanz Rot-Grün in Niedersachsen:
Als vor knapp vier Jahren die rot­
grüne Landesregierung die skan­

dalumgebene Albrechtregierung ablö­
ste, wurden Erwartungen zugunsten 
einer alternativen reformorientierten 
Politik geweckt, die sich zugleich der 
neokonservativen Regierungspolitik in 
Bonn entgegenstellt und ein Gleichge­
wicht schafft.

Diese Erwartungen sind nicht erfüllt 
worden. Sogar auf dem Gebiet der Öko­
logie, wo dem grünen Koalitionspartner 
besondere Kompetenz zugetraut wurde, 
ist die Bilanz mit Ausnahme der gerade 
durchgesetzten Verbandsklage für Um­
weltverbände überwiegend negativ:

ZEITUNG ZUR

Faschismus darf 
in Niedersachsen nicht 
länger wählbar sein

Solidarität mit dem kurdischen Befreiungskampf!

kein einziger Atomreaktor wurde still­
gelegt, nicht einmal der Schrottreaktor 
Stade, obwohl die Landesregierung mit 
dem Vorsatz „Ausstieg aus der Kern­
energie“ angetreten war. Die Endlager­
vorhaben Gorleben und Schacht Konrad 
wurden nicht verhindert. Schröder favo­
risiert sogar einen Energie-Konsens mit 
der Atom-Mafia, der neue, angeblich si­
chere AKW’s einschließt.

In Papenburg wird zu Lasten der Um­
welt und zum Gefallen des Mercedes- 
Konzerns die Test-Rennstrecke für die 
künftigen Raser der deutschen Schicke­
ria gebaut. Für Hannover hält die Lan­
desregierung am Milliarden-Prestige- 
Objekt Expo 2000 fest. Flüsse wie die 
Ems wurden so tief ausgebaggert, wie es 
dem Werfteigner Meyer recht ist, damit 
er Kosten für die eigentlich notwendige 
Verlegung der Werft nach Emden spa­
ren kann. Mit dem Wesertunnel wird der 
erste Schritt für ein neues, großflächiges 
Femstraßenprojekt durchgesetzt, womit 
erneut der umweltschädliche Individual­
verkehr begünstigt wird. Hierzu paßt 
auch die niedersächsische Zustimmung 
zur Privatisierung von Bundes- und 
Reichsbahn im Bundesrat, die weitere 
Streckenstillegungen zur Folge haben 
wird.

Die Förderung von Windkraftwerken 
kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
eine energiepolitische Wende in Nieder­
sachsen verpaßt wurde. Bestrebungen 
zur Kommunalisierung der Energiever- 

teien zur Wahl zugelassen, darunter die 
Linke Liste Niedersachsen als einzige 
linke, antifaschistische Kandidatur.

Die Kandidaturen von Republikanern 
und NPD waren umstritten. Der Landes­
wahlleiterführte zum Sitzungsbeginn 
aus, daß dem Landeswahlausschuß 
zahlreiche Einwände gegen die Zulas­
sung faschistischer Parteien 
zugegangen seien, denen er aber aus 
, formalrechtlichen Gründen nicht 
nachgehen könne“. In der Einzelabstim­
mung wurden die NPD bei zwei Enthal­
tungen (der Vertreterder Grünen und 
ein Vertreter der SPD) und die Republi­
kaner bei einer Gegenstimme (ein Ver­
treterder SPD) und zwei Enthaltungen 
(der Vertreter der Grünen und ein weite­
rer Vertreter der SPD) zur Wahl zuge­
lassen.

Gegen die vomLandeswahlauss 'chuß

se mißachtet, z.B. bei der Zustimmung 
zu Maastricht durch Minister Trittin im 
Bundesrat. Der Koalitionsvertrag zwi­
schen SPD und Grünen wurde so weit­
herzig ausgelegt, daß der Regierungs­
chef Schröder ohne Gefahr Kriegsschif­
fe für Formosa und eine Neuauflage des 
Jägers 90, der jetzt Euro-Fighter heißt, 
fordern konnte. Da die PDS in Nieder­
sachsen sich selbst zur Zeit weder perso­
nell noch programmatisch stark genug 
fühlt, kandidiert sie dieses Mal zur 
Landtagswahl in Niedersachsen noch 
njcht. Sie ist eine Partei, die vor allem 
im Westen erst am Anfang ihrer Aufbau­
phase steht. Sie konzentriert daher im 

Die Arbeitslosigkeit hat zuge- Wahljahr 1994 ihre Kraft auf die Euro- 
nommen, unterentwickelte Re­
gionen bleiben nach wie vor zu­
rück.

Da, wo das Land immerhin 
durch eine 20%ige Beteiligung 
direkt Einfluß auf das wirtschaft­
liche Geschehen hat, nämlich 
beim größten Unternehmen des 
Landes, dem VW-Konzem, kann 
der Rationalisierer Lopez seinen 
„Wirtschaftskrieg“ gegen die 
mittelständischen Zulieferbetrie­
be führen und gleichzeitig den 
Arbeitern und Angestellten eine 
drastische Arbeitszeitverkürzung 
abpressen, die sie überwiegend 
durch Lohnverzicht bezahlen 
müssen.

Dort, wo das Land den größten 
Spielraum für eigene Pölitikent- 
wicklung hat, nämlich im Bereich 
der Schul- und Hochschulpolitik, 
bleiben Reformen in Ansätzen 
stecken. Durch die Neufassung 
des Schulgesetzes wurden Ge- 
samtschulen zwar von ihrem dis­
kriminierenden Status befreit, 

nach nach wie vor müssen aber Eltern, 
die für ihre Kinder den Besuch der Inte­
grierten Gesamtschule vorgesehen ha­
ben, einen zähen Kleinkrieg mit ewig 
gestrigen Kommunalpolitikern führen, 
weil sie ihren Anspruch auf eine refor­
mierte Integrierte Gesamtschule nicht 
anders durchsetzen können. Den Lehre­
rinnen wird nun auch noch durch das 
aufgezwungene Sonderopfer der unbe­
zahlten Mehrarbeit der letzte Rest päda­
gogischer Motivation genommen.

An den Hochschulen bleibt das Lehr­
angebot weit hinter dem gestiegenen Bil­
dungsbedarf zurück.

Dort, wo die Politik des Landes in die 
Entscheidungskompetenzen des Bundes 
eingebunden ist, wäre Widerstand und 
nicht Anpassung gegenüber der CDU/ 
FDP-Regierung in Bonn zu erwarten 
gewesen.

Das Land hat zwar 
der faktischen' Ab­
schaffung des Asyl­
rechts im Bundesrat 
nicht zugestimmt, 
Ministerpräsident 
Schröder hat aber 
durch seine Kompro- 
mißlinie die Zustim­
mung der SPD erst 
möglich gemacht.

Die Grünen haben 
dort, wo sie hätten 
Profil zeigen können, 
ihre eigenen Beschlüs-

sorgung mit Blockheizkraftwerken sto­
ßen nach wie vor auf erheblichen Wider­
stand.

Das Selbstverwaltungsrecht der Kom­
munen wurde nicht gestärkt. Im Gegen­
teil, mit immer größeren finanziellen 
Belastungen von Bund und Land in die 
Enge getrieben, verbleiben den Städten 
und Gemeinden kaum noch Möglichkei­
ten, soziale Aufgaben zu erfüllen. Nach 
den bestehenden Gesetzen ist auch in 
Niedersachsen die Möglichkeit; durch 
Eigenbetriebe selbst wirtschaftlich tätig 
zu werden, erschwert.

Niedersachsen ist nicht sozialer ge­
worden.

durchgeführte Streichung eines auslän­
dischen Kandidaten von ihrem Landes­
wahlvorschlag gab die LLN eine Erklä­
rung ab. Sie kritisierte das, deutsch­
völkisch “ begründete Wahlrecht in der 
BRD und forderte ein Einwohnerwahl­
recht, welches den hier lebenden Aus- 

• länderinnen und Ausländem das aktive 
und passive Wahlrecht ermöglicht.

Der Landesverband der PDS /Linke 
Liste in Niedersachsen/Bremen, der 
selbst nicht zur Landtagswahl kandidie­
ren wollte, hatte zunächst Probleme mit 
der Unterstützung der Linken Liste Nie­
dersachsen, in der viele seiner Mitglie­
der mitarbeiten. Deshalb ist die Erklä­
rung der Landesmitgliederversammlung 
der PDS /Linke Liste Niedersachsen / 
Bremen vom 16. Januar 1994, die im 
folgenden dokumentiert wird, wichtig. 
— (mio)

pa- und Bundestagswahlen.
Die Folgen der allgemeinen wirt­

schaftlichen Krise, der staatlichen Fi­
nanzkrise und der Politik der regieren­
den Parteien haben das Vertrauen vieler 
Menschen in die parlamentarischen In­
stitutionen erschüttert. Als Regierungs­
partei in Niedersachsen werden die Grü­
nen von dieser Entwicklung mit betrof­
fen. Offene Neonazis und andere Partei­
en der extremen Rechten versuchen — 
gestärkt durch die chauvinistische und 
fremdenfeindliche Politik der Bonner 
Koalition und großer Teile der Sozialde­
mokratie — diese Situation für einen 
parlamentarischen Durchbruch zu nut­
zen. Für die PDS wie für alle anderen 
fortschrittlichen politischen Kräfte in 
Niedersachsen stellen sich'im gegenwär­
tigen Landtagswahlkampf deshalb zwei 
miteinander verknüpfte Äufgaben:
— Die Kritik an der Politik der Landes­
regierung und der Bundesregierung muß 
klar herausgearbeitet, der Protest gegen 
deren ökonomische, soziale, ökologi­
sche und politische Folgen möglichst 
wirkungsvoll vorgetragen werden.
— Ein Wahlerfolg der Neonazis und der 
übrigen politischen Rechten muß ver­
hindertwerden!

Die politische Erklärung und die pro­
grammatischen Positionen der Linken 
Liste Niedersachsen (LLN) bieten dafür 
Voraussetzungen. Mitglieder des Lan­
desverbandes Niedersachsen/Bremen 
der PDS unterstützen deshalb den Wahl­
kampf dieser Partei und empfehlen die 
Wahl ihrer Landesliste. Daneben unter­
stützt der Landesverband Niedersach­
sen/Bremen der PDS die Wahl von Di­
rektkandidaten auch der Regierungspar­
teien, die im Sinne der obigen Erklärung 
kritische und fortschrittliche Positionen 
einnehmen. Der Landesverband weist 
dabei besonders darauf hin, daß auch 
Stimmenthaltungen das Gewicht der 
rechten Parteien stärken würden! (16.1., 
Redaktion) Quelle: Landesinfo der PDS 1 /94

MÜNCHEN

Gauweiler wird 
zurückgetreten
Peter Gauweiler, der bayerische Umweitmini­
ster, mußte jetzt von seinem Amt in der Staatsre­
gierung zurücktreten. Er tat dies nicht aus Ein­
sicht in grobe Fehler, die immer wieder bei sei­
nem politischen Wirken vorkamen. Er wurde von 
den führenden Leuten der CSU — mit der Entlas­
sungsurkunde in der Hinterhand — direkt dazu 
gezwungen.

Die Ereignisse, die dazu geführt haben, 
sind landauf und landab in der Presse be­
richtet worden. Deshalb nur ein kurzer 
Rückblick über die Affören der CSU und 
die möglichen Konsequenzen dieser 
Auseinandersetzung in der CSU.

Die CSU hatte versucht, ihren Amigo- 
Fall Streibl mit der Wahl Stoibers zum 
neuen Ministerpräsidenten zu bereini­
gen. Dies ist nicht ganz gelungen. 
Streibl pflegt — wie wahrscheinlich vie­
le CSU-Mitglieder — lukrative Bezie­
hungen zu bestimmten Großindustriel­
len. Wenn dies zu weit getrieben wird, 
entsteht der Korruptionsfall, und dies ist 
mit dem öffentlichen Amt als bayeri­
scher Ministerpräsident nicht vereinbar. 
Jüngst sind dann ganz familiäre Bezie­
hungen zu REP-Schönhuber bekannt 
geworden. Für die CSU-Imagepflege 
Gift. Und alle Beteuerungen der CSU- 
Spitze, daß mit den Republikanern nicht 
zusammengearbeitet werde, werden 
durch solche Vorfälle unglaubwürdig. 
Es muß also davon ausgegangen wer­
den, daß in der CSU sich erneut eine 
Auseinandersetzung über die Zusam­
menarbeit mit den Republikanern an­
bahnt, die spätestens nach den Landtags­
wahlen und einem möglichen Einzug der 
Republikaner in den Landtag entschie­
den werden muß. Auch in dieser Hin­
sicht versucht Peter Gauweiler zu provo­
zieren. In seiner Abtrittsrede hat er dafür 
einen Beleg geliefert. Er hatte doch be­
klagt, daß eine Partei „a bisserl rechts 
von der Mitte“ gleich vom „Verfas­
sungsschutz verdächtigt“ werde, und 
meinte damit die Republikaner. Aller­
dings haben solche rechtsextremisti­
schen Eskapaden nicht zu seinem Rück­
tritt geführt. Die Gründe liegen mehr im 
Bereich der persönlichen Bereicherung.

Die Verwandlung des öffentlichen 
Amtes und der daraus erwachsenden po­
litischen Macht zu einem Selbstbedie­

Film der „gruppe 2“ 
soll kriminalisiert werden
Mönchen. Seit vier Monaten läuft mit 
großem Erfolg im In- und Ausland der 
erste Teil der Filmdokumentation „was 
aber wären wir für menschen ..der 
Münchner „gruppe 2“ über die Ge­
schichte der politischen Gefangenen in 
der BRD und ihren Kampf im Gefäng­
nis. Veigangene Woche, am 16.2., soll­
te der Film während einer Veranstaltung 
in Bremen gezeigt werden. Kurz vor Be­
ginn wurde den Veranstaltern jedoch 
mitgeteilt, daß der Raum doch nicht zur 
Verfügung stehe, da nach Informationen 
aus Verfassungsschutzkreisen und poli­
tischer Polizei in der Veranstaltung für 
die RAF geworben werden solle.

Zwei Personen, die die Bundesanwalt­
schaft offenbar in einen Zusammenhang 
mit den Filmproduzenten stellt, erhiel­
ten jetzt nach einer schon im Dezember 
1993 ergangenen Vorladung zur Zeu­
genvernehmung beim BKA eine weitere 
Ladung zur Vernehmung, diesmal bei 
der Bundesanwaltschaft: „Beweisthe­
ma: Verbreitung des Videofilmes ,was 
aber wären wir für menschen ..., Über 
die Zusammenlegung zur Freiheit*, Teil 
1, durch die Gruppe 2“. Die „gruppe 2“ 
will den Film trotz dieser Einschüchte­
rungsversuche weiterhin allen Interes­
sierten zur Verfügung stellen.
(Tel.: 089/6116216 und 6519359) 
- (jeh)

Baustopp im 
Gorleben
Norderstedt Das Niedersächsische Um­
weltministerium hatte bereits im Sep­
tember 1993 die weitere Erkundung des 
geplanten Atom-Müll-Endlagers in Gor­
leben gestoppt und die Anträge des Bun­
desamtes für Strahlenschutz (BfS) und 
der Deutschen Gesellschaft für Bau und 
Betrieb von Endlagem (DBE) zum Wei­
terbau abgelehnt. Diese Anträge sahen 
vor, die beiden bisher 350 Meter tief ge­
grabenen Schächte auf 850 Meter abzu­
teufen und dann Stollen in den Salzstock

nungsladen für sich und seinen CSU- 
Freundeskreis ist der Kem der „Kanz­
lei-Affäre“. Gauweiler kann daran nach 
wie vor nichts Schlimmes finden und 
gegenüber Kritik machte er sich in den 
letzten Tagen eher lustig. Ein Untersu­
chungsausschuß im bayerischen Land­
tag wird dieses Thema jetzt weiter be­
handeln.

Von den Grünen bis zum CDU-Vor­
standsmitglied Geißler wird nach dem 
Rücktritt Gauweilers gefordert, daß die­
ser alle Ämter — auch den CSU-Vorsitz 
in der Landeshauptstadt München — 
niederlegen müsse. Es hat aber allen An­
schein, daß die Münchner CSU sich auf 
ihren Gauweiler einschwört, der als OB- 
Kandidat doch einen von allen Seiten in 
der Union gelobten Wahlkampf geführt 
hatte. Die Münchner Zeitung tz prophe­
zeit: „Nach einem Wahl-Desaster der 
CSU würde seine große Stunde schla­
gen“. - (dil)

NORDERSTEDT

Mehr Langzeit- als 
Kurzzeiterkrankungen
Ausgangspunkt für das Projekt Gesundheitsför­
derung bei Junghelnrlch AG war die „Jagd auf 
Kranke“, zu der der Vorstand während des Jah­
res 1992 mal wieder geblasen hatte.

Zwischen 12 und 13 % lag der durch­
schnittliche Krankenstand bei der Beleg­
schaft im Fertigungsbereich. Das ist 
mehr als drei Prozentpunkte über dem 
Branchendurchschnitt des Maschinen­
baus — jedenfalls laut Statistik des Ar­
beitgeberverbandes Nordmetall. Nach 
einer langen Diskussionszeit, in der das 
Thema auch im IG Metall Vertrauens­
körper und bei den Betriebsräten mehr 
polemisch behandelt wurde, gelang es, 
die Firmenleitung für einen Versuch zu 
gewinnen: Im Norderstedter Werk wur­
de im Sommer vergangenen Jahres ein 
breit angelegte Mitarbeiterbefragung zu 
den Themen Gesundheit und Zufrieden­
heit am Arbeitsplatz, Verhalten der Vor­
gesetzten und Kollegen sowie Verbes­
serungsvorschläge zur Arbeitsplatzge­
staltung durchgefuhrt. Es sollte als erste 
Maßnahme ein „Gesundheitsbericht“ 
erstellt werden als verläßliche Basis 
langfristiger Verbesserungen im Rah­
men der betrieblichen Gesundheitsfor­
derung. Das aus Mitarbeitern verschie-

zu treiben. Daraufhin kam promt im De­
zember 1993 von Bundesumweltmini­
ster Töpfer (CDU) aus Bonn die Anwei­
sung, Niedersachsen solle für die Pilot­
konditionierungsanlage zur Verarbei­
tung von Kernbrennstäben— erste Teil­
genehmigung 1990 — endlich die zweite 
Teilgenehmigung in die Wege leiten. 
Ende Januar hat er seine Initiative aber 
bereits wieder bremsen müssen. Es stell­
te sich heraus, daß am Fundament des 
ersten Schachtes Wasser zusammenlief, 
über dessen Herkunft keine Klarheit be­
steht, und in beiden Schächten die Ver­
schraubung der Stahlringe bröckelte. 
Als „neuralgischen Punkt“ entpuppten 
sich auch die Zwischenlagerbehälter, 
die mit einem weiteren dritten (!) Deckel 
versehen werden müßten. Am 6. Febru­
ar gab schließlich die Gesellschaft für 
Nuklearservice (GNS) — übrigens 
Nachfolgerin der berüchtigten Trans­
nuklear — zu, daß sie sich beim bisheri­
gen Bau der Konditionierungsanlage in 
mindestens fünf Fällen nicht an die ge­
nehmigten bau- und atomrechtlichen 
Pläne gehalten und das Ministerium über 
Änderungen nicht informiert habe. Die 
Betonierungen wurden vorläufig einge­
stellt und die verantwortlichen Mitarbei­
ter von ihren Aufgaben entbunden. Der 
heftige Streit zwischen Hannover und 
Bonn geht in die Prüfpause. — (edJ)

Regierungspräsident schiebt 
kurdische Flüchtlinge ab
Karlsruhe. Am 5. Januar dieses Jahres 
wurde die Familie Tekin gewaltsam aus 
Ubstadt-Weiher bei Karlsruhe via 
Frankfurt nach Istanbul abgeschoben. 
Der Asyl-Ablehnungsbescheid hatte die 
Familie nie erreicht. Mit ihren sieben 
Kindern flohen Ayse und Abdul Raman 
Tekin im September 1993 aus Cizre in 
die BRD. Dorfschützer hatten ihr Haus 
zerstört. Der AK Asyl Baden-Württem­
berg berichtet, daß die Familie sich ve­
hement gegen die Abschiebung zur 
Wehr setzte. Das Regierungspräsidium 
Karlsruhe begründete die Abschiebung: 
Es sei kein Widerspruch gegen die Ab­
lehnung des Asylantrags eingegangen.



Berichte und Reportagen regional 1994 ®7

dener Fachbereiche gebildete Projekt­
team (Produktion, Personal, Werksärz­
tin, Sozialer Dienst, Arbeitssicherheit 
und Betriebsrat) erhielt Unterstützung 
durch die Allgemeine Ortskrankenkasse 
(AOK), Deutsche Angestelltenkranken­
kasse (DAK), Schwäbisch-Gmünder Er­
satzkasse (GEK) und Techniker Kran­
kenkasse (TK), die Daten über Krank­
heiten und Krankheitsdauer lieferten.

Das außerordentlich große Interesse 
der Kolleginnen an dem Gesundheits­
projekt schlug sich in einer erfreulich 
hohen Rücklaufquote der Fragebogen 
(54%) nieder; alle Erwartungen des 
Projektteams und der beteiligten Kran­
kenkassen wurden durch die — gemes­
sen an ähnlichen Umfragen — starke Be­
teiligung weit übertroffen. Die Auswer­
tung der Mitte 1993 an die rund 1700 
Mitarbeiter verteilten Fragebogen und 
der von den vier Krankenkassen zur 
Verfügung gestellten anonymisierten 
Arbeitsunfahigkeitsdaten der Beschäf­
tigten wurde dem unabhängigen Berli­
ner Forschungsinstitut IGES übertra­
gen; den Datenschutz gewährleistete 
eine Betriebsvereinbarung.

Die Umfrageergebnisse überraschten: 
die Krankenstandsanalyse zeigte, daß, 
bezogen auf insgesamt 32000 Krank­
heitstage in 1992, kurzzeitige Erkran­
kungen eine wesentlich geringere Rolle 
spielen, als allgemein vermutet wird. 
Von allen Erkrankungen entfielen nur 
5 % in den Zeitraum von weniger als 
einer Woche; bei fast 50 % hingegen be­
nötigt der Heilungsprozeß mehr als 4 
Wochen.

Der Wunsch nach einer tiefergehen­
den Analyse des Ist-Zustandes erforder­
te eine Aufteilung des Jungheinrich- 
Werkes Norderstedt in 20 Betriebsberei­
che. Die danach aufgeschlüsselten Un­
tersuchungsergebnisse zeigten in den 
einzelnen Arbeitsfeldern ein Bandbreite 
der Krankenstände von 1,2 % bis 12,1 %.

55,4 % der Belegschaft bewerteten ih­
ren Gesundheitszustand als sehr gut oder 
gut, 33 % waren zufrieden und nur 
11,6 % schätzten ihren Zustand als we­
niger gut oder schlecht ein. Insbesonde­
re Muskel- und Skeletterkrankungen 
verursachten 27% aller Fehltage, ge­
folgt von Erkrankungen der Atmungsor­
gane 19,5% und Erkrankungen durch 
Verletzungen 12,5 % aller Fehltage. Be­
sonders der Rücken und Gelenke mach­
ten den Kolleginnen zu schaffen.

In den darauf folgenden Verhandlun­
gen werden sicher all die bisher erhobe­
nen Beschwerden der Belegschaft neu

V vonne

dem Kurienplatz. Am 10. Februar fanden inEssen. Kundgebung der IG Metall am 3. Februar t 
während der Arbeitszeit statt.— (wof)

Nurija und Ferman Ildiri flohen 1989 
mit ihrer Töchter in die BRD. Sein Vater 
wurde inhaftiert, da er nicht Dorfschüt­
zer wurde. Seine Mutter floh nach Süd­
kurdistan. Seine drei jüngeren Brüder, 
die 1990 in die BRD kamen, erhielten 
hier Asyl. Der Asylantrag und der Fol­
geantrag der Familie Ildiri wurden je­
doch abgelehnt, die Abschiebung droht. 
Deshalb erhielten sie von der evangeli­
schen und katholischen Kirche in Etten­
heim bei Lahr am 28.1. Kirchenasyl.

Von der Familie Tekin fehlt in Istan­
bul jede Spur. Menschenrechtsgruppen 
befürchten, daß sie verhaftet wurde. Das 
rührt das Innenministerium nicht: Da die 
Mehrheit der Länderinnenminister ei­
nen Abschiebestopp ablehnten, müsse 
auch Baden-Württemberg abSchieben. 
Mit Petiüonen wird versucht, die Ab­
schiebung der Ildiris zu verhindern. 
— (rub)

diskutiert werden können. Ein erster Er­
folg dieser Vorgehensweise zur betrieb­
lichen Gesundheitsföderung ist schon 
jetzt, daß die Hetze über das beliebige 
„blau-machen“ von Kolleginnen in der 
untersuchten Wirklichkeit keinen Rück­
halt mehr finden kann (hei)

HEIDELBERG

Wichtiger Beschluß 
an den IGM-Vorstand
Im folgenden dokumentieren wir einen Beschluß 
des IG Metall-Vertrauenskörper Graubremse, 
den dieser in Reaktion auf das Spitzengespräch 
zwischen IGM und Gesamtmetall verabschiedet 
hatte.— (aro)

Der Vertrauenskörper der Fa. GRAU 
GmbH Heidelberg hat sich in seiner Sit­
zung am 17.2.94 mit der aktuellen Ta­
rifsituation befaßt. Wir unterstützen 
ausdrücklich die konsequente Ableh­
nung jeglicher Einschnitte bei Urlaubs­
geld und Urlaub. Ebenso begrüßen wir, 
daß Kapovaz-Plänen von Gesamtmetall 
eine Absage erteilt, auf einer nominellen 
Lohn-/Gehaltserhöhung und bei weite­
rer Arbeitszeitverkürzung zur Sicherung 
von Beschäftigung auf Lohnausgleich 
bestanden wird. In letztgenanntem 
Punkt möchten wir allerdings eine ande­
re Schwerpunktsetzung vorschlagen:

Presseberichten haben wir entnom­
men, unsere Verhandlungsdelegation 
habe beim Darmstädter Spitzengespräch 
am 11.2.94 bei Arbeistzeitverkürzun- 
gen unter 35 Stunden pro Woche, um 
Spaltung entgegenzuwirken, auf Lohn­
ausgleich dann bestanden, wenn die 
Verkürzung nicht für die gesamte Beleg­
schaft, sondern nur für Teile gilt.

Wir halten demgegenüber in der Frage 
des Lohnausgleichs für noch wichtiger, 
den Blick auch mehr auf den sozialen 
Aspekt zu richten. Kolleginnen und Kol­
legen, die bei 36 Stunden in der Woche 
bisher z. B. nur 3 000 DM brutto im Mo­
nat erhalten, hatten bei einer Verkür­
zung etwa auf 30 Stunden pro Woche bei 
entsprechendem Lohnabzug bloß noch 
2500 DM brutto (16,7 % weniger). In 
der Steuerklasse I/IV würde der Netto­
verdienst von 1886 DM um 251 DM (= 
13,3 %) auf ganze 1635 DM im Monat 
sinken. Das wäre sozial bei den heutigen 
Lebenshaltungskosten nicht mehr er­
träglich.

Krupp Widia verkauft — 
Geschäftsführung hetzt
Essen. Nicht nur durch ihren Konfronta­
tionskurs in der Tarifauseinanderset­
zung tragen die Kapitalisten derzeit er­
heblich zu einer Verrohung gesellschaft­
licher und innerbetrieblicher Verhältnis­
se bei. Der Krupp-Konzern hat jetzt in 
einer Nacht- und Nebelaktion die Widia- 
Gruppe verkauft. Käufer des Herstellers 
von Hartmetall-Werkzeugen ist der 
schwedische Sandvik-Konzem, mit ei­
nem Weltmarkt-Anteil von 28 % führen­
der Produzent der gleichen Branche. 
Vom Abschluß der Vorverträge erfuh­
ren Belegschaft und Betriebsrat aus der 
Zeitung.

Doch damit nicht genug: Auf einer 
vom Betriebsrat umgehend einberufe­
nen außerordentlichen Betriebsver-

Die netto derart stark durchschlagen­
de Auswirkung der Einkommensminde­
rung beruht dabei auf der umgekehrten 
Wirkung der relativ niedrigen Steuer­
progression in den unteren Einkom­
mensklassen. Zusätzlich sind im ge­
nannten Beispiel ab Januar 1995 infolge 
des Solidaritätszuschlages weiter 24 DM 
monatlicher Nettoverlust beschlossene 
Sache. Im übrigen würde auch die eh 
schon minimale spätere Rente bei nur 
zweijähriger Dauer der 30-Stundenwo- 
che schon um 144 DM im Jahr niedriger 
ausfallen.

Wir halten bei Arbeitszeitverkürzung 
unter 35 in Richtung 30 Stunde pro Wo­
che zumindest für untere bis mittlere 
Einkommen einen Lohnausgleich für . in der örtlichen Zeitung Wochenblatt 
unverzichtbar. Auch die Verwendung 
von Urlaubsgeld oder betrieblicher Son­
derzahlungen, sprich ihre Verteilung auf 
die Rest-Monatslöhne (VW), um die 
monatlichen Verluste etwas geringer 
ausfallen zu lassen, kann hier keine Lö­
sung sein. Denn bei solch niedrigen 
Löhnen oder Gehältern sind diese zu­
sätzlichen Zahlungen unbedingt notwen­
dig für’s Haushaltseinkommen. Beim 
Vergleich mit VW ist zu berücksichti­
gen, daß z.B. die Entgeltgruppe F, in 
der die meisten arbeiten, 4099 DM brut­
to im Monat aufwies. Gegenüber den 
Flächentarifgebieten lagen die VW-Ein- 
kommen um rund 1000 DM brutto im 
Monat höher.

Unserer Ansicht nach hat ein Tausch 
Lohn/Gehalt gegen Arbeitszeit, also 
Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnaus­
gleich spätestens da Grenzen, wo das 
Einkommen zum Leben nicht mehr 
reicht, die Miete nicht mehr bezahlt wer­
den kann, die Existenz gefährdet ist. 
Hier gilt es, eine Politik der Mindestsi­
cherung einzuschlagen und auf einen so­
zialen Lohn-/Gehaltsausgleich zu beste­
hen, was auch die Unterstützung Besser­
verdienender findet.

In den Betrieben gibt es bereits An­
haltspunkte dafür. In einigen Kurzar­
beitsregelungen wurde z.B. ein Netto­
lohnausgleich zumindest bis zu Einkom­
men von 4000 DM brutto im Monat ver­
einbart. Eine ähnlich sozial erträgliche 
und solidarische Politik sollten wir auch 
bei der Arbeitszeitverkürzung auf tarif­
licher Ebene durchsetzen, insbesondere 
auch im Blick auf zukünftige Entwick­
lungen.

Abschließend möchten wir Euch ver­
sichern, daß auch die Belegschaft der 

‘Fa. GRAU geschlossen hinter unserer 
Organisation steht...

Großbetrleben Informationsveranstaltungen

Sammlung verstieg sich der Sprecher der 
Geschäftsführung, Dr. Müller-Eschen­
bach, zu wüster Kritik an der Presse. 
Vor rund 800 Teilnehmern erklärte er, 
denjenigen, der die Informationen wei­
tergegeben habe, solle man „langsam 
ersäufen“. Die Äußerung wurde von 
zwei Diskussionsrednern unter großem 
Beifall scharf zurückgewiesen. Sie 
macht jedoch deutlich, wie mit Leuten, 
die sich angeblich „geschäftsschädi­
gend“ verhalten, umgegangen werden 
soll. Krupp und Sandvik versicherten, 
daß die Widia-Gruppe als eigener Be­
reich im Sandvik-Konzem weitergefiihrt 
werden soll. Viele Beschäftigte befurch­
ten, daß es Sandvik vor allem um die 
Ausschaltung von Konkurrenz geht. In 
den letzten drei Jahren ist allein im 
Widia-Werk Essen die Hälfte der Beleg­
schaft wegrationalisiert worden, rund 
1200 Beschäftigte. — (kw)

Ein großes Potential von Einsparungs­
möglichkeiten im Gesundheitswesen er­
öffnet sich aber dort,'wo das große Ge­
schäft gemacht wird: bei der Pharmain­
dustrie und den Konzernen der medizini­
schen Geräteindustrie, die im Gesund­
heitswesen riesige Profite abschöpfen, 
aber auch bei den Großverdienern, wie 
zum Beispiel bei den nicht wenigen Spit- 
zenverdienem unter den Ärzten. In die­
sem Zusammenhang sollte auch die Äb- 
schaffung des privaten Liquidations­
rechts diskutiert werden; eine Forde­
rung, die etwas in der Versenkung ver­
schwunden ist, aber in der Gewerkschaft 
ÖTV schon lange existiert. Ihre Reali­
sierung wäre nicht nur ein Beitrag zur 
Kosteneinsparung im Krankenhaus, 
sondern auch zu mehr Chancengleich­
heit in der medizinischen Versorgung.

Ein Schritt auf dem 
Weg zur Demokratie
Die Eigenbetriebsbildung innerhalb des 
öffentlichen Dienstes darf keine Vor-

Privatisierung 
der Krankenhäuser
Den Marsch in Richtung Privatisierung 
stoppen. Von W. Jude

D
er Personalratsvorsitzende des 
Kreiskrankenhauses Neu/Altöt- 
ting in Bayern, W. Jüde, geht in 
einer persönlichen Stellungnahme, die 

erschienen ist, auf die aktuellen Privati­
sierungsbestrebungen und die Politik 
des Kreistages ein und kritisiert die gra­
vierenden Folgen für die Beschäftigten. 
Erfordert dazu auf, daß alle Beschäftig­
ten zusammen mit der Gewerkschaft 
ÖTV öffentlichkeitswirksame Schritte 
gegen eine unsoziale Gesundheits- und 
Privatisierungspolitik diskutieren. Mit 
freundlicher Genehmigung des Autors 
veröffentlichen wir Auszüge.

... Die öffentlich-rechtlichen Kranken­
häuser müssen als Bestandteil der in 
Jahrzehnten erkämpften und mühevoll 
erarbeiteten sozialen Errungenschaften 
erhalten bleiben.

Die einheitliche tarifrechtliche Absi­
cherung ihrer Beschäftigten durch den 
Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) 
muß gegen alle Versuche, sie zu beseiti­
gen, verteidigt werden. Die Gesund­
heitsversorgung der Bevölkerung muß 
strikt dem Prinzip der sozialen Gerech­
tigkeit folgen und allen Menschen die 
gleichen Möglichkeiten und Chancen ih­
rer gesundheitlichen Versorgung ein­
räumen. Die Gefahr einer Zweiklassen­
medizin, die mit dem neuen Gesund­
heitsstrukturgesetz auf die Krankenhäu­
ser zukommt und durch die Privatisie­
rung von Krankenhäusern noch zemen­
tiert und sogar verstärkt wird, muß mit 
allen Kräften abgewendet werden.

Bessere Versorgung
Eine effektive Wirtschaftsführung der 
Krankenhäuser darf nicht erreicht wer­
den auf Kosten des Personals und der 
Sozialversicherten. Eine private Rechts­
form, die die Wirtschaftsführung eines 
Krankenhauses auf Gewinn ausrichten 
soll, ist vielleicht ein Mittel der Ökono­
misierung des Krankenhausbetriebes, 
ganz sicher aber ein Hebel der Enthu­
manisierung nach dem Motto „Gesund­
heit muß sich lohnen.“

Strukturveränderungen im Kranken­
haussektor dürfen nicht in erster Linie 
unter Kostengesichtspunkten betrieben 
werden, sondern müssen sich vor allem 
an der verbesserten Gesundheitsversor­
gung der Bevölkerung orientieren. Die 
individuelle, dezentrale Versorgung der 
Bevölkerung durch gut ausgestattete und 
auch effektiv arbeitende kommunale 
Krankenhäuser darf nicht in Frage ge­
stellt werden, auch im Interesse der 
Vielfalt' des Angebots medizinischer 
Leistungen.

Sicher sind Einsparungen auf der Ebe­
ne einzelner Krankenhäuser möglich, 
ohne daß dies zu einer Verschlechterung 
der medizinischen Leistungsfähigkeit 
führt. Diese Einsparungsmöglichkeiten 
sollte jedes Krankenhaus sorgfältig prü­
fen und vollständig ausschöpfen, ohne 
daß auch nur im geringsten der soziale 

■ Standard des Personals oder das medizi- 
| nische Niveau der Versorgung beein- 
I trächtigt werden darf. Wir wollen nicht, 
1 daß Geld verschwendet wird, sondern 
J plädieren für einen sparsamen Umgang 
w mit Ressourcen, auch im Krankenhaus.

laufstrecke sein, um die Betriebe priva­
tisierungsreif zu machen, sie sollten 
vielmehr vor allem ein Schritt auf dem 
Weg der Demokratisierung der Kran­
kenhäuser sein. Dies würde auch ihre 
Leistungsfähigkeit verbessern und 
gleichzeitig ihre Wirtschaftlichkeit er­
höhen.

Mehr Eigenständigkeit und damit 
mehr Entscheidungsbefugnis der Be­
triebe schließt eine Verbesserung ihrer 
zentralen Koordinierung nicht aus. Die­
se darf jedoch die Eigenständigkeit der 
Betriebe nicht untergraben und sie nicht 
zu einem arbeitsteilig funktionierenden 
Teilbetrieb eines zentralistisch gesteuer­
ten Großbetriebs machen. Profitträchti­
ge Krankenhauskonzeme sind allenfalls 
eine Perspektive für diejenigen, die sich 
davon Gewinn erhoffen. Das werden 
nur wenige sein.

Wenn Eigenbetriebe den Entschei­
dungsmöglichkeiten der Betriebsleitung 
mehr Raum verschaffen, dann sollte 
man nicht vergessen, daß Betriebe nicht 
nur aus Leitungen bestehen. Die Beleg­
schaften sollten viel stärker als bisher in 
Entscheidungen einbezogen werden, die 
die Gestaltung des Betriebes, vor allem 
auch ihre Situation am Arbeitsplatz, be­
treffen. Dazu bedarf es „gläserner“ 
Werksleitungen, d.h. alle Informationen 
über den Betrieb, die für seine Struktur, 
Tätigkeit und die Lage der Belegschaft • 
relevant sind, müssen den Beschäftigten 
zugänglich gemacht werden. Nur so 
können Entscheidungsprozesse inner­
halb des Betriebes demokratisiert wer­
den und alle die Möglichkeit bekom­
men, daran teilzunehmen.

Maximale Mitbestimmung
Der Personalrat als gewählte Interessen­
vertretung der Beschäftigten sollte im 
Rahmen seiner erweiterten Mitbestim­
mungsmöglichkeiten verstärkt an der 
Gestaltung des betrieblichen Gesche­
hens beteiligt werden. Eine maximale 
Nutzung der Mitbestimmungsrechte ist 
nicht nur im Interesse der Arbeiter und 
Angestellten, sondern trägt auch dazu
bei, Entscheidungen der Betriebsleitung 
demokratisch zu legitimieren und sie 
damit besser umsetzen zu können. Ef­
fektive Mitentscheidungsrechte für die 
Personalvertretung sieht das Personal­
vertretungsrecht bisher nicht vor, sie 
sollten aber auf Dauer angestrebt wer­
den und durch entsprechende gesetzli-- 
ehe Regelungen verankert werden. ...

Die Hoffnung, die manche mit der 
Privatisierung der Krankenhäuser mehr 
oder weniger offen verbinden, durch 
Verschärfung des Konkurrenzdrucks 
„die Überflüssigen“, „die Faulen“ und 
„Schwachen“ hinauszudrängen, ist 
nicht nur inhuman und stammt aus der 
Klamottenkiste des Sozialdarwinismus. 
Die Umsetzung dieser „sozialhygieni­
schen“ Absichten würde auch dazu füh­
ren, daß nicht nur die als „minderwer­
tig“ Eingestuften ausgesondert werden, 
sondern auch viele sehr begabte, kreati­
ve und auch leistungsfähige Menschen, 
die aber dem Konkurrenzdruck dann 
nicht standhaften können oder durch ihn 
in ihrer Entwicklung behindert werden 
oder gar daran zerbrechen. Dadurch 
wird nicht nur menschliches, sondern
auch wirtschaftliches Pötiental zerstört.

Eine Enthumanisierung des Kranken­
hauses wird es auch bedeuten, wenn da­
von ausgegangen wird, es sei eine sinn­
volle Rationalisierungsmaßnahme, die 
Arbeit im Krankenhaus weiter zu inten­
sivieren und zu verdichten, wenn die Be­
schäftigten durch die Privatisierung dem 
verschärften Konkurrenzdruck auf dem 
Arbeitsmarkt ausgesetzt werden könn­
ten. Zunehmende Arbeitshetze wird 
auch nicht mehr Wirtschaftlichkeit be­
deuten, da vermehrt Ausfälle durch 
Krankheit, und auch schlechtere Versor­
gung der Patienten. Wenn die jetzt vor­
angetriebene Privatisierungskampagne 
ein „Krankenhaus 2000“ anvisiert, das 
dem Modell eines kapitalistischen Kon- 
zembetriebes entspricht, dann ist das 
auch ein Angriff auf das relativ hohe Ni­
veau an Humanität medizinischer Ver­
sorgung, das in den Krankenhäusern des 
Landkreises Altötting durch die An­
strengungen aller Beschäftigten erreicht 
wurde.
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Kurz berichtet

Uberstülpung der West- 
Schule nicht akzeptiert
Eine Repräsentativ-Befragung von 992 
Ostdeutschen über 18 Jahren sowie 607 
Personen mit mindestens einem Kind in 
der Schule erbrachte als Ergebnis eine 
zunehmende Skepsis gegenüber dem 
westlichen Schulsystem. Die von dem 
Dortmunder Institut für Schulentwick­
lungsforschung zum zweiten Mal (im 
gewerkschaftlichen Auftrag) durchge­
führte Befragung ergab im einzelnen: 
nur 19 % der Befragten befürworten das 
westliche Schulsystem (1991 waren es 
noch 38%); eine Beibehaltung des 
DDR-Bildungswesens hätten 20% für 
wünschenswert gehalten (1991: 5%); 
61 % meinen, daß man das DDR-Bil­
dungssystem hätte entideologisieren, je­
doch seine Strukturen beibehalten sollen 
(1991: 57 %); 68 % halten den polytech­
nischen Unterricht für bewährt (1991: 
57 %); 64 % sind für den gemeinsamen 
Schulbesuch bis zur 10. Klasse (1991: 
31 %); 49 % wünschen sich die staatlich 
gelenkte Berufsausbidung zurück (1991: 
31%). Darüber hinaus sind 82% der 
Ostdeutschen für eine Verkürzung der 
Schulzeit bis zum Abitur auf 12 Jahre 
(gegenüber 40% der Westdeutschen). 
Fazit des Forschungsinstituts: „Die 
Menschen in Ostdeutschland haben die 
westlichen Schulformen kennengelemt 
und sind davon enttäuscht.“ — (har)

Erst Bibliotheken geschleift 
jetzt Kulturverlust beklagt
In den ostdeutschen Bundesländern sind 
seit dem Anschluß fast drei Viertel aller 
Bibliotheken geschlossen worden. Von 
ehemals 6500 Bibliotheken in der DDR 
sind gegenwärtig nur noch 1750 exi­
stent. Der Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels bezeichnete den massiven 
Abbau'als schädlich für den Standort 
Deutschland und begrüßte die Zunahme 
der Buchhandlungen von ehemals 900 
auf 1200, die eine „Stätte der Begeg- bezeichneten Vertreter von Verbänden 
nung“ seien. Die Qualität dieser Buch­
handlungen betrachtet (z.B. Bouvier), 
kann man diese Aussage nur als zynisch 
bezeichnen. — (har)

Prozeß gegen Hans Modrow 
nach Immunitätsaufhebung
Der Bundestag hat gegen die Stimmen 
der PDS-Gruppe die Immunität Hans 
Modrows aufgehoben. Die Sächsische 
Staatsanwaltschaft hatte die Aufhebung 
beantragt, um gegen Modrow wegen 
Meineides Anklage erheben zu können. 
Gysi erklärte dazu, daß es einem Abge­
ordneten eines Untersuchungsausschus­
ses im Sächsischen Landtag offensicht­
lich darum ging, Modrow eine Falle zu 
stellen und gegen ihn den ersehnten poli­
tischen Prozeß führen zu können. Mo­
drow sei im Ausschuß zu einem be­
stimmten Problem vernommen worden. 
Zu einem Nebenthema befragt, zu dem 
Unterlagen vorhanden waren, in die

Als erster der 14 Tarifbezirke der IG Metall hat die Tarifkommission für den Westteil Berlins die Ver­
handlungen mit den Arbeitgebern für gescheitert erklärt. Inzwischen hat der Vorstand der IG Metall 
Niedersachsen zu dem Bezirk erklärt, in dem zuerst die Urabstimmung über Streik durchgeführt wird. 
In Berlin ist für den 24. Februar ein allgemeiner Warnstreik in allen Betrieben vorgesehen. Geplant ist, 
daß die Aktionen münden in eine Großkundgebung vor dem Haus der Arbeitgeberverbände. Die IG 
Metall erwartet zwischen 10000 und 20000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Der Westteil Berlins gilt 
als einer der schwächeren Tarifbezirke der IG Metall. Für den Fall eines Erzwingungsstrelks In Nieder­
sachsen ab dem 7. März wird deshalb mit „kalter Aussperrung“ durch die Kapitalisten gerechnet.
- (brr)

Modrow keine Einsicht erhielt, habe der 
Abgeordnete Widersprüche zwischen 
Aussage und Unterlagen festgestellt. 
Modrow sei dann, ohne auf diese hinge­
wiesen worden zu sein, vereidigt wor­
den. Modrow sei auch keine Gelegenheit 
gegeben worden, seine Aussage zu kor­
rigieren. Danach sei dann Anklage we­
gen falscher Aussage vor dem Ausschuß 
erhoben worden. Egon Krenz, als ehe­
maliger Vorsitzender des NVR der 
DDR, wurde als Zeuge vor dem Aus­
schuß daran gehindert, eine Erklärung 
zu verlesen. Der Presse sagte Krenz, daß 
„die DDR keinen Ausnahmezustand 
kannte. Es ist eine bösartige Unterstel­
lung zu behaupten, die DDR habe im I These vom „Unrechtsregime DDR“. 
Herbst 1989 zur Verteidigung vorgese- Vom Standpunkt des westdeutschen 
henen Maßnahmen gegen die politische Alleinvertretungs- und unbescholtenen 
Opposition mißbraucht.“ — (abe) Rechtsanspruches waren der Versuch

einer Alternative in Deutschland und gar 
Demonstration gegen die bloße Existenz der DDR unrechtmä-
Rotstift-Politik Biedenkopfs X"!®?» SÄ5Ä 

Dresden. Schulen und Kitas seien „nicht Idee schon seit Marx immer eine zu ver- 
der Steinbruch, aus dem Löcher in ande- urteilende und zu bekämpfende Utopie 
ren Ministerien ausgefüllt werden.“ Mit war. In über fünfzig Sitzungen hat sich 
dieser Mahnung fanden sich Ende Ja- die Kommission mit großem Aufwand 
nuar rund 2000 Schüler, Lehrer, Erzie- und viel Mühe, nicht immer mit Quellen 
her und Eltern vor dem Gebäude des belegt, der Verteufelung der DDR und 
Sächsischen Landtages in Dresden zu- deren Geschichte gewidmet und ihren 
sammen, derweil im Innern des Gebäu- Teil zur politischen Aburteilung der 
des die Abgeordneten den sächsischen DDR beigetragen.
Haushaltplan verabschiedeten. Konkret Nun wurde noch ein Zahn zugelegt: In
richteten sich die Proteste gegen die Ab- einem zweiten Entwurf eines Berichtes 
sicht der Staatsregierung, sich aus der zum Thema „Seilschaften, Alt-Kader, 
Verantwortung für die Trägerschaft an Regierungs- und Vereinigungskrimina- 
Förderschulen zu stehlen und diese den lität“ wurden auf einer Tagung am 3.12. 
Kommunen aufzubürden. Angesichts 93 Schlußfolgerungen vorgetragen und 
leerer Städte- und Gemeindesäckel be- „Handlungsempfehlurigen an den Ge­
deutete dies faktisch das Aus für viele setzgeber zum Problem von Seilschaften 
dieser Einrichtungen.

Auf Unverständnis und Widerstand 
stieß auch der von der Staatsregierung 
angekündigte Abbau weiterer 1800 Stel­
len im Bildungssektor. Unverständlich 
vor allem auch deshalb, weil — wie der 
Vorsitzende des Landeseltemrates fest­
stellte — anstelle der mit den Gewerk­
schaften vereinbarten 42500 ohnehin 
nur 38500 Stellen im Freistaat besetzt 
seien.

Als „bildungspolitischen Skandal“

und Gewerkschaften den diesen soge­
nannten „Bedarfskündigungen“ zu­
grunde gelegten Punktekatalog. So stün­
den beispielsweise den zwei Pluspunk­
ten je Kind insgesamt 25 Minuspunkte 
gegenüber, wenn „der Arbeitnehmer 
... unabsehbar lange‘krank oder häufig 
krank“ sei. „Wer soll in 20 Jahren den 
Wirtschaftsaufschwung in Sachsen tra­
gen, wenn heute Bildung nur mit dem 
Rotstift geschrieben wird?“, fragte die 
Vorsitzende des Landesschülerrates. 
Randvolle Klassen und überlastete Leh­
rer, die nur noch als Stundenhalter agier­
ten, trügen nicht zu einer Schulbildung 
bei, die den Schulabgängern beste Vor­
aussetzungen für Ausbildung und Studi­
um schaffen würden.

Mit Kopfschütteln und Pfiffen quit­
tierten die Demonstranten die Weige­
rung von Ministerpräsident Biedenkopf 
und seines Bildungsministers Groß, zu 
den Versammelten zu sprechen.
— (U. Kaiser)

Handlungsempfehlungen an den 
Gesetzgeber
Wie ein roter Faden zieht sich 

durch die Tätigkeit der Enquete- 
Kommission „Aufarbeitung 
von Geschichte und Folgen der SED- 

Diktatur in Deutschland“, die von Pfar­
rer Eppelmann (CDU) geleitet wird, die 

in den neuen Bundesländern“ erörtert. 
Die Kommission „beschäftigt sich ... 
mit der verdeckten Zusammenarbeit und 
dem Zusammenhalt der ehemaligen Par­
tei- und Staatsfunktionäre des SED-Re­
gimes in den neuen Bundesländern 
(»Seilschaften*) und mit damit in Verbin­
dung stehenden Problemen wie dem 
Verbleib von früheren Funktionären 
(,SED-Kadern*) in Machtpositionen 
....“ Die Eppelmann-Kommission 
schaltet sich als politisches Gremium in 
die vielschichtig laufende politische und 
strafrechtliche „Aufarbeitung“ der 
DDR-Geschichte ein. Ein Vergleich mit 
der Zeit des McCarthyismus in den USA 
liegt nahe: Politisch Andersdenkende 
sollen verfolgt und aus der Gesellschaft 
ausgegrenzt werden.

Neues Kriterium:
Objektiv Kompromittierte

Es wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, 
„die ihre Informationen ... aus Bürger­
zuschriften, aus Gesprächen ... mit der 
Treuhand, der Bundesanstalt für Arbeit 
und der Zentralen Ermittlungsstelle Re­
gierungs- und Vereinigungskriminalität 
(ZERV)“ gewinnen soll. „Das Wirken 
von Seilschaften ... ist in allen Berei­
chen des öffentlichen Dienstes in den 
neuen Bundesländern nach wie vor fest- 
zustellen, ... unabhängig von der Tat­
sache, daß in großem Ausmaß Personal­
veränderungen in der Verwaltung ... 
stattgeftmden haben“. Dem Denunzian­
tentum und der Anschwärzerei sollen 
Tür und Tor geöffnet werden. Denn ein 
neues Rastermerkmal wird eingeführt. 
Da die „Folgen des Wirkens solcher 
Seilschaften in der Regel mit rechtlichen 
Kriterien nur schwer zu erfassen ... 
sind“ wird definiert und vorgegeben: 
„Dabei handelt es sich um ehemalige 
Funktionäre, die durch ihre Tätigkeit 
... persönlich Verantwortung für Un­
terdrückungsmaßnahmen und Men­
schenrechtsverletzungen tragen, ... al­
so »objektiv kompromittiert* sind, ohne 
daß ihnen persönlich konkrete Verstöße 
gegen Grundsätze der Rechtsstaatlich­
keit und Menschlichkeit vorgeworfen 
werden.“

„Objektiv komprimittiert“ sind damit 
alle, die in irgendeiner Weise ihr Leben 
mit den vierig Jahren DDR verbunden, 
in diesem Staat studiert, engagiert gear­
beitet und versucht haben, ihn zu stär­
ken. Alle Arbeitsbereiche sind betrof­
fen: „Verwaltung, Wirtschaftsunter­
nehmen, Betriebe unter Verwaltung der 
Treuhand und inzwischen privatisierte 
Treuhandbetriebe, aber auch Post und 
Bahn“ usw. Der weitgespannte Begriff 
soll das erfassen, was mit juristischen 
Mitteln der Strafverfolgung nicht er- 

I reicht werden kann. Eigentlich kann je­
der darunter fallen, der diesem Versuch 
des Ausbruchs aus der bisherigen deut­
schen Geschichte keinen Widerstand 

I entgegengesetzt hat oder zumindest pas- 

sivjas DDR-Regime hat über sich erge- 
hqji Jassen.

♦^ndlich werden so aber auch die 
Gfiinde gefunden, warum Menschen 
nach der glorreichen Vereinigung resig­
nieren. Schuld sind nämlich die Seil­
schaften, da „diese Erscheinung ... bei 
Bürgern, die früher dem SED-Regime 
femstanden, nicht selten zu Resignation, 
zu berechtigten Befürchtungen wegen 
drohenden Verlustes des Arbeitsplatzes 
und sozialer Benachteiligung“ führten. 
Nicht der kapitale Crash-Kurs ist die Ur­
sache, sondern die Seilschaften „beein­
trächtigen das Vertrauen der Bürger“, 
wenn „Machtträger der Zeit des SED- 
Regimes heute über Kündigungen und 
Einstellungen, Beförderungen und Her­
abstufungen, die Zuweisung von Ar­
beitsplätzen und ABM-Stellen, die Ge­
währung sozialer Leistungen usw. ent­
scheiden**.

„Eindämmung, Beseitigung“

Die Kommission erarbeitete „Hand­
lungsempfehlungen an den Gesetzge­
ber“, die eine breite Palette von Maß­
nahmen umfassen, wie den alten Seil­
schaften am besten beizukommen wäre.
— „Die demnächst mögliche Nutzung 
des Zentralen Einwohnerregisters der 
DDR (ZER) für Zwecke der Verfolgung 
von Regierungs- und Vereinigungskri­
minalität, die über die Behörde des Bun­
desbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemali­
gen DDR erfolgen wird, stellt einen gro­
ßen Fortschritt im Kampf gegen diese 
Kriminalität dar“. Vorliegende Erfah­
rungen mit dem Wirken dieser Behörde, 
den 3000 Mitarbeiter umfassenden Ap­
parat des anderen Pfarrers, Herrn 
Gauck, erlauben eine Vorahnung auf die 
„Gründlichkeit“ der Nutzung dieses 
Registers.
— „Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
und parlamentarische Kontrolle der Ver­
waltung“, um „erkannte Seilschaften 
durch Entlassung oder Versetzung“ zu 
bekämpfen. Gestattet sei hier die Frage, 
wer denn eigentlich in den Verwaltun­
gen bekämpft und parlamentarisch kon­
trolliert werden muß, wenn man weiß, 
wieviel „West-Importe“ in diesen Ver­
waltungen tätig sind, bzw. wenn man 
sich die Betrugsaffaren, z.B., in der 
Landesregierung Sachsen-Anhalts ver­
gegenwärtigt?
— Öffentliche Fördermittel sind „zu 
kontrollieren, ob durch solche Gelder 
SED-Seilschaften ... begünstigt und 
die Gelder zweckentfremdet verwendet 
werden“. Weiß Herr Eppelmann nicht, 
wieviel westdeutsche Firmen von diesen 
Mitteln für Umschulungen, „Beratungs­
projekte“, Manipulationen für sich ein­
steckten und wieviel Gelder aus solchen 
Fonds unbesehen in westdeutsche Kas­
sen zurückflossen?
— „Ehemalige Funktionsträger ... 
sind zumindest aus solchen Positionen 
zu entfernen, in denen sie über Einstel­
lung von Personal .. .zu entscheiden 
haben.“ ... „Solche Funktionsträger 
sollen entfernt werden, die durch her­
ausgehobene Ämter ... objektiv kom­
promittiert sind. ... Dabei ist dem Be­
reich der Bildung, Lehre und Forschung 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 
... „Anzustreben sind möglichst ein­
heitliche Kriterien ... im Sinne einer 
»objektiven Kompromittierung“*. Die 
Hexenjagd wird weitergeführt und aus­
gedehnt. Offensichtlich wird Schwerge­
wicht auf die endgültige Ausschaltung 
der ostdeutschen Intelligenz gelegt und 
der Abbau der ostdeutschen Bildung und 
Wissenschaft bis zu ihrer Atomisierung 
betrieben.
— Besorgt zeigt sich die Kommission 
über die Lage der Staatsanwaltschaften 
und der ZERV zur Verfolgung der Re­
gierungs- und Vereinigungskriminali­
tät: daß das „dringend benötigte Perso­
nal zur Verfügung gestellt wird“ und 
keineswegs dürfen „Nachteile durch die 
Streichung bisher gewährter Zulagen 
und bei Beförderungen“ zugelassen 
werden. Verständlich, daß mit der Ab­
rechnung Beauftragte auch entspre­
chend honoriert werden müssen.
— Gesichert wird, daß die Ermittlungs­
behörden den „Zugriff . . .auf relevante

Eppelmann-Kommission ruft nach 
Ausgrenzung, Hexenjagd, Inquisition

Dokumente“ der Gauck-Behörde haben 
werden; die „Einbeziehung von Verge­
hen wie Untreue, Unterschlagung und 
Betrug ... in den Katalog der Tatbe­
stände“ soll erfolgen.
— Und zum Schluß der Clou: „Zu prü­
fen ist, ob die Vorermittlungen im Be­
reich der Regierungs- und Vereini­
gungskriminalität bei einer Zentralstelle 
nach den Vorbildern der, Zentralen Stel­
le der Landesjustizverwaltung zur Auf­
klärung nationalsozialistischer Gewalt­
verbrechen* und der Zentralen Erfas­
sungsstelle Salzgitter konzentriert wer­
den sollten“.

Presseerklärung der Alter­
nativen Enquetekommission

Eine vom Vorsitzenden der Alternativen 
Enquetekommission Deutsche Zeitge­
schichte, Wolfgang Harich, unterzeich­
nete Presseerklärung zum Bericht der 
Eppelmann-Kommission bemerkt dazu: 
„Während die Eppelmann-Kommission 
also Ermittlungen gegen Funktionsträ­
ger der DDR mit denen gegen NS-Ge- 
waltverbrecher gleichzusetzen sucht, 
drängen ihre eigenen Vorschläge zur 
Verfolgung politischer Gegner den Ver­
gleich mit dem faschistischen »Gesetz 
zur Wiederherstellung des Berufsbeam­
tentums* vom April 1933 geradezu auf. 
Mit diesem Gesetz wurden »politisch un­
zuverlässige* Beamte und solche ohne 
erforderliche »Eignung* ausgesiebt — 
gegebenenfalls auch unter Ausschluß 
des Rechtsweges.“ Das schafft — so 
wird betont — Denunziantentum auch in 
der BRD, „wenn Eppelmanns Vorschlä­
ge durchkommen sollten“. Sehr leicht 
wäre es, jemanden als „politisch kom- 

' promittiert“ anzuschwärzen, um selbst 
einen Schritt höher auf der Karriereleiter 
zu fallen.

Die Alternative Enquetekommission 
sagt wie es ist: „Die Eppelmann-Kom­
mission ist also, wie sich herausstellt, 
nicht nur ein Instrument zur ideologi­
schen Vorbereitung der Siegeijustiz ge­
gen ehemalige DDR-Bürger. Sie be­
treibt vielmehr auch deren außeijustizi- 
elle Verfolgung und will das nach den 
Bundestagswahlen fortsetzen.** Harich 
kritisiert die Teilnahme seriöser Wissen­
schaftler an der Tätigkeit der Kommissi­
on, drückt seine Verwunderung über 
SPD-Opposition und Bündnis 90 aus, 
das Denunziantentum lauthals beklagt, 
„sich nun selbst an Denunziationen be­
teiligt“. Unverständnis zeigt Harich ge­
genüber dem Verhalten der PDS, die 
sich an der Arbeit der Eppelmann-Kom­
mission beteiligt und bisher noch keinen 
Kommentar zu dem Bericht gegeben hat.

„Alle demokratischen Kräfte aber 
sind um der Einheit der Nation willen 
aufgefordert, Grundgesetz und Eini­
gungsvertrag gegen eine Aushöhlung zu 
schützen, wie das jüngste Eppelmann- 
Papier sie befürwortet, und auch jegli­
che Mitwirkung in rechtsstaatlich nicht 
legitimierten Tribunalen zu verwei­
gern.“

Wachsende Kritik an der
Eppelmann-Kommission

Die Veröffentlichung von Arbeitsergeb­
nissen der Eppelmann-Kommission, in 
denen Johannes Rau voigeworfen wird, 
er habe 1986 der DDR Zugeständnisse 
gemacht, rechtfertigte Eppelmann mit 
den Worten, es müsse auf den Tisch, 
wenn „bundesdeutsche Demokraten mit 
SED-Diktatoren gekungelt haben, um 
anderen Demokraten zu schaden“. Das 
Vorgehen Eppelmanns hat unter Mit­
gliedern der Enquete-Kommission hefti­
ge Kritik hervoigerufen. Markus 
Meckel (SPD) hat den Umgang mit 
DDR-Akten als „plattesten Wahl­
kampf4 bezeichnet. Er charakterisierte 
das Vorgehen Eppelmanns als Diffamie­
rung Johannes Raus und als Schlamm­
schlacht.
Quellen: Zwischenbericht der Enqueic-Kom­
mission: „Seilschaften .. *\ Presseerklärung 
der Alternativen Enquetekommission — (sbe)
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„ Mit mir und der PDS lasse ich 
nicht spielen“

Als „endgültig gescheitert“ bezeich­
net PDS-Landesvorsitzender Prof. 
Peter Porsch in einer Presseerklä­
rung seine und die Bemühungen des 

Vorstandes, einen sauberen Weg zur 
Aufstellung der Kandidatenliste für den 
Landtag zu finden. Grund dieser Ein­
schätzung ist die massive Kritik, die sei­
tens der Landtagsfraktion LL-PDS an 
einem entsprechenden Beschluß des 
Landesvorstandes vom 30.1. geübt wur­
de. Nach Porschs Auffassung entspringe 
diese Kritik „sehr engstirnigen persön­
lichen Interessen“. Sein Wille sei er­
schöpft, in diesem Sinne mit Unwilligen 
weiterzuwirken. Als Konsequenz läßt er 
sein Amt bis zum 6. März, dem Termin 
des nächsten Landesparteitages, ruhen. 
Auf wesentlich tiefergehende Zerwürf­
nisse Vorstand-Fraktion läßt ein Brief 
Porschs an Vorstandsmitglieder und 
Kreisvorsitzende schließen. Mehr und 
mehr, heißt es darin, maßten sich Frak­
tionsmitglieder an, „Ratifikationsorgan 
und Auftraggeber für Beschlüsse des 
Landesvorstandes zu sein“. Unter die­
sen Umständen werde eine satzungsge­
mäße Vorstandsarbeit unmöglich.

Peter Porsch, den Gregor Gysi 1992 
inständig bat, als Landesvorsitzender zu 
kandidieren, vermutlich, um Ruhe in 
den Landesverband Sachsen der PDS zu 
bekommen, spielte sehr lange die Rolle 
der integrierenden Persönlichkeit. Er 
bemühte sich ernsthaft, verschiedene 
Charaktere und politische Richtungen 
innerhalb der PDS an einen Tisch zu be­
kommen, wohl ahnend, daß diese An­
strengungen angesichts der mühsam ver­
schleierten Interessengegensätze verge­
bens waren. Letztere traten immer offe­
ner zutage, geht es doch 1994 nicht mehr 
nur um parteiinternes Geplänkel, son­
dern um handfeste, gut bezahlte Jobs, 
die nur mit besten Listenplätzen zu errei­
chen oder zu behalten sind. Ginge es nur 
um Inhalte, wäre das Wahlprogramm 
„Ein Leben in Menschenwürde“,. das

„ Deutschland sollte Land der 
Warnung sein“
Daniil Granin auf Gedenkveranstaltung zur Blockade Leningrads

Dem 50. Jahrestag der Zerschla­
gung der von der faschistischen 
deutschen Armee Leningrad auf­
erzwungenen Blockade war ein Sympo­

sium im Rathaus Schöneberg/Berlin 
gewidmet. Veranstalter war der Verein 
KONTAKTE e.V., der die Beziehungen 
zu den Ländern der Ex-UdSSR gerade 
im humanitären und menschlichen Be­
reich pflegt.

Ein voller Saal zeigte das große Inter­
esse an diesem Thema. Andererseits ist 
mit Bedauern festzustellen, daß dies in 
der deutschen Hauptstadt wohl die einzi­
ge diesem Thema gewidmete Veranstal­
tung war. Zu wenig, um dieses dunkle 
Kapitel deutscher Geschichte nicht in 
Vergessenheit geraten zu lassen. Wenn 
es einleitend hieß, daß das Drama Lenin­
grads in der deutschen Öffentlichkeit 
weitgehend unbekannt ist, so gab es aus 
dem Publikum den Hinweis, daß das nur 
ein Teil der Wahrheit sei. Denn, und das 
sei die ganze Wahrheit, es seien sicher 
Hunderttausende aus dem jetzigen Ost­
teil Deutschlands gewesen, die aus Be­
suchen in Leningrad das Schicksal die­
ser Stadt kennen, daß jedes Kind aus 
Schulbüchern und in der Schule damit 
vertraut gemacht wurde, daß aus Bü­
chern und Filmen Millionen jetzt Ost­
deutsche diese Verbrechen des deut­
schen Faschismus kennen.

Prominentester Gast der Veranstal­
tung war der Schriftsteller Daniil Gra­
nin, der als Soldat die Blockade überleb­
te und darüber in seinem „Blockadeta­
gebuch“ schreibt. Bewegend seine 
Schilderungen, daß den Leningradern 
gerade ihre hohe Kultur geholfen habe kannt zu machen, habe er seit zwei Jah- 
zu überleben. Theater, Musik, das Nie­
derschreiben allen Erlebens sei geistige 
Nahrung gewesen. Die Mehrheit der 
Menschen habe es nicht zugelassen, un-

Zerreißprobe in Sachsens PDS. Landes­
vorsitzender läßt Amt ruhen. Von Beate Roch

an der sächsischen PDS-gegenwärtig
Basis diskutiert wird, bestes Objekt der 
Auseinandersetzung. Der offene Streit 
aber entzündete sich letztendlich an For­
malitäten.

Seit einem Jahr beschäftigte sich eine 
Arbeitsgruppe mit der Ordnung der 
Kandidaturen. Aus allen Gremien, so 
auch Mitglieder und Mitarbeiter der 
Landtagsfraktion, arbeiteten Vertreter 
mit, so daß nach Vorstellung auf dem 
Landesparteitag, nochmaliger Überar­
beitung und Diskussion im Landesvor­
stand am 30. Januar, wie Pörsch in sei­
ner Presseerklärung darstellt, „nun end­
lich eine unserer Verantwortung adä­
quate Lösung mit großer Mehrheit im 
Landesvorstand erreicht zu sein“ 
(schien).

Das schienen der Fraktionsvorsitzen­
de sowie einige Mitglieder und Mitar­
beiter der Fraktion Linke Liste/PDS des 
sächsischen Landtages nicht so zu se­
hen. Die Lösung wurde als den Bestand 
der Partei und ihre Teilnahme an den 
Wahlen gefährdend eingeschätzt. Dies 
nun war Peter Porsch endgültig zu viel. 
Er ist offenbar nicht mehr bereit, sich 
„einzufügen“ und den Spielball zwi­
schen den Fronten zu machen.

Ronald Weckesser, nunmehr amtie­
render Landesvorsitzender und bekannt 
als sachlicher, alles hinterfragender Po­
litiker, desen Vorteil sicher in seiner 
nicht hauptamtlichen Arbeit für die PDS 
und seiner Mchrkandidatur für die Land­
tagswahlen liegt, bedauert, „daß — in 
einer nicht nur für Sachsen komplizier­
ten Zeit,
— mitten in den beginnenden Wahl­
kämpfen,
— in einer Zeit der allgemeinen Unzu­
friedenheit mit den Parteien und Politi­
kern,
— in einer Zeit, da viele Menschen ge­
rade von den linken politisch engagier­
ten Kräften Angebote und Alternativen 
für die Überwindung der gesellschaftli­

menschlich zu werden. Nach Kriegsen­
de seien daher die Überlebenden den 
Frontkämpfern gleichgestellt worden. 
(Als Kontrast dazu war am Rande der 
Veranstaltung von russischen Bürgern 
zu erfahren, daß eine in Berlin ansässige 
deutsche Organisation die Zahlung an 
Überlebende der Blockade mit der Be­
gründung verweigert, in Leningrad habe 
es keine Okkupation gegeben).

Granin, nach einer Wiedergutma­
chung durch die deutsche Seite befragt, 
äußerte, daß es eine Tendenz des Nach­
denkens, aber keine Resultate gebe. In 
der Diskussion wurde darauf verwiesen, 
daß es neben einer materiellen vor allem 
um eine moralische Wiedergutmachung 
ginge.

Die jüngste Entscheidung des Senats, 
die westlichen Alliierten und die russi­
schen Truppen getrennt aus Berlin zu 
verabschieden, sei dazu nicht angetan. 
Es wurde der Vorschlag unterbreitet, 
vom Senat zu fordern, alle gemeinsam 
zu verabschieden. Es dürfe nicht sein, 
daß die russischen Soldaten, deren Väter 
das deutsche Volk mit vom Faschismus 
befreit haben, mit dem Gefühl nach Hau­
se fahren, wie „ein Hund vom Hof ge­
jagt zu werden“ (so ein Soldat aus 
Wünsdorf).

Granin schilderte, wie er vor Jahren 
eine der Blockade Leningrads gewidme­
te Ausstellung besuchte und dort auf 
deutsche Schüler traf, die vom Schicksal 
der Stadt tief betroffen waren. Bewegt 
habe ihn, daß sie nicht wußten, wer der 
Urheber war. Um Erfahrungen deut­
scher Geschichte in seinem Land be-

ren Vorschläge an die deutsche Seite un­
terbreitet, eine Ausstellung zum Thema 
„Was ist Faschismus, wie kam er zur 
Macht?“ zu entsenden. Das wäre sehr

chen Krise erwarten, die PDS solch ein 
Bild abgibt.“ Seiner Überzeugung nach 
wird Peter Porsch ein breites Vertrau­
ensvotum der Delegierten zum Landes- 
Parteitag am 6. März erhalten.

Die Landtagsfrakion sieht keine Not­
wendigkeit, eine Erklärung abzugeben. 
Zumindest keine Presseerklärung. MdL 
Brigitte Zschoche, auf dem Januar-Par­
teitag in Löbau zur Spitzenkandidatin 
auf der Landesliste der PDS gekürt, sag­
te auf Anfrage, ihrer Meinung nach sei 
es günstiger, diese Probleme in Gesprä­
chen zu klären. Die Fraktion wolle des­
halb einen Gesprächstermin mit dem 
Bundes- und dem Landesvorstand Vor­
schlägen, um Fehlinformationen durch 
den direkten Weg auszuschließen und 
eine Zusammenarbeit zu ermöglichen. 
Die Presse hält sie nicht für das Gre­
mium, in dem solcherart Diskussionen 
zu führen sei. Auch die („Partei“)Pres- 
se nicht.

Gesprächstermine zwischen Fraktion 
und Landesvorstand, zwischen Fraktion 
und einzelnen Landesvorstandsmitglie- 
dem, zwischen einzelnen Fraktionsmit- 
gliedem und Landesvorstand, zwischen 
Fraktion und ... gab es in den vergan­
genen Jahren schon mehrere. Allerdings 
wurde meist um den heißen Brei herum­
geredet. Der Deckel für den überquel­
lenden Topf ward jedesmal (von beiden 
Seiten) im (Alibi)-Interesse der Politik­
fähigkeit der PDS gefunden. Und so tut 
es nicht wunder, daß die geforderten 
Konsequenzen auch von der PDS-Basis 
in Sachsen heute andere sind. Manche 
meinen, daß vollkommen „neue“ Leute 
in die Fraktion sollten. Die meisten aber 
erwarten, daß sie endlich erfahren, wo­
her die Diskrepanzen zwischen ihren 
„Führungsgremien“ kommen, warum 
sie nicht endlich auf den Tisch gelegt 
und geklärt und welche Konsequenzen 
gezogen werden. Und wann die o.g. 
endlich potitisch-praktische Arbeit lei-i 
sten.

lehrreich. Bisher gab es aber keine Ant­
wort. Als Außenstehender sehe er die 
besondere Funktion Deutschlands zu­
künftig darin, daß es ein Land der War­
nung sein müsse, daß aufklärerisch wir­
ken müsse, wie der Faschismus an die 
Macht kam.

Beispielhaft könnte die Debatte im 
Berliner Abgeordnetenhaus um die Ver­
abschiedung der Alliierten Streitkräfte 
herangezogen werden, die Berlin nach 
49 Jahren Aufenthalt in Deutschland 
wieder verlassen. Die Darstellung des 
Vorsitzenden der PDS-Fraktion, Dr. Pe­
ter Zotl, die Geschichte müsse zweisei­
tig und widersprüchlich betrachtet wer­
den, fand nicht die Zustimmung des Ab­
geordnetenhauses. Der Regierende Bür­
germeister Diepgen wies den Alliierten 
als „befreundete Schutzmächte“ und 
„russische Besatzer“ ihren historischen 
Platz im Sinne seiner Geschichtsbe­
trachtung zu. Daß der 2. Weltkrieg nach 
millionenfachem Blutzoll, insbesondere 
auch durch die Rote Armee, am 8. Mai 
1945 mit der Befreiung vom Faschismus 
endete, würdigte Diepgen mit keinem 
Wort. Das Verabschiedungsprogramm 
ist vor allem für die westlichen Alliier­
ten gedacht: Moskau ist darin nicht vor­
gesehen, wohl aber Washington, Paris 
und London, wo Eberhard Diepgen 
1994 sein ausgedehntes Besuchspro­
gramm realisieren wird.

Die turbulente Debatte um die Verab­
schiedung der Allierten Truppen im Ber­
liner Abgeordnetenhaus, in der vor al­
lem von der PDS-Fraktion Gleichheit 
und exakte Geschichtsbetrachtung ge­
fordert wurde, zeigt, wie notwendig es 
ist, — wie Daniil Granin sagte — nicht 
zuzulassen, daß versucht wird, die Ge­
schichte aus dem Gedächtnis der Men­
schen zu verbannen. — (KC)

| Jtfener Brief der WN / BdA

Senat darf antifaschistisches Gedenken nicht tilgen

A
m 20.1. kündigte Diepgen an, 
daß sich Berlin aus der Finan­
zierung verschiedener Gedenk­
stätten zurückziehen wolle. Was als 

Finanzierungsgerangel mit dem Bund 
erscheint, kann beabsichtigt oder un­
beabsichtigt als erneutes Signal von 
derRechtenverstanden werden. Ähn­
liche Wirkung hat die Durchsetzung 
der Straßenumbennungen. Wir doku­
mentieren einen Offenen Brief des 
WN/ Verband der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten, der an den Regie­
renden Bürgermeister, betroffene Se­
natoren und Bezirksbürgermeister ge­
richtetist. - (har)

Pressemeldungen der letzten Tage 
mußten wir entnehmen, daß der Berli­
ner Senat plant, seine aktuellen Haus­
haltsprobleme durch die Streichung 
der Mittel für die Gedenkstätte Deut­
scher Widerstand, die Gedenkstätte 
Plötzensee, das Haus der Wannsee­
konferenz und die Stiftung Topogra­
phie des Terrors zu beheben. Gleich­
zeitig konnten wir erfahren, daß die 
Senatsverwaltung für Verkehr und

Alte Namen 
Ernst-Thälmann-Straße 
Platz der Akademie 
Johannes-Dieckmann-Straße 
Otto-Nuschke-Straße 
Wilhelm-Külz-Straße 
Reinhold-Huhn-Straße 
Marx-Engels-Forum 
Marx-Engels-Platz 
Egon-Schultz-Straße 
Fritz-Heckert-Straße 
Hermann-Matem-Straße 
Otto-Grotewoh I - Straße 
Straße "Hinter dem Rathaus* 
Kotikowplatz 
Babeufstraße 
Timbaudstraße 
Bersärinstraße 
Johannes-R.-Becher-Straße 
Kurt- Fischer- Straße 
Kurt-Fischer-Platz 
Leninallee 
Ho-Chi-Minh-Straße 
Jacques-Duclos-Straße 
Hermann-Duncker-Straße 
Fritz-Schmenkel-Straße 
Straße der Befreiung 
Werner-Lamberz-Straße 
Hans-loch-Straße 
Hans-Loch-Straße 
Albert-Norden-Straße 
Bruno-Leuschner-Straße 
Erich-Glückauf-Straße 
Heinrich-Rau-Straße 
Henneckestraße 
Karl-Maron-Straße 
Otto-Buchwitz-Straße 
Otto-Winzer-Straße 
Erich-Correns-Straße 
Fritz-Große-Straße . 
Fritz-Selbmann-Straße 
Gerhard-Eisler-Straße

■ Waldemar-Schmidt-Straße 
Wilhelm-Koenen-Straße 
Albert-Schreiner-Straße 
Erwin-Kramer-Straße 
Erich-Wichert-Straße 
Richard-Staimer-Straße 
Hönower Straße 
Jenny-Matem-Straße 
Richard-Günter-Straße 
Straße des NAW 
Peter-Käst-Straße 
Klement-Gottwald-Allee 
Leninplatz 
Willi-Bredel-Straße 
Helmut-Just-Straße 
Heinz-Hoffmann-Straße 
Alexander-Abusch-Straße 
Paul-Verner-Straße 
Franz-Dahlem-Straße 

Neue Namen 
Isenburger Weg 
Gendarmenmarkt 
Taubenstraße 
Jägerstraße
Markgrafenstraße 
Schützenstraße 
Rathausstraße
Lustgarten 
Strehtzer Straße
Engeldamm 
Luisenstraße 
Wilhelmstraße 
Gustav-Böß-Straße 
Petersburger Platz 
Rüdersdorter Straße 
Fredersdorf er Straße 
Petersburger Straße 
Breite Straße 
Hermann-Hesse-Sfraße 
Pastor-Niemöller-Platz 
Landsberger Allee 
Weißenseer Weg 
Möllendorffstraße 
Treskowallee 
Rheinsteinstraße 
Alt-Friedrichsfelde 
Gensinger Straße 
Sewanstr./Erieseering/Huronseestr. 
Michiganseestr./Ontarioseestr. 
Cecilienstraße 
Raoul-Wallenberg-Straße 
Havemannstraße 
Märkische Allee 
Wuhletalstraße 
Poelchaustraße
Blumberger Damm 
Mehrower Allee 
Vincent-van-Gogh-Straße 
Emst-Barlach-Straße 
Maxi-Wander-Straße 
Nossener Straße 
Erich-Kästner-Straße 
Lily-Braun-Straße 
Emst-Bloch-Straße 
Carola-Neher-Straße 
Adele-Sandrock-Straße 
Mark-Twain-Sfraße 
Heinrich-Grüber-Straße 
Johannes-Tesch-Straße 
Kleeblattstraße 
Am Plumpengraben 
Radickestraße 
Berliner Allee 
Platz der Vereinten Nationen 
Schivelbeiner Straße 
Behmstraße
Neue Grottkauer Straße 
Peter-Huchel-Straße 
Louis-Lewin-Straße 
Ella-Kay-Straße

Betriebe weitere Ostberliner Straßen gen, die 
und Plätze umbenennen und dies auch rungsarbeit eine Geschichtswiederho- 
gegen den Willen der betroffenen Be­
zirke umsetzen will. Während zum kungsmöglichkeiten nehmen. Sie be- 
einen die finanziellen Streitigkeiten stärken mit ihren Maßnahmen, mit 
zwischen Bund und Berlin als Begrün­
dung für die Geschichtsverdrängung 
herhalten müssen, werden die Geld­
mittel also an anderer Stelle für diesen 
Zweck zur Verfügung gestellt.

Wir protestieren gegen diese Politik
und fragen Sie:

Ist in der neuen Hauptstadt des wie­
dervereinigten Deutschland kein Platz 
für die Auseinandersetzung mit ge­
sellschaftlichen Alternativen, für die 
Aufarbeitung der faschistischen Ver­
brechen? Soll die Erinnerung an die, 
die unter Einsatz ihres Lebens für eine

menschengerechte Gesellschaftsord­
nung kämpften, ausgelöscht werden? 

Sollen die Namen der international 
anerkannten Begründer des wissen­
schaftlichen Sozialismus, Karl Marx 
und Friedrich Engels, aus dem Stadt­
bild getilgt werden, weil sie die Wahr­
heit über die bürgerliche Gesellschaft 
geschrieben haben ?

Müssen die Namen von Karl Lieb­
knecht und Rosa Luxemburg, die vor 
75 Jahren von Ewiggestrigen ermor­
det wurden, verschwinden, weil man 
nicht daran erinnert werden will, daß 
die bürgerlich-parlamentarische Ord­
nung, die auf ihrem ungesühnten 
Mord aufgebaut wurde, mit Massen- 
und Völkermord endete?

Soll an die Stelle Clara Zetkins, die 
als führende Frau der Arbeiterinnen­
bewegung maßgeblichen Anteil an der 
Durchsetzung des Frauenwahlrechts 
vor 75 Jahren hatte, wieder eine bran­
denburgische Kurfürstin gesetzt wer­
den? Paßt diese KPD-Funktionärin 
nicht ins heutige Schwarzweißbild, 
weil sie sich gegen die zunehmende 
Macht Stalins ebenso wandte, wie sie 

im Reichstag als Al­
terspräsidentin vor 
der heraufziehenden 
Gefahr des Faschis­
mus warnte?

Ist es nicht gerade 
heute notwendig, wo 
Neonazis versuchen, 
Antifaschisten mit 
Morddrohungen ein- 
zuschüchtem, an 
Georgi Dimitroff zu 
erinnern, der mit sei­
nem mutigen Verhal­
ten im Reichstags­
brandprozeß den 
Nazi-Gegnern Mut 
gab, der braunen 
Diktatur zu widerste­
hen?

Was war verwerf-
- ~ lieh an dem Wider-* 

Standskampf einer 
Käthe Niederkirch­
ner, eines Bernhard 
Almstadt, eines 
Heinz Kapelle oder 
Hans Beimler? Will 
man sie postum für 
DDR-Pölitik verant­
wortlichmachen? 

Solange im ehema­
ligen Westteil Berlins 
noch Straßen nach 
Hindenburg und nach 
„Helden“ des Ersten 
Weltkrieges benannt 
sind, entfallt der Vor­
wand, Persönlichkei­
ten wie Rudolf Hil- 
ferding, Matthias 
Erzberger, Otto 
Braun und Bernhard 
Weiß gegen die ande­
ren auszuspielen.

Sie machen sich als 
Politiker erneut un­
glaubwürdig, wenn 
sie zwar einerseits 
Betroffenheit über 
den wachsenden 
Neofaschismus und 
sein steigendes Ge­
waltpotential äußern, 
andererseits aber 
diejenigen, die da­
mals am entschieden­
sten gegen den Fa­
schismus und seine 
Wegbereiter kämpf- 

. ten, zu ihren Gegnern 
erklären und denjeni- 

heute mit ihrer Aufklä-

lung zu verhindern suchen, ihre Wir-

welcher Begründung sie auch immer 
durchgeführt werden, die Neonazis1

Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes/Verband der Antifa­
schistinnen und Antifaschisten fordert 
sie deshalb auf:

Verzichten Sie auf die Straßenumbe­
nennungen 1
Opfern Sie die Gedenkstätten nicht Ih­
rer Rotstiftpolitik!
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Zur „einseitigen“ Kritik des VW-Modells 
aus gewerkschaftlicher Perspektive
I

n der veröffentlichten Meinung bis 
weit hinein in die Reihen gewerk­
schaftsnaher kritischer Intellektuel­
ler hat das,, VW-Modell ‘' schon fast 

euphorische Aufnahme gefunden. Von 
einer„ Wende in der Arbeitszeitdiskus­
sion“ und einer Abkehr von überkom­
menen Arbeitgeber-Tabus war die 
Rede. Es entstand der Eindruck, daß 
mit der Vereinbarung über die 

„4-Tage-Woche“ neue Chancen für 
eine solidarische Arbeitszeitpolitik 
jenseits verhärteter Frontstellungen von 
Gewerkschaften und Arbeitgebern er­
öffnetwurden. VW als bahnbrechendes 
Modell, das strukturell auch in anderen 
Branchen und Tarifgebieten Anwen­
dungfinden könnte und sollte ? Der 
VW-Vorstand als Protagonist von 
Solidarität und sozialer Gerechtigkeit ?

Meine Beurteilung des VW-Modells 
geht in eine ganz andere Richtung. Pro­
vokativzugespitztformuliert, handelt es 
sich um ein Arbeitgeber-Modell zur Ta­
rifdemontage und Umverteilung von un­
ten nach oben, dessen Reiz darin be­
steht, daß es mit der Abwendung des 
„größeren Übels“ (Massenentlassun­
gen) und der Einbindung der betriebli­
chen und gewerkschaftlichen Arbeit-

Von Daniel Kreutz, 
MdL Grüne, NRW

nehmervertretung eine breite öffent­
liche Akzeptanz dafür sichert.

Die zentralen Ziele der Arbeitgeber in 
der aktuellen Krisenoffensive gegen die 
Gewerkschaften sind Lohnkosten­
senkung und Arbeitszeitflexibilisierung. 
Bei VW konnte beides erreicht werden, 
ohne dafür einen harten Konflikt mit der 
Industriegewerkschaft Metall 
durchstehen zu müssen.

Der VW-Vorstand hat 
seine Ziele erreicht

Nach VW-Arbeitsdirektor Peter. Hartz 
(FAZ, 9.11.93; SpfegeZ-Interview 
13.12.93) war das Ziel, eine Personal­
kostensenkung von insgesamt 30% — 
dem Kostenvolumen .von 30000 Ar­
beitsplätzen — bis 1995 zu realisieren,: 
das sind 2,2 Mrd. DM, „Die bisher ein­
gesetzten Mittel wie Kurzarbeit, Vor­
ruhestand und Aufgebungsverträge sind 
zu teuer“ (Hartz). Die 4-Tage-Woche 
habe 20 % oder 1,6 Mrd. schon für 1994 
gebracht. Die restlichen 10 % (600 
Mio.) seien durch die beiden übrigen 
Modelle zur Arbeitszeitflexibilisierung 
zu holen:
— „Blockmodell“: Im Rahmen einer 
flexiblen Jahresarbeitszeit sollen 40000 
alleinstehende Beschäftigte 8-9 Monate 
jährlich arbeiten; für den Rest sei Fort­
bildung auf Kosten der Bundesanstalt für 
Arbeit eine mögliche Variante.
— „Stafettenmodell“: Jüngere Arbeit­
nehmerinnen nach Abschluß der Ausbil­
dung und Ältere sollen auf Teilzeitjobs 
gehen, verbunden mit flexibler Tages­
arbeitszeit. Erst nach drei Jahren haben 
die jungen Kolleginnen die Chance, auf 
einen Vollzeitjob zu wechseln.

Hartz bedauerte, daß die öffentliche 
Debatte sich nur am Stichwort „4-Tage- 
Woche“ aufhängt und den seines Erach­
tens „gleichwertigen“ Vorstößen zur 
Arbeitszeitflexibilisierung keine Beach­
tung schenkt.

VW-Chef Piech rechnete die Auswir­
kungen auf den Lohnkostenanteil je pro­
duziertem Auto (derzeit 8 350 DM) wie 
folgt vor:
— bei Status ante quo: Anstieg auf 9 030 
DM,
— bei 30000 Entlassungen: Anstieg auf 
8500 DM,
— bei „4-Tage-Woche“: Senkung auf 
7850 DM.

Daß sich die „4-Tage-Woche“ derart 
kostengünstig darstellt, liegt v.a. an den 
eingesparten Sozialplanmitteln. Piech 
kommentiert: „Wir werden nach der 
Krise die Schnellsten sein, weniger als 
10 Stunden für ein Auto brauchen. Dann 
können wir sogar die japanischen Auto­
mobil-Hersteller im Preis unterbieten.“ 
(B/LD-Interview 16.12.93)

Die Kosten dieser personalpolitischen 
Rationalisierungswelle schultern „soli­
darisch“ die Beschäftigten: Ein Bandar­
beiter verliert z.B. durchschnittlich 
6500 DM Jahreseinkommen. Den be­
sonderen Belastungen ausgesetzten Kol­
leginnen in Wechselschicht wird zudem 
der bisherige 14-tägige Sonderurlaub 
mit Lohnfortzahlung und zusätzlichem 
Urlaubsgeld gestrichen. Das wirkt sich 
zwar kaum auf das Einkommen aus, 
bringt aber ein erhebliches Einsparvolu­
men (14 Tage zusätzliche Arbeit). Die 
Diskrepanz in den Bilanzierungen von 
Vorstand (20 %-Sparziel erreicht) und 
IG Metall (nur 10-12 % Lohnverlust) ist 
zu einem Großteil hierauf zurückzufüh­
ren.

Zu den Gewinnern gehört auch die 
Bundesanstalt für Arbeit. Im Fall von 
30000 Entlassungen wären Mehrausga­
ben von 3 Mrd. pro Jahr auf sie zuge­
kommen.

Die volle Ausschöpfung von Kurzar­
beit (auf Seiten der Beschäftigten mit ge­
ringeren Verlusten verbunden) hätte 
immerhin noch 1,5 Mrd. (1994/1995) 
gekostet.

Bei Arbeitgebervertretem, die nicht 
unmittelbar im tarifpolitischen Geschäft 
involviert sind und sich eher von nüch­
ternen Rechnungen als von politischer 
Optik („Arbeitszeitverkürzung“) leiten 
lassen, fand das VW-Modell positive

Aufnahme. So begrüßte beispielsweise 
der Bundesverband Mittel ständische 
Wirtschaft (BVMW) den 4-Tage-Vor- 
stoß als „zukunftsweisende Strategie, 
die flexible Arbeitszeiten fordert“ 
(Stuttg. Zeitung, 4.11.93). Eberhard 
von Koerber, Europachef des Elektro­
konzerns ABB, ließ wissen: „Ich halte 
die Diskussion um die 4-Tage-Woche 
für einen Dammbruch in der lärifpoli- 
tik“ (Spiegel, 8.11.93). Einer der un­
trüglichsten Kommentare kam schließ­
lich von der Börse,, ■ .

Nach der VW-Vereinbarung stieg die 
VW-Aktie sofort um 9,50 DM und sti­
mulierte, wie es hieß, damit den gesam­
ten Kapitalmarkt.

Der Erfolg für die VW-Beschäftigten 
beschränkt sich auf den zweijährigen 
Verzicht auf betriebsbedingte Kündi­
gungen. Was dann kommt, weiß heute 
noch niemand zu sagen. Metall-Arbeit- 
geberftmktionär Peterek wagte bereits 
die Prognose, daß die, die heute schon 
„zuviel“ seien, auch in zwei Jahren 
noch zuviel sein werden ...

Arbeitgeber-Tabu
Arbeitszeitverkürzung ?

Stimmen aus dem sozialreformerischen 
Spektrum weisen bei der positiven Wür­
digung des „VW-Modells“ immer wie­
der daraufhin, daß hier ein Konzemvor- 
stand endlich das überholte Tabu gegen 
Arbeitszeitverkürzungen aufgegeben 
habe und damit im Arbeitgeberlager ein 
schon fast historisches Signal für die Be­
kämpfung der Erwerbslosigkeit gegeben 
habe.

Wer jedoch Gelegenheit hatte, die 
Auseinandersetzungen um die 35-Stun- 
den-Woche Mitte der 80er Jahre des Nä­
heren zu verfolgen, wird sich erinnern, 
daß bereits damals relevante Teile von 
Gesamtmetall weit weniger kategorisch 
an den 40 Stunden festhielten, als die 
veröffentlichte Meinung den Anschein 
erweckte. Tatsächlich artikulierten sich 
schon damals mindestens zwei Strömun­
gen im Arbeitgeberverband, die man 
verallgemeinernd als die „Falken“ (ge­
stützt auf die Klein- und Mittelbetriebe) 
und die „Modernisierer“ (aus den gro­
ßen, teils multinationalen Konzembe- 
trieben) beschrieb. Aus den Reihen der 
„Modernisierer“ wurde schon frühzei­
tig signalisiert, daß man über Arbeits­
zeitverkürzung reden könne, wenn sich 
die Gewerkschaft im Gegenzug den 
Vorstellungen der Arbeitgeber zur Fle­
xibilisierung öffne. Von manchen Be­
triebsräten konnte man damals hören: 
„Wenn wir bereit wären, ihre Flexi- 
Konzepte zu unterschreiben, bekämen 
wir die 35 hinterhergeworfen.“ Die Ba­
sis der arbeitszeitpolitischen Kompro­
misse bestand denn auch tatsächlich im 
Tauschgeschäft „Verkürzung gegen 
Flexi“.

Die Konzentration des arbeitszeitpoli­
tischen Gestaltungsanspruchs der Ar­
beitgeber auf das Flexi-Thema hat sich 
in der Folgezeit allgemein durchgesetzt. 
Wo es um die Möglichkeit geht, das Vo­
lumen der tatsächlich eingesetzten Ar­
beitszeit möglichst weitgehend an saiso­
nale und konjunkturelle Schwankungen 
der Auftragslage anzupassen und nach 
den „betrieblichen Erfordernissen“ dif­
ferenzierte Arbeitszeitregelungen für 
verschiedene Abteilungen oder Beschäf­
tigtengruppen zu realisieren, verliert die 
Frage einer „durchschnittlichen“ Re­
gelarbeitszeit an Bedeutung. In den Vor­
dergrund treten dann die Fragen der 
Größe des „Korridors“, innerhalb des­
sen sich die tatsächlichen Tages- und 
Wochenarbeitszeiten bewegen, sowie 
der Ausgleichszeiträume, innerhalb de­

rer eine rechnerische Durchschnittsgrö­
ße an Wochenarbeitszeit erreicht wer­
den muß.

Ohne Frage ermöglicht eine flexible 
Arbeitszeit (z.B. mit einem Jahresar­
beitszeitkonto, einem Wochen-Korridor 
zwischen 48 und 32 Stunden sowie einer 
Tägesarbeitszeit von bis zu 10 Stunden 
und der Möglichkeit, den Samstag als 
Regelarbeitstag einzubeziehen) die Frei­
setzung eines enormen Rationalisie- 
rungs- und Kostensenkungspotentials: 
Kosten für Überstundenzuschläge und 
für Betriebsvereinbarungen zur Auf­
stockung vön Kurzarbeitergeld entfal­
len. Eine gegebene Jahresproduktion 
kann mit qiner deutlich verkleinerten 
Stammbelegschaft gefahren werden. 
Für besondere Spitzenauslastungen steht 
ohnehin eine variabel einsetzbare Rand­
belegschaft aus Leiharbeitnehmem, 
Werkvertragsbeschäftigten und befristet 
Beschäftigten zur Verfügung.

VW-Arbeitszeitverkürzung
an den Erwerbslosen vorbei

Mit dem „VW-Modell“ hat die Forde­
rung nach Wpchenarbeijszeitverkür- 
zung ihren Charäkter grundlegend ver­
ändert. Hier geht es nicht mehr um Soli­
darität mit den (vorhandenen) Erwerbs­
losen, nicht um die Eröffnung zusätzli­
cher Beschäftigungschancen durch Ver­
knappung des verfügbaren Arbeitszeit­
volumens, sondern um eine kostengün­
stigere Alternative zu sozialplanpflichti- 
gen Entlassungen und anderen Möglich­
keiten des „harten“ Personalkostenab­
baus. Von der gewerkschaftlichen For­
mel, die Arbeitszeitverkürzung mit der 
Sicherung und Schaffung von Arbeits­
plätzen begründete, ist nur die Siche­
rung übriggeblieben, und auch die ist 
mit einem Verfallsdatum versehen. Die­
jenigen, die bereits draußen stehen, fal­
len wieder ins Dunkel zurück.

In einem solchen Kontext verliert der 
Ruf nach drastischer Arbeitszeitverkür­
zung seinen radikalreformerischen Cha­
rakter. Zurückgestutzt zum Instrument 
betrieblicher Personalpolitik in der Re­
zession bei insgesamt weiter anwachsen­
den Erwerbslosenzahlen wird die 
Glaubwürdigkeit der Arbeitszeitverkür­
zung als Mittel zur wirksamen Bekämp­
fung der Massenerwerbslosigkeit noch 
stärker sinken.

Warum konnte das VW-Modell reali­
siert werden? VW-Vorstand Hartz er­
klärt das so: „Wir haben heute in unse­
rer Untemehmenskultur eine Koopera­
tion von Vorstand, Betriebsrat und Ar­
beitnehmervertretung, das ist eine Stär­
ke. Durch diese Mitbestimmung haben 
wir heute eine höchstmögliche Transpa­
renz. Wenn wir als Unternehmer sagen, 
der Riesentanker Volkswagen ist in gro­
ßer Gefahr, dann nimmt uns das die Be­
legschaft auch ab ... Mit dieser Kon­
zeption haben wir ein nie erreichtes Maß 
an Flexibilität und Geschwindigkeit im 
Handeln erreicht . . . Die (Mitarbeiter) 
möchten natürlich lieber Zuwächse im 
Einkommen, aber gemessen an der Al­
ternative Arbeitslosigkeit ist es eine 
großartige Lösung.“ (Spiegel-Inter­
view, 13.12.93)

Die Süddeutsche Zeitung beschreibt 
den gleichen Sach verhalt etwas sarkasti­
scher: „Die Kombination Lopez/Hartz 
— Einkaufs- und Produktionsvorstand/ 
Arbeitsdirektor — stellt sich als ideal 
heraus. Lopez rationalisiert die Ferti­
gung und schafft es dabei, die Beleg­
schaft zu motivieren. Der Mitarbeiter 
weiß jetzt, warum er eigentlich überflüs­
sig ist; er hat es ja selbst herausgefun­
den. Bei derart altruistisch gestimmten 
Menschen mußte das Hartz-Modell auf

Die Rechnung des VW-Vorstands und 
seiner Nachahmer kann letztlich nur 
deshalb aufgehen, weil alternative ge­
werkschaftliche Strategien gegen Mas­
senerwerbslosigkeit und Sozialstaats­
zerstörung nicht existieren; nicht einmal 
eine Debatte darüber wird geführt. Wie

Zustimmung stoßen“ (10.12.93).
Aus Arbeitnehmersicht sei hier stell­

vertretend für viele gleichlautende Stim­
men der Gesamtbetriebsratsvorsitzende 
von Opel, Rudolf Müller, zitiert: 
„Wenn man vor die Alternative gestellt 
wird, daß die, die dann weniger hätten, 
arbeitslos wären ... dann, meine ich, ist 
sie (4-Tage-Woche) das bessere Mo­
dell.“ (rqz, 27.10.93)

Das Grundrezept ist einfach. Dem 
Arbeitgeber, der eine drastische Perso­
nalkostensenkung durchsetzen will, 
kann es grundsätzlich gleichgültig sein, 
ob dieses Ziel durch Einlassungen oder 
durch Tarifdemontage realisiert wird. 
Man stellt die Beschäftigten vor die Al­
ternative: „Entweder arbeitslos, oder 
...“ und läßt sie „wählen“. Was nach 
dem „oder“ eingesetzt wird, dürfte da­
bei angesichts der manifesten Angst der 
Einzelnen vor dem Verlust ihrer sozia­
len Existenzgrundlage relativ beliebig 
sein. Wenn man die Alternative (mit 
dem Segen von Betriebsräten und Ge­
werkschaft) so stellt, ist schwer vorstell­
bar, welche tarifvertragliche Errungen­
schaft kostbar genug sein soll, um zu ih­
rer Verteidigung „Arbeitslosigkeit“ zu 
wählen. Es handelt sich um nackte Er­
pressung.

Seit dem VW-Abschluß konnten Ar­
beitgeber unter dem vordergründigen 
Etikett „Beschäftigungssicherung“ in 
ganz unterschiedlichen Bereichen 
(Bergbau, Chemie) eine tarifpolitische 
Wende realisieren. Der altehrwürdige 
„eherne Grundsatz“ gewerkschaftlicher 
Tarifpolitik: „Lohnverzicht sichert kei­
nen Arbeitsplatz“ — Ergebnis nicht 
ideologischer Vorurteile, sondern viel­
facher historischer Erfahrung — platzte 
über Nacht wie eine Seifenblase. Das 
gerade Gegenteil scheint nunmehr zum 
Credo gewerkschaftlichen Handelns zu 
werden. Die IG Chemie, an der Spitze 
des Geistes der neuen Zeit marschie­
rend, warf mit der Einführung unterta­
riflicher Entlohnung für neueingestellte 
Erwerbslose noch den Grundsatz „Glei­
cher Lohn für gleiche Arbeit“ hinterher.

Mit ihrer Interpretation des „VW- 
Modells“ können Arbeitgeber wahre 
Wunder vollbringen. Reihenweise wer­
den organisierte Betriebsräte zu tarifwi­
drigen Vereinbarungen über den Tisch 
gezogen, oft gar in dem Glauben, dem 
tarifpolitischen Motto „Vorrang für Be­
schäftigungssicherung“ zu folgen. Der 
2. Bevollmächtigte einer IGM-Verwal- 
tungsstelle in NRW unterschrieb als Be­
triebsratsvorsitzender eine Vereinba­
rung, die die Reduzierung von urspüng- 
lich 50 Entlassungen auf 40 mit Verzicht 
auf Weihnachtsgeld und Tariferhöhun­
gen sowie Zustimmung zur flexiblen 
Arbeitszeit zwischen 35 und 40 Stunden 
ohne Lohnausgleich honorierte. In 
einem Metallhandwerksbetrieb gewann 
der Chef mit der Drohung „Betriebs­
schließung, oder ...“ eine „demokrati­
sche Urabstimmung“ für die Rückkehr 
zur 40-Stunden-Woche zum Lohn für 37 
Stunden. In einem Mönchengladbacher 
Metallbetrieb ließ sich die Geschäftslei­
tung 500 Entlassungen vom Betriebsrat 
gegen Zustimmung zu weitreichender 
Flexibilisierung und Lohnkürzung ab­
kaufen. Und so weiter, und so fort...

Das alte Problem: Gewerk­
schaftliche Strategiekrise

Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre 
erschöpft sich gewerkschaftliche „Ge­
gen- und Gestaltungsmacht“ in verbalen 
Protesten und allenfalls rituellen Aktio­
nen ohne glaubwürdige (d.h. mit er­
kennbarem Willen zur Durchsetzung 
verbundene) Handlungsperspektiven.

Nachdem die in den Gewerkschaften 
nach wie vor politisch dominante SPD 
sich die Mär von der „Standortkrise“ zu. 
eigen gemacht hat,* glauben selbst zuvor 
relativ kämpferische Gewerkschafterin­
nen, daß man den Unternehmen nichts 
mehr abverlangen darf, will man nicht 
den Ast absägen, auf dem man sitzt. 
Nichts drückt dies deutlicher aus als der 
apriorische Verzicht auf die Einbezie­
hung der „Umverteilungskomponente“ 
(neben Preissteigerung und Produktivi­
tätsentwicklung) in die aktuellen Tarif­
forderungen.

Während das Arbeitgeberlager mit 
tatkräftiger Unterstützung der Bundes­
regierung ohne viel Federlesens das 
Kriegsbeil des oft schon totgesagten 
„Klassenkampfs“ wieder ausgegraben 
hat,, reagiert die Gewerkschaftsbewe­
gung mit Rückzug statt Gegenwehr.

Jede tarifpolitische Altemativstrate- 
gie, gleich wie sie im Einzelnen aussähe, 
wäre heute mit einem deutlichen Mehr 
an Konfliktpotential verbunden. Die 
Zeiten der Verhandlungskompromisse, 
die sich real noch auszahlen, sind vor­
bei. Schon in den 80er Jahren konnte bei 
globaler Betrachtung allenfalls der Sta­
tus Quo gesichert werden. Würden Ge­
werkschaften heute realen sozialen Fort­

schritt durchsetzen wollen, würden 
Streikbewegungen unausweichlich. 
Doch davor haben Gewerkschaftsvor­
stände heute mehr Angst als die Arbeit­
geber — nicht nur wegen des § 116 
AFG, sondern wegen der zahllosen Nie­
derlagen, die sich Gewerkschaften in 
Westeuropa in zugespitzten Auseinan­
dersetzungen eingehandelt haben. Des­
halb hat sich aus der Sicht gewerkschaft­
licher Apparate das Streikrecht in eine 
Streikvermeidungspflicht verwandelt. 
Dem vielzitierten „schlafenden Riesen“ 
wurde gleichsam eine schlafmittelhalti­
ge Infusion angelegt.

Die Dimension der Probleme, die von 
regelnden und. schützenden Flächenta­
rifverträgen nicht mehr aufgefangen 
werden und auf der Ebene des Einzelbe­
triebs gelöst werden müssen, dort aber 
strukturell nicht lösbar sind, wächst. 
Am Ende dieser Dynamik stehen dann 
betriebliche Regelungen ä la VW. Öf­
fentlichen Äußerungen des IG Metall- 
Tarifexperten Riester zufolge freundet 
sich die IG Metall soeben mit dem Ge­
danken an, ihre Tarifverträge durch 
Aufnahme von Härte- oder Öffnungs­
klauseln zum einzelbetrieblichen Aus­
stieg aus Tarifregelungen selbst zu dere­
gulieren. Eine solche Tarifpolitik er­
zeugt selbst die Probleme, denen sie aus­
weichen will.

Perspektiven für einen neuen sozialre­
formerischen Aufbruch der Gewerk­
schaften, etwa für radikale Arbeitszeit­
verkürzung zum nachhaltigen Abbau der 
Erwerbslosigkeit, werden erst dann in 
Reichweite geraten, wenn diese eigen­
dynamische Selbstlähmung durchbro­
chen wird. Derzeit sieht es fast so aus, 
als seien die Gewerkschaften aus eigener 
Kraft dazu nicht mehr imstande — es sei 
denn, die Arbeitgeber machen den Feh­
ler, den Klassenkampf von oben so weit 
zu „überziehen“, daß für die Gewerk­
schaften Kämpfen und Überleben eins 
wird. Allerdings können sich nur Zyni­
kerinnen ein solches Szenario herbei­
wünschen.
(Februar 1994)

Daniel Kreutz ist arbeits- und sozialpoli­
tischer Sprecherder Grünen im Landtag 
von NRW
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Dokumentiert: Bundesweite Demonstration der Kurdistan-Solidaritätsbewegung in der BRD

Für das Selbstbestimmungsrecht des kurdischen Volkes

V
or 2 600 Jahren — so wird die Geschich­
te überliefert — rief der Schmied Kawa 
das kurdische Volk auf, sich gegen den 
Despoten Mardas zu erheben. Als Zeichen für 

den Beginn des Aufstandes wurden in der 
Nacht zum 21. März Feuer entfacht — kein 
Wunder, daß ein Neujahrsfest mit solch rebel­
lischer Geschichte auch heute noch von den 
Kolonialmächten mit aller Gewalt unterdrückt 
wird.

Am Neujahresfest NEWROZ 1993 ver­
kündete die Arbeiterpartei Kurdistans »(PKK) 
(Partia Karkeren Kurdistan) einen einseitigen 
Waffenstillstand und forderte die türkische 
Regierung zu Verhandlungen auf. Deren 
Antwort: 56 getötete Zivilisten, 88 getötete 
Guerilla- Kämpferinnen, 550 zerstörte 
Dörfer, 2241 Festnahmen in der Zeit des Waf­
fenstillstandes.

„Wir werden die Kurden totschlagen. Nicht 
nur in der Türkei, auch in Europa werden wir 
sie bis März alle totschlagen.'‘ (Generalstabsr 
chefDogan Güres, 25.10. 93)

Dieses Versprechen wird die türkische Ar­
mee nicht einhalten können. In diesem Winter 
hat der Krieg in Kurdistan eine neue Stufe er­
reicht. Das bedeutet nicht nur ein verschärftes 
Vorgehen der türkischen Armee und den Ein­
satz „neuer Waffen“ (Dogan Güres), sondern 
auch ein militärisches Gleichgewicht zwischen 
der Armee und der Guerilla-Armee ARGK.

Sammlungsfreiheit der kurdischen und türki­
schen Opposition in der Türkei!

Warum unterstützt die Bundesregierung 
den Krieg des türkischen Staates gegen die 
kurdische Bevölkerung ?
Kurdistan ist nicht nur reich an Wasser und 
Bodenschätzen wie Erdöl, sondern durch seine 
Lage ein wichtiger geostrategischer Knoten­
punkt im Mittleren Osten. Das verleiht dem 
Land eine zentrale Bedeutung im Projekt der 
sogenannten „Neuen Weltordnung“.

Die Türkei ist für den Westen die „Brücke“ 
zum Nahen und Mittleren Osten, nach Zentral­
asien und dem Kaukasus — und diese Bedeu­
tung hat seit dem Zusammenbruch des Ost­
blocks noch zugenommen. Über die Türkei 
öffnen sich neue Märkte im Kaukasus und 
Zentralasien; die Ölfelder Bakus rücken nach 
1941 wieder in greifbare Nähe.

Wasser wird in dieser Gegend sehr bald ein 
noch wichtigeres Gut sein, als es bisher das Öl 
war. Die totale Kontrolle über diese Ressource 
(die im kurdischen Bergland liegt) verschafft 
sich die Türkei durch das gigantische Stau­
dammprojekt GAP (21 Staudämme und 17 
Wasserkraftwerke an Euphrat und Tigris), das 
auch mit Geldern des internationalen Wäh­
rungsfonds und internationalem Finanzkapital 
gebaut wird.

Zumindest nachts stehen Tbile Nordwest-Kur­
distans unter kurdischer Kontrolle. Es gibt er­
ste Ansätze befreiter Gebiete, in denen die Be­
völkerung sich selbst organisiert, um Bildung, 
Rechtssprechung, medizinische Betreuung 
und ihre Verteidigung selbst in die Hand zu 
nehmen.

Umsomehr will die türkische Armee die 
diesjährigen Feiern zum kurdischen Neujahrs­
und Widerstandsfest NEWROZ zu einem 
Meilenstein ihrer militärischen Erfolge 
machen.

Für die Kommunalwahlen (am 27. März) 
hat das türkische Regime vorgesorgt und 
durch ein neues „Wahlgesetz“ die Aufhebung 
demokratischer Wahlprinzipien verordnet. 
Der prokurdischen „Partei der Demokratie“ 
(DEP) soll durch Repression bis hin zur Er­
mordung ihrer Kandidaten durch die Todes­
schwadronen der Kontraguerilla der politische 
Boden entzogen werden. So werden Kandida­
ten gestützt, die die staatliche Ausrottungspo­
litik mittragen. Der türkische Staat versucht, 
sich sein „demokratisches“ Image im Ausland 
nicht anknacksen zu lassen: Ein Land, in dem 
gewählt werden darf, ist frei.

Mcnschenrechtlcr, Rechtsanwälte und An- 
wältinnnen, Gewerkschaften und die opposi­
tionelle Presse, die das Vorgehen der türki­
schen Armee verfolgen und anklagen, sind 
ständig von Haft, Folter, Vertreibung oder 
Mord bedroht. Es ist eine unübersehbare Rea­
lität: der Krieg der türkischen Regierung ge­
gen die kurdische Bevölkerung eskaliert. Poli­
tisch hat der türkische Staat in Kurdistan schon 
lange verloren — der größte Teil der Bevölke­
rung in Nordwest-Kurdistan unterstützt heute 
die PKK. Und ohne die Unterstützung ihrer 
NATO-Verbündeten, allen voran der BRD, 
hätte die Türkei den Krieg gegen die kurdische 
Bevölkerung auch militärisch längst verloren. 
Wir fordern:
Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts 
des kurdischen Volkes!
Anerkennung der PKK als Kriegspartei und 
Einhaltung der internationalen Abkommen zur 
Behandlung von Kriegsgefangenen!
Schluß mit Völkermord, Schluß mit Folter und 
Auflösung der Todesschwadronen in der Tür­
kei und Kurdistan !
Garantie der Presse-, Organisation- und Ver-

Wie die Bundesregierung die Türkei in ihrem 
Krieg gegen das kurdische Volk unterstützt
— Die BRD ist größter Handelspartner des 
hochverschuldeten türkischen Staates.
— Als drittgrößter Rüstungsexporteur der 
Welt schenkte die BRD der Türkei in den letz­
ten 8 Jahren Kriegswaffen im Wert von 3,6 
Milliarden DM.
— Seit 1980 werden türkische Polizisten 
ebenso wie die berüchtigte Konterguerilla (To­
desschwadronen) u.a. von der GSG9 ausgebil­
det.
— Wichtigste Devisenquelle der Türkei ist 
der Tourismus. Die dadurch eingenommenen 
Gelder werden zur Finanzierung des Krieges 
in Kurdistan verwandt.

Ohne die vielfältige Unterstützung, die die

Demonstration: 12. März, 11 Uhr, ab Josefshöhe, Bonn

Dokumentiert: Kurdenverfolgung durch staatliche Organe der Bundesrepublik Deutschland

Schändliche Verbotsverfügung des Wiesbadener OBs

D
ie von Frau ... für die „Freunde und 
Freundinnen des kurdischen Volkes 
Mainz/Wiesbaden“ für den 19.2. 
1994 in Wiesbaden unter dem Tenor „Friedli­

ches und gleichberechtigtes Zusammenleben 
der kurdischen Mitbürgerinnen mit deutschen 
und türkischen Mitbürgerinnen“ angemeldete 
Demonstration mit Kundgebung wird verbo­
ten ... Der Allgemeinen Ordnungsbehörde 
der Landeshauptstadt Wiesbaden liegen auf 
Grund einer Mitteilung des Polizeipräsidiums 
Wiesbaden vom 11.2.94 folgende Erkennt­
nisse vor:

„Der Veranstalter der Demonstration, 
.Freunde und Freundinnen des kurdischen 
Volkes/Mainz/Wiesbaden“, ist mit dem 
linksextremistischen Personenkreis der ,Volx- 
küche* bzw. des .lnfoladens’ in der Werder­
straße 8 weitgehend identisch ...

Die Anmelderin ... ist bisher noch nicht 
auffällig geworden und kann obengenannter 
Gruppierung noch nicht zugeordnet werden. 

Bundesregierung dem türkischen Staat leistet, 
wäre der Krieg in Kurdistan wahrscheinlich 
längst beendet, die türkische Regierung säße 
längst am Verhandlungstisch.

Welche Kriegsunterstützung leistet die 
Bundesregierung in der Bundesrepublik 
Deutschland?
Bereits 1987 begann eine massive Hetze gegen 
die Vertretung des kurdischen Befreiungs­
kampfes, die PKK, und ihre Unterstützung in 
der BRD.

Das gipfelte in einen Düsseldorfer Schau­
prozeß, in dem die Bundesanwaltschaft seit 
1988 versucht, die PKK nach 129 a als „terro­
ristisch“ zu verurteilen.

- Die unter-dcm~ Stichwort „PKK-Xtrbot“ ■ 
Ende November 1993 durchgeführten Maß­
nahmen (gegen das die verbotenen Vereine in 
Berlin vor dem Bundesverwaltungsgericht ge­
klagt haben), sind nach Art und Umfang ohne 
Beispiel in der jüngeren Geschichte der BRD. 
U.a. wurden kurdiche Kulturvereine, ein kur­
discher Frauenverband, die Berxwedan-Ver- 
lags GmbH und die kurdische Nachrichten­
agentur Kurd-Ha verboten. Das Verbot stellt 
nichts anderes dar als eine juristische Variante 
der Beihilfe zum drohenden Völkermord am 
kurdischen Volk unter dem Vorwurf des „Ter­
rorismus und Separatismus“.

Freiheit für Kurdistan
Wir Wir unterstützen diesen Aufruf und die Demonstration: (Stand 21.2.1994):
Agltare Bene, Köln; AG Rassismus (BUKO); AK „Keinen Fußbreit den Faschisten“, Oldenburg; AK Kurdistan ASTA Uni Bremen; 
AK Rechtsfreie Uni Bonn; Aktion 3. Welt (Saarland); Anares Medien Köln; Antl-EG-Gruppe Köln; Antl-Frts Referat Im ASTA der 
Uni Bonn; Antifa Belgisches Viertel Köln; Antifa Forum Gießen; Antifa Saarbrücken; Antifaplenum Saarbrücken; Antifa-Referat 
ASTA Uni Köln; Antifaschistische Liste Uni Köln; Antifaschistische Stadtteilkoordlnation Köln; Antifaschistisches Plenum Braun* 
schwelg; Arbeitskreis Internationalismus Bonn; ASTA der TU Berlin; ASTA FH Düsseldorf; ASTA Uni Köln; Autonomes Zentrum 
Aachen; Hans Brenscheid (medico International); Buchhandlung Bibabuze Düsseldorf; Buchladen Le Sabot Bonn; BUKO (Bun­
deskongreß Entwicklungspolltischer Aktionsgruppen); Deutsch-Ausländischer Solidaritätsverein (DASOV) Heidelberg; DKP Kreis 
Düsseldorf; Flüchtlingsplenum Aachen; Frauenplenum gegen Sexismus und Rassismus Köln; Freundinnen des kurdischen 
Volkes Gießen; Freundinnen des kurdischen Volkes Mainz-Wiesbaden; Gruppe F.E.LS., organisiert in der AA/BO; Gruppe für 
die Freiheit der politischen Gefangenen, Köln; Infoladen Beau Rivage, Kiel; Infoladen Gießen; Infoladen Koblenz; Infoladen 
Köln; Informationsstelle El Salvador e.V.; Informationsstelle Lateinamerika, Bonn; Ulla Jelpke, MdB PDS/LL; Jugend Antifa Ak­
tion (JAA) Braunschweig; Jungdemokraten und Jungdemokratlnnen/Junge Linke, KV Bonn/Rheln Sieg; KOA der antifaschisti­
schen Gruppen Düsseldorf und Umgebung; Komitee gegen den Imperialistischen Krieg Hamburg; Kurdisches Volkshaus Ham­
burg; Kurdisches Volkshaus Krefeld; Kurdlstan-Solldarttöt Bochum; Kurdistan Solidarität Braunschweig; Kurdistan Solidarität 
Düsseldorf; Kurdistan-Solidarität Nümberg/Erlangen; Kurdistan-Solidarität Marburg; Kurdistan-Solidarität Osnabrück; Linkes 
Bündnis AL Universität Köln; medico International; Mediengruppe Kurdistan Berlin; Münchner Bündnis gegen Rassismus; Netz­
werk Kuba, Bonn; Thomas Pllllch, SDAJ-Bundesvorstand; Radikale Linke Köln; Redaktion Arranca, Berlin; redhouse, Düsseldorf; 
Revolutionärer Block, Hamburg; Rote Hilfe Bonn; Solidaritätskomitee Kurdistan Darmstadt; Sozialistisches Büro Köln; Sozialisti­
sches Selbsthilfe Köln (SSK); Stadtzeitung TERZ, Düsseldorf; Südafrika-Komitee Köln; Jbnsparent Fotoagentur Köln; Verein zur 
Förderung des deutsch-kurdischen kulturellen Austausches Bielefeld; Vereinigte Sozialistische Partei; WH Neuss.

Folgende Gruppen unterstützen die Demonstration:
AG 500 Jahre Kolonialismus und Widerstand Mainz; AK Antiimperialistische Solidarität Hdbg.; ANTIFA MZ/WI; Autonome Antifa 
Hdbg.; Autonomes Frauen- und Lesbenreferat Uni Gießen; Bremer Komitee zur Freilassung der politischen Gefangenen; 
Bündnis gegen das Verbot der PKK und der Kurdischen Vereine, HH; Bund demokratischer Wissenschaftler und Wissenschaft­
lerinnen Marburg; Deutscher Friedensrat e.V. Berlin; Deutsch-Kurdischer Freundschaftsverein Köln; Deutsch-Kurdischer 
Freundschaftsverein Mainz; DGB Jugendbildungsreferat Mittelhessen; El Rojito HH; Freunde des Kurdischen Volkes HH; Freund­
schaftsgesellschaft BRD-Kuba; Infobüro f.d. politischen Gefangenen Hdbg.; Infoladen Moskito Hdbg.; Initiative Sozialistischer 
Internationalisten; Kein Friede, Frankfurt/Maln; Kurdistan-Solidarität Bremen; Radio International auf Radio Dreyeckland, 
Freiburg; Spinnennetz MZ/WI; Unabhängige Kurdistan-Solidarität HH; Verein Partnerschaft 3. Welt, Gießen.

„Die Tätigkeiten (für diese Organisationen) 
richten sich gegen den Gedanken der Völker­
verständigung“, heißt es in der Verbotsbe­
gründung. Und weiter: Die BRD sei als Mit­
glied der Vereinten Nationen verpflichtet, die 
„territoriale Integrität“ ihres wichtigen 
NATO-, WEU- und Europaratspartners Türkei 
zu schützen.

Das Verbot soll jede eigenständige öffentli­
che Informationsarbeit der Kurden und Kur­
dinnen treffen, die sich kritisch zur Politik der 
türkischen Regierung äußert. Aber auch jegli­
che Unterstützung des Befreiungskampfes des 
kurdischen Volkes durch in Deutschland le­
bende Kurdinnen und Kurden, jegliche Solida­
ritätsarbeit in Deutschland überhaupt steht 
nunmehr unter dem Damoklesschwert von

Sie ist jedoch mit dem PKK-Aktivisten ... 
verheiratet ... Sein Aufenthaltsort ist zur Zeit 
nicht bekannt.

Hier liegen gesicherte Erkenntnisse vor, daß 
die Demonstration für und im Auftrag der ver­
botenen PKK angemeldet wurde. Frau ... tritt 
als „Strohfrau“ auf, um den wahren Hinter­
grund zu verdecken. Damit unterstützt sie den 
Zusammenhalt und den Fortbestand der verbo­
tenen Organisation PKK. Aus diesem Grund 
wurde gegen Frau ... ein Ermittlungsverfah­
ren nach §20 Vereinsgeselz eingeleitet...

Durch wochenlange intensive Ermittlungen 
und Befragungen von türkischen Mitbürgern 
in Verfahren wegen Schutzgelderpressungen 
ist die Zahlungsbereitschaft der türkisch/kur­
dischen Bevölkerungsteile in Wiesbaden in 
letzter Zeit erheblich zurückgegangen ... Seit 
den Anschlägen vom 4.11.93 ist unter der tür­
kisch/kurdischen Bevölkerung in Wiesbaden 
eine stark gereizte, aggressive Stimmung fest­
stellbar. Es wurde verschiedentlich bereits der

Ansatz zur Organisation von „Schutztruppen 
zur Selbstjustiz“ festgestellt.

Durch die angemeldete Demonstration, ins­
besondere auf dem angemeldeten Weg durch 
die Wohngebiete der türkisch/kurdischen 
Mitbürger, soll nun offenbar wieder „Macht“ 
demonstriert werden. Der Bevölkerung wird 
gleichsam gezeigt, daß die PKK noch vorhan­
den ist und trotz des Organisationsverbots in 
der Lage ist, eine Demonstration durchzufüh­
ren.

Dies soll dazu führen, die „Zahlungsbereit­
schaft“ wieder wieder zu erhöhen. Es ist 
durchaus denkbar und nicht von der Hand zu 
weisen, daß sich innerhalb der türkisch/kurdi­
schen Bevölkerung nun tatsächlich der Wille 
zur Selbstjustiz durchsetzt und es während der 
Demonstration zu Aggressivitäten gegen die 
Demonstrationsteilnehmer kommt, was zu 
Überreaktionen führen wird und somit zu er­
heblichen Ausschreitungen zu rechnen ist.

Die Erfahrungen des Einsatzes am 18.12.

Strafverfahren wegen Zuwiderhandlungen 
gegen das Verbot.

Kurden und Kurdinnen, die den Befreiungs­
kampf unterstützen und die hier politisches 
Asyl haben bzw. beantragen, droht die Ab­
schiebung, weil nach Ansicht des Bundesam­
tes für die Anerkennung von Flüchtlingen es 
sich bei der drohenden Verfolgung „nicht um 
politische Verfolgung, sondern Ahndung kri­
minellen Unrechts“ handelt.

Das „PKK-Verbot“ ist ein massiver Angriff 
gegen die Presse- und Meinungsfreiheit und 
gegen demokratische Rechte wie Versamm- 
lungs- und Vereinigungsfreiheit. Die mit dem 
Regime in Ankara koordinierte Unterdrük- 
kung kurdischer Organisationen durch die 
Bundesregierung wird nur" ein erster Schritt 
sein, dem weitere folgen können gegen andere 
Minderheiten und/oder Oppositionelle in die­
sem Land. Erinnert sei hier nur an das Verbot 
der Kommunistischen Partei Deutschlands, 
KPD, 1956, mit dem über 200 Vereine verbo­
ten und tausende von Menschen kriminalisiert 
wurden.
Wir fordern:
Sofortiger Stopp der deutschen Rüstungsliefe­
rungen an die Türkei!
Keine militärische und wirtschaftliche Zusam­
menarbeit BRD-TÜrkei!
Keine Ausbildungshilfe an die Türkei! 
Aufhebung des Verbots der PKK, ERNK, der 
kurdischen Vereine und Medien und Rückgabe 
der beschlagnahmten Materialien!
Keine Abschiebung von Kurdinnen und Kur­
den!

Warum machen wir diese Demonstration ?
Die Bundesrepublik präsentiert sich immer of­
fener als Kriegspartei an der Seite des türki­
schen Staates bei dem drohenden Völkermord 
am kurdischen Volk.

Wir wollen kurz vor den NEWROZ-Feiem 
am 21.3. und den türkischen Kommunalwah­
len am 27.3. den Verantwortlichen in Bonn 
deutlich zeigen, daß wir uns gegen den Völ­
kermord und die Unterdrückung durch die 
Türkei, gegen die bundesdeutsche Unterstüt­
zung hierbei und für das Selbstbestimmungs­
recht des kurdischen Volkes einsetzen.

Die Ziele, die die kurdische Befreiungsbe­
wegung für die Veränderung der Gesellschaft 
formuliert hat, sollen den Faschismus und die 
Unterdrückung durch das türkische Regime 
beseitigen. Sie sollen eine Grundlage für die 
freie Entwicklung der Menschen schaffen. Es 
sind Ziele, die viele Menschen auf der Welt in 
ihren eigenen Ländern verfolgen: Freiheit und 
Gleichberechtigung, politische und soziale 
Rechte für Frauen und Männer, das Recht aus 
Selbstbestimmung.

Die alltägliche Situation in der BRD, der 
Kampf gegen den Faschismus, gegen die Ab­
schiebung, die drohende Verschärfung der 
Gesetze zur „inneren Sicherheit“ durch die 
Bundesregierung bringt uns immer mehr mit 
ausländischen Menschen zusammen e und 
macht uns deutlich, daß viele ihrer politischen 
Interessen auch unsere sind.

Deshalb wollen wir die Kurdinnen und Kur­
den und ihre Organisationen hier konkret un­
terstützen und wir fordern dazu auf, Solidari- 
täts- und Beobachterdelegationen für das kur­
dische Neujahrsfest NEWROZ und die an­
schließenden Kommunalwahlen zu organisie­
ren und zu unterstützen!

Antifaschismus heißt Internationalismus 
Keine Kriminalisierung des antifaschistischen 
Widerstands !
Kein Urlaub im Folterstaat Türkei — keine 
Mark für den Krieg!
Hoch die internationale Solidarität!

93 in Kassel haben deutlich gezeigt, daß eine 
hohe emotionale Erregung, welche durch die 
türkisch/kurdische Mentalität geprägt ist, ins­
besondere bei einer solchen Demonstration zu 
tage tritt. Es ist damit zu rechnen, daß fanati­
sierte kurdische Frauen Kleinkinder als Nöti­
gungsmittel einsetzen und mit Selbstverbren­
nung drohen, was eine erhebliche Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung darstellt.

Nach Erkenntnissen des LfV (Landesamt 
für Verfassungsschutz, d. Red.) Hessen und 
des HLKA (Hessischen Landeskriminalamts, 
d. Red.), was auch durch die Ereignisse am 
18.12.93 anläßlich der Kurdendemonstration 
in Kassel belegt wurde, lassen sich Kurden 
trotz eines Verbotes von einer Demonstration 
nicht unbedingt abhalten .. .“
Nachtrag: Nach Auskunft der Anwältin des 
Freundeskreises wurde die Verbotsverfügung 
von den zuständigen Verwaltungsgcrichtcn in 
zwei Instanzen, d.h. bis zum Hessischen Ver­
waltungsgerichtshof bestätigt.

KOMMENTIERT

Wiesbaden:
— Einzelfall oder 
Strategie?
Nach den Verboten kurdischer Vereine 
im letzten November war zunächst nicht 
klar, wie weit die Behörden die Kurden­
verfolgung treiben würden. Man konnte 
sogar die Meinung hören, es handle sich 
um eine eher symbolische, diplomati­
sche Gefälligkeit an die Türkische Repu­
blik ohne besondere Folgen für die Si- 
tuation in der BRD.

Und in der Tat ist bis jetzt die Kurdi­
stan-Informationsarbeit deutscher 
Staatsbürger eher ausgespart worden. 
Die Wiesbadener Verbotsverfügung 
zeigt aber, daß der Staat, hier die Exeku­
tive mit der Billigung der Verwaltungs­
gerichte, die Zusammenarbeit von Men­
schen deutscher und kurdischer Natio­
nalität strafrechtlich ächten will. Hier 
wird nicht nur eine Demonstration ver­
boten, sondern der Versuch der Zusam­
menarbeit löst ein Ermittlungsverfahren 
werden verbotenen Unterstützens aus.

Die in der BRD ansässigen kurdischen 
Familien leben unter Ausnahmerecht. 
Da es wohl kaum eine kurdische Familie 
gibt, die nicht auf die eine oder andere 
Weise wenigstens durch Spenden die 
kurdische Unabhängigkeitsbewegung 
unterstützt hätte, sind die Kurden unter 
polizeilichen Gesichtspunkten als Täter­
gruppe (Unterstützung einer verbotenen 
usw.) eingestuft. Spenden geben und 
Sammeln wird anscheinend als Unter­
stützungshandlung gewertet. Es scheint 
eine Masse von Hausdurchsuchungen zu 
geben. Die Öffentlichkeit erfahrt nichts.

Für die Solidaritätsdemonstration, die 
am 12.3. in Bonn stattfindet, sind schar­
fe Auflagen bereits angekündigt. Wenn 
Anzeichen vorhanden seien, daß es sich 
um eine von der PKK gelenkte Aktion 
handle, werde verboten ... Das läuft 
darauf hinaus, daß eine irgendwie 
selbstorganisierte Beteiligung von Kur­
den an Demonstrationen unmöglich ge­
macht werden soll.

Das Treiben der Staatsmacht soll hier 
nicht verharmlost werden. Die Verbots­
verfügung von Wiesbaden liest sich 
streckenweise wie ein Dokument aus der 
Nazi-Zeit, und die Repressionspraxis 
trägt Züge einer Verfolgung wegen der 
Nationalität. Es wird aber daran erin­
nert, daß Polizeimittel gegen breit ange­
legte kurdische Informationsarbeit, — 
an den Orten, in den Betrieben und von 
Mensch zu Mensch — nicht greifen. 
Nachdem noch vor wenigen Jahren fast 
die gesamte Linke der BRD auf die anti­
kurdische Hetze hereingefallen war, 
zeigt z.B. die Unterstützung der Kurdi­
stan-Demonstration doch an, daß die an­
tikurdische Türkeipolitik der BRD in der 
Öffentlichkeit der BRD an Rückhalt ver­
liert. — (maf)

Termine

5.—6.3. M.o.BDKdesBWKinKöln.

8.3. Internationale Konferenz der 
Frauen aus Kurdistan. Köln, Jugend­
gästehaus. Das Konferenzbüro zu errei­
chen unter Telefon 0228/630990, Fax 
02 28/630715

8.3. ßundesweiter Frauenstreik- und 
Aktionstag aus Anlaß des Internationa­
len Frauentages

12.3. Bundesweite Demonstration 
„Freiheit für Kurdistan“ in Bonn. Be­
ginn 11 Uhr, Josefshöhe.

11.—13.3. 3. Tagung des 3. PDS-Partei­
tags mit dem Schwerpunkt „Die PDS in 
den Wahlen 1994“ in Berlin.

13.3. Landtagswahlen Niedersachsen.

19.3. bis 27.3. Europaweite Aktionswo­
che gegen Rassismus

20.3. Kommunalwahlen in Schleswig- 
Holstein.

23.5. Wahl des Bundespräsidenten

12.6. Wahlen zum Europäischen Parla­
ment. Kommunal wählen in Baden- 
Württemberg, Mecklenburg-Vorpom­
mern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach­
sen, Sachsen-Anhalt, Thüringen



j 2% Aus Kultur und Wissenschaft

Dichtung und Entfremdung
Von Erich Fried liegen jetzt 

in vier Bänden die Gesam­
melten Werke vor, in die 
sämtliche Lyrik und die Prosa, 

also über 1000 Gedichte, die Er­
zählungen und der Roman Der 
Soldat und das Mädchen aufge­
nommen wurden. Erich Fried 
(1921-1986) gehörte zu einer 
Generation von Schriftstellern, 
die ihre literarische Arbeit un­
trennbar von den sozialen Bedin­
gungen der Literatur sahen und 
die sich die politische Bedeutung 
von einem Gedicht selbst dann 
nicht ausreden ließen, wenn es 
ein Liebesgedicht war. Treffend 
ist hier die Antwort Frieds auf 
die Frage eines Showmasters, ob 
es bei ihm, wo selbst seine Lie­
besgedichte politisch sind, über­
haupt nichts gäbe, was nicht poli­
tisch ist: daß auch eine falsch ge­
stellte Frage schon politisch wä­
re. Das zielt zunächst auf die Be­
langlosigkeit dieser Frage: als ob 
ein Schriftsteller noch wählen 
könnte, politisch zu schreiben 
oder nicht. Unabdingbar ist jedes 
Werk der Kunst, wo es nicht län­
ger seinen Dienst für Religion 
und Ritual hat, politisch. Der 
Schriftsteller hat nur zu beken­
nen, inwieweit er zu der Politik 
seines eigenen Schaffens steht. 
Frieds Liebesgedichte sind eben 
deshalb politisch, weil auch die 
Liebe heute ihrer Romantik ent­
hoben und politisch geworden 
ist, weil die Zeit, in der wir lie­
ben, politisch ist. Es ist mit der 
Frage des Showmasters aber 
noch eine zweite gestellt: ob 
denn ein Dichter politisch sein 
darfl Ob Gedichte — im Gegen­
satz zum Roman — nicht soviel 
schöpferische Kraft in sich ber­
gen würden, daß der Dichter sich 
nicht auf den politischen Alltag 
einlassen darf? Bei der Dicht­
kunst handelt es sich offenbar 
noch um das letzte Heiligtum des 
Literaturbetriebes. Ist bei Dich­
tem wie Päul Celan, Bert Brecht, 
Erich Fried, oder auf der ande- 
ren Seite auch Gottfried Benn ih­
re politische Intention nicht zu 
überlesen, so wird diese nachhal­
tig versteckt und durch strenge 
Regeln eines Fachdiskurses un­
wirksam gemacht; solange die 
Dichtung den Kriterien der 
Formgestaltung genügt, ist es 
austauschbar, ob Celan nun aus 
der Erfahrung der Konzentra­
tionslager schreibt oder Benn als 
Naziliterat.

Die Stärke Frieds liegt nun 
darin, daß er nicht nur politische 
Gedichte schreibt, sondern das 
Dichten selbst zum politischen 
Akt wird. Aus der Dialektik von 
Form und Inhalt ist die Spur ge­
sellschaftlicher Erfahrung nicht 
herauszubrechen — und das 
macht Fried für den Literaturbe­
trieb so spröde: weil die Form 
die Fingerabdrücke des politi­
schen Engagements nicht ver­
liert, wenn die Gedichte durch 
die Gebetsmühlen der Fachwelt 
gemahlen werden. Was Fried 
mit den Gedichten sagen will, 
bekennt sich also so weit zur 
dichterischen Form, daß es nur 
so zu sagen ist (und nicht etwa

durch einen Roman oder eine 
wissenschaftliche Abhandlung). 
Dabei durchbricht Fried gleich­
zeitig das zentralste Tabu, die 
Verständlichkeit: mit den Ge­
dichten zerstört er die Aura des 
Unverständlichen, die auf jedem 
Gedicht lastet und läßt es beredt 
werden.

Es führt diese Erörterung 
schließlich zu einem dritten Fra­
gekomplex, nämlich: ob Dich­
tung überhaupt politisch sein 
kann. Fried verwies diesbezüg­
lich auf den Doppelcharakter 
von Literatur und Kunst: gerade 
das schockierende, kritische Ma­
terial unterhält die Menschen 
und gewöhnt sie an das Schok- 
kierende.1 Und doch trägt Kunst 
Zeichen, die einen nicht gewöh­
nen lassen. „Ja, ich glaube, daß 

Erich Fried wurde am 6. Mai 1921 in Wien geboren. 1938 kurz nach der Besetzung 
Österreichs durch deutsche Truppen stirbt Frieds Vater an den Folgen eines 
Gestapo-Verhörs. Im August 1938 Flucht über Belgien nach England. Seither lebte 
Fried in London. 1940 erste Gedichte in Exilzeitschriften, In den folgenden Jahren 
u.a. Arbeit als Shakespeare-Übersetzer, Rundfunkredakteur (BBC). Ende der 60er 
Jahre engagierte sich Fried Innerhalb der Studentenbewegung, nimmt als Redner 
an Kundgebungen und am „Vietnam-Kongreß“ an der TU Berlin teil. Trotz seines 
politischen Engagements (u.a. für das „Russell-Tribunal“ über die Wahrung der 
Menschenrechte In der Bundesrepublik 1977) wird Fried Immer öfter mit Literatur­
preisen ausgezeichnet. Fried stirbt am 22. November 1988 an Krebs.

Wortklage
(Band 3, Seite 44)

Wie noch das Wort erheben 
gegen Entfremdung ? 
wie noch 
gegen Verdinglichung ?
Die Worte die immerzu fallen 
sind gefallen
Zu überheblich 
ist die gehobene Sprache

Das zur Warnung vordem Versinken 
erhobene Wort 
ist selbst schon versunken
Das Wort Entfremdung ist selbst entfremdet 
das Wort Verdinglichung 
selbst schon verdinglicht

Also zurück
zur poetischen Anspielung ? 
Aber
was sich abspielt in dieser Welt 
das spottet der Anspielungen

Die Wortführer haben den Worten 
den Hals umgedreht 
als sie den Menschen 
die Worte im Mund umdrehten 
Sie haben die Worte mundtot gemacht 
und worttot 
die Münderder von ihnen 
entmündigten Menschen

Die Worte sind tot 
die Führer sind leben geblieben 
Vielleicht werden sie erst sterben 
wenn sie die anderen 
mit toten Worten 
in den Tod geführt haben

das Sichnichtgewöhnen an be­
stimmte Dinge eine Vorbedin­
gung dafür ist, dem Klischeeden­
ken, das ungeheuer gefährlich 
ist, weil es uns allzu lenkbar und 
verführbar macht, keinen Vor­
schub zu leisten.“2 Im Gedicht 
Entwöhnung heißt es: „Denn 
wenn ich mich gewöhne / verrate 
ich / die die sich nicht gewöhnen 
/ ... / Wenn ich mich auch nur 
an den Anfang gewöhne / fange 
ich an mich an das Ende zu ge­
wöhnen.“ (2/541) Was heißt das 
Sichnichtgewöhnen aber bezüg­
lich der dichterischen Form, also 
des sprachlichen Ausdrucks ?

Wenn der Nationalsozialismus 
auch an der Sprache seine Blut­
spuren hinterlassen hat, und die 

Dichtung der Nachkriegsrestau­
ration besonders Wert auf ver­
meintliche „Urspünglichkeit“ 
und „Eigentlichkeit“ der Spra­
che legte, dann könnte Adorno 
mit seinem Verdikt: „Kein Ge­
dicht nach Auschwitz“ recht ha­
ben: zumindest wären Gedichte 
nicht, möglich, die sich vorbe­
haltlos in einem rein-ästheti­
schen Raum künstlerischer Frei­
heit bewegen. Fried weiß darum 
und schöpft seine Gedichte nur 
aus der beschädigten Sprache des 
Alltags; er weiß, daß ihm keine 
andere, „höhere“ Kunstsprache 
zur Verfügung steht. Die zitier­
ten Zeilen aus Entwöhnung lesen 
sich wie ein Satz; das Dichteri­
sche ruht in dem Umbruch der 
Zeilen als Signum sprachlicher 
Brüchigkeit. Wörtlich über­

nimmt Fried etwa einen Anzei­
gentext im Gedicht Tiermarkt / 
Ankauf. „Der Polizeipräsident / 
in Berlin sucht: / Schäferhund­
rüden. / Alter ein bis vier Jahre, / 
mit und ohne / Ahnentafel. / 
Voraussetzungen: einwandfreies 
Wesen / rücksichtslose Schärfe / 
ausgeprägter Verfolgungstrieb / 
Schußgleichgültig und gesund / 
...“ (2/26f.) Diese Dichtung 
ist die wahre konkrete Poesie 
und hat wenig gemein mit einer 
konkreten Poesie, die mit der 
Sprache spielt; Frieds Dichtung 
ist konkret, weil sie sich an den 
konkreten Zuständen der Gesell­
schaft messen läßt. Immer wie­
der finden sich Gedichte, die ge­
nau dieses Dreieck von Dichter, 

Gedicht und Gesellschaft thema­
tisieren, wie etwa Wortklage. In 
gewisser Hinsicht kann dieses 
Gedicht als eine Art Programm 
von Fried gelesen werden: ein 
Programm, daß Fried immer 
wieder namhaft gemacht hat: 
„Meine Hauptaufgabe als enga­
gierter Schriftsteller sehe ich im 
Kampf gegen Entfremdung und 
Verdinglichung, den ich für 
wichtiger halte als tagespoliti­
sche Gedichte, die ich gelegent­
lich schreibe.“3

Damit zielt Fried als Schrift­
steller nicht auf einzelne Miß­
stände innerhalb des Sozialen, 
sondern auf das Ganze der Ge­
sellschaft: mit der Entfremdung 
und Verdinglichung benennt er 
eine Grundstruktur der kapitali­
stischen Warentauschgesell­

schaft. Fried meint damit weni­
ger einen subjektiven Gefühlsbe­
griff von Entfremdung, mit dem 
seit Ende des letzten Jahrhun­
derts eine kulturpessimistische 
Tendenz zum Ausdruck kommt 
und vor allem das Bildungsbür­
gertum gegen eine „Entwurze­
lung“ innerhalb seiner Klasse 
anzukämpfen bestrebt ist, son­
dern er meint mit Entfremdung 
den von Hegel kommenden Be­
griff wie ihn Marx daigelegt hat: 
die Entfremdung, die der 
Mensch a) im Produktionspro­
zeß zwischen sich und dem pro­
duzierten Gegenstand erfährt; 
desweiteren b) im Akt der Pro­
duktion, als c) Entfremdung von 
der Natur, von der er sich als

Mensch unterscheidet; gleich­
zeitig aber auch d) Entfremdung 
von der Natur des Menschen als 
Gattungswesen, was schließlich 
e) zur Entfremdung zwischen 
den Menschen führt.4 Die kapi­
talistische Produktionsweise, die 
alle Gegenstände in Waren — al­
so leblose Dinge — verwandelt, 
verwandelt auch die Menschen 
über den Verkauf ihrer Ware 
Arbeitskraft in Dinge: das meint 
der Begriff Verdinglichung in 
Kürze, wie Georg Lukäcs sie be­
schrieben hat. Das Gedicht Ver­
ewigung bringt das zur Sprache: 
„Zum Versteinern / stehen die 
Leute Schlange / Wer an die Rei­
he kommt / steigt auf das Tritt­
brett / Er wirft sein Geldstück ein 
/ und wählt Gesteinsart und Far­
be / ... / JEDER SEIN EIGE­

NES DENKMAL / liest man im 
Schlangestehen / Manche stehen 
so stramm / als wäre das gar 
nicht mehr nötig“ (1 /267).

Erich Fried befindet sich als 
Schriftsteller aber nicht in einem 
Raum außerhalb des Verwer­
tungszusammenhangs, der die 
Menschen in Waren verwandelt. 
Er weiß, daß er Produzent ist, im 
Produktionsverhältnis steht und 
seine Kunst auch Ware ist; 
Schöpfertum und Geniekult ge­
hören der Vergangenheit an — 
und doch ist der Kunst noch eine 
Kraft zu eigen, mit der sie sich 
ihrem Wesen nach der Waren­
welt entzieht und autonomes, au­
thentisches Produkt ist. Nur eine 
genaue Unterscheidung von We­

sen und Erscheinung des künstle­
rischen Gegenstandes läßt erken­
nen, ob es sich objektiv um 
Kunst handelt oder um ein bloßes 
Produkt der Kulturindustrie: ein 
Produkt der Kulturindustrie wä­
re das, was nur als Kunst er­
scheint, dem Wesen nach aber 
eine Ware ist; ein authentisches 
Kunstwerk ist dem Wesen nach 
Kunst, und nur auf der Erschei­
nungsebene auf die Warenform 
angewiesen. Doch ist diese Un­
terscheidbarkeit von Wesen und 
Erscheinung auf Dialektik ange­
wiesen, bedingt durch den ge­
sellschaftlich notwendigen 
Schein, der auf der Kunst lastet: 
keine Kunst ist unmittelbar zu­
gänglich, jede Kunst bedarf der 
Vermittlung. Das vermittelnde 
Element bei einem Gedicht ist 
aber die Sprache selbst — kein 
Weg reicht an der Sprache vorbei 
in den Kem eines Gedichtes, also 
sozusagen zu dem, was es abzüg­
lich der Sprache wäre. Fried 
drückte das in seinem Gedicht 
Zweifel an der Sprache folgen­
dermaßen aus: „Zweifel / an der 
Sprache / aussprechen / heißt / 
ausgesprochenen Zweifel / an 
der Sprache / zur Sprache brin­
gen“ (2/239). In diesem langen 
Gedichtzyklus heißt es später: 
„Denn die Herren die die Spra­
che beherrschen / sind nicht die 
die die Sprache beherrschen“ 
(2/245). Dieser Umgang mit 
Sprache hat auch seine politische 
Konsequenz, wie das Gedicht 
Herrschaftsfreiheit ausdrücken 
mag: „Zu sagen / ,Hier / 
herrscht Freiheit* / ist immer / 
ein Irrtum / oder auch / eine 
Lüge: / Freiheit / herrscht nicht“ 
(3/113). Ein sprachlicher Irr­
tum, weil der Begriff von Frei­
heit die Rede von Herrschaft aus­
schließt; eine politische Lüge 
deshalb, weil dort, wo ge­
herrscht wird, Freiheit nicht sein 
kann. Daß Fried sich derart mit 
seiner Dichtung ins Politische 
eingemischt hat, macht nicht nur 
seine Gedichte zu den vielleicht 
wichtigsten unserer Zeit; auch 
mit seiner Person hat er daran er­
innert, welches soziale Engage­
ment den Dichter verpflichtet — 
und diese Erinnerung wiegt 
schwer angesichts der Zurückge­
zogenheit und Weltflucht gegen­
wärtiger deutscher Lyrik, die 
von den politischen Zuständen 
sich frei zu glauben scheint.
- (rob)

Erich Fried, Gesammelte Werke. Gedichte 
und Prosa, herausgegeben von Volker Kau- 
korcit und Klaus Wagenbach, mit den wich­
tigsten Lebensdaten, zahlreichen Fotogra­
fien und Illustrationen, Verlag Klaus Wigen- 
bach, Berlin 1993
1 vgl. Fried, Schriftsteller, Erfolg und ’ 

Wohlstandsgesellschaft, in: Gedanken in 
und an Deutschland, Wien, Zürich. 1988, 
S. lOf.

2 Fried, Warum und zu welchem Ende be­
treiben wir Kulturzerstönmg?, in: ebda., 
S. 189

3 Fried, Vorbeugemord, in: ebd., S. 76. 
Fried hatte sich in einem Beleidigungspro- 
zeß vor dem Amtsgericht Hamburg 1974 
wegen eines Leserbriefes zu verteidigen, 
in dem er die polizeiliche Erschießung des 

Studenten Georg wn Rauch als ..M^rbev- 
gemord“ bezeichnete.

4 vgl. Karl Marx. Die entfremdete Arbeit, in 
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